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„Alle reden vom Wetter, aber
keiner tut etwas dagegen“,
meint unsere Vorzimmerper-
le gemeinsam mit Karl Valen-
tin, während sich ihrChef auf
das Frühlingsfest einstimmt
und die Menschen fürachtsa-
men Umgang mit der Natur
sensibilisieren möchte. S. 15

Vielfältige Möglichkeiten kommunaler Zusammenarbeit erör-
tern Experten am 16. März beim 5. Kommunalforum Alpen-
raum im Lindner-Innovationszentrum in Kundl in Tirol. In ei-
ner Talkrunde werden Repräsentanten der kommunalen Spit-
zenverbände aus Bayern, Tirol und Südtirol zum Tagungsthe-
ma Stellung nehmen.

Aktuelle Herausforderungen können Kommunen im Alpenraum
nicht länger als Einzelkämpfer meistern. Kreative Zusammenarbeit
ist angesagt –  auch und gerade auch über Ländergrenzen hinweg.

Nach der Begrüßung durch den Hausherrn, Mag. Hermann Lind-
ner, wird Tirols Landesrat Johannes Tratter in das Thema der grenz-
überschreitenden Tagung einführen. Die anschließende Keynote
spricht Prof. Dr. Peter Filzmaier vom Wiener Institut für Strategie-
analysen (ISA). Der Wissenschaftler wird unter anderem aufzei-
gen, wie eine Kooperation von Gemeinden langfristig geplant wer-
den kann – und wo es Gemeinsamkeiten oder Widersprüche gibt. 

Im zweiten Vortrag stehen erfolgreiche Wege in der Daseinsvor-
sorge im Mittelpunkt. Gerlinde Rogatsch (Humanocare) erörtert
private Partnerschaften im Gesundheits- und Sozialbereich. Nach
den folgenden Thementischen diskutieren Spitzenvertreter der
Kommunalverbände darüber, wie die Gemeinden effizienter zu-
sammenarbeiten können.

Für die Vertreter bayerischer Kommunen ist die Teilnahme er-
neut kostenlos. Informationen und Anmeldung: http://www.
kommunalforum-alpenraum.eu 

5. Kommunalforum Alpenraum: 

Gemeinsam statt einsam

Vormerken!

16. M
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Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Nein zu gymnasialem Mischmodell 
Für eine rasche Rückkehr zum neunjährigen Gymnasium hat
sich der Bayerische Städtetag in München ausgesprochen. Bei ei-
ner Pressekonferenz wies der Vorsitzende des Bayerischen Städte-
tages, Nürnbergs OB Ulrich Maly darauf hin, dass für die Sach-
aufwandsträger rasch Planungssicherheit hergestellt werden
müsse. Mischmodellen von acht- und neunjährigem Gymnasium
erteilte er eine klare Absage.

„Die Bürgermeister sind des
Hin und Her überdrüssig“, erklär-
te der Verbandsvorsitzende. Die

Kommunen benötigten Klarheit
über die Laufzeit des Gymnasi-
ums. Der Vorstand des Bayeri-

schen Städtetags erwartet von der
Staatsregierung, dass das Konne-
xitätsprinzip zur Anwendung
kommt: Zusätzliche Investitions-
kosten einer Gymnasialreform
müssten den Kommunen ersetzt
werden. Wenn der Freistaat das
neunstufige Gymnasium einführt,
habe er für die Mehrkosten bei
der Umstellung aufzukommen. 

Kompliziert und zu teuer

Nach Malys Auffassung „wa-
ren die Ideen für flexible Lösun-
gen alle gut gemeint, sind aber zu
kompliziert und zu teuer“. Die
Kommunen als Sachaufwands-
träger dürften nicht mit unter-
schiedlichen Gymnasialmodellen
im Stich gelassen werden. Dies
würde schwer organisierbare Pa-
rallelstrukturen in der Gymnasial-
landschaft schaffen. Zudem könn-
ten Konkurrenzsituationen zwi-
schen Gymnasien entstehen. Be-
nötigt würden verlässliche Struk-
turen in der Schullandschaft.

Der Städtetagschef verwies zu-
dem auf Gespräche mit Wirt-
schaftsvertretern, denen die Be-
rufseinsteiger nach G8 und dem
teilweisen Wegfall von Wehr-
pflicht und Zivildienst zu jung
seien. Zur Gestaltung des refor-
mierten G9 meinte er: „Ich wün-
sche mir einen Lehrplan, der jun-

Bayerischer Gemeindetag:

Licht und Schatten
Der Ministerrat hat vor kurzem beschlossen,
Gesichtsverhüllung in wichtigen Bereichen des
täglichen Lebens zu verbieten. Damit werde
ein klares Bekenntnis zum freiheitlich demo-
kratischen Werteverständnis gesetzt, hob Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe Brandl in Mün-
chen hervor. 

Die Gesichtsverhüllung wird in den Bereichen
Öffentlicher Dienst, Hochschulen, Schulen, Kin-
dergärten, im Bereich der allgemeinen Sicherheit
und Ordnung sowie bei Wahlen verboten. Dieses
Burka-Verbot für besonders sensible Bereiche des
öffentlichen Lebens und des Kindeswohls hat der
Ministerrat beschlossen, um schnell und rechtssi-
cher ein Burka-Verbot im bayerischen Landes-
recht zu verankern. Der Ministerrat bekräftigte,
dass die verfassungsrechtliche Diskussion um ein
vollständiges Burka-Verbot im öffentlichen Raum
noch nicht abgeschlossen ist. 

Selbstverständnis eines 
freiheitlichen Gesellschaftssystems

„Wer in unserer Gesellschaft in der öffentlichen
Verwaltung Dienstleistungen für die Bürgerinnen
und Bürger erbringt, muss selbst erkennbar sein
und sich im wahrsten Sinne des Wortes in die Au-
gen blicken lassen. Dies gilt ganz besonders auch
für Erzieherinnen und Lehrerinnen in Kinderta-
geseinrichtungen und Schulen. Eine selbstge-
wählte oder angeordnete Abschottung mittels ver-
schleiernder Kleidung entspricht nicht unserem
Selbstverständnis als freiheitliches Gesellschafts-
system. Und auch wer ein Wahllokal betritt, soll-
te dies mit ‚offenem Visier‘ tun. Hier ist es wich-
tig, eine Identifikation als wahlberechtigte Wäh-
lerin zu ermöglichen“, unterstrich Brandl. 

Eine klare Absage erteilt der Bayerische Ge-

meindetag hingegen Reformplänen des Bundes-
verbands deutscher Banken. Dieser arbeitet der-
zeit an einer Reform seiner freiwilligen Einlagen-
sicherung. Ziel ist es, den Schutz des Einlagensi-
cherungsfonds vor allem auf private Kunden zu
konzentrieren. Während sich für die Privatkunden
von Banken nichts ändern soll, ist beabsichtigt,
Bund, Länder und Kommunen nicht mehr dem
Schutz des freiwilligen Einlagensicherungsfonds
zu unterstellen. 

Wie Präsident Brandl feststellte, „haben die
Bürgerinnen und Bürger in unseren Gemeinden
und Städten ein berechtigtes Interesse daran, dass
das Geld ihrer Kommune, das letztlich das Geld
der Steuerzahler ist, genauso sicher ist wie das
von Privatkunden. Es kann nicht sein, dass das
Geld futsch ist, wenn die Bank pleitegeht. Die
Bürgerinnen und Bürger haben dieses Geld
schließlich durch Zahlung von Steuern, Gebühren
und Beiträgen gemeinsam aufgebracht und müs-
sen darauf vertrauen dürfen, dass es der Kämme-
rer der Stadt oder Gemeinde sicher anlegt. Die
Pläne des Bankenverbands sind ein Schlag ins
Gesicht der Bürgerinnen und Bürger.“

Brandl wies darauf hin, dass die Begründung
des Bankenverbands, Kommunen könnten vom
Einlagensicherungsfonds deswegen ausgenom-
men werden, weil sie „als professionelle Investo-
ren in der Regel die notwendigen Kenntnisse hät-
ten, um Risiken einschätzen zu können“, jeden-
falls so pauschal nicht zutreffe. In der Vergangen-
heit hätten gerade Banken nicht wenigen Kom-
munen riskante Geldgeschäfte empfohlen, die so
manchen Kämmerer überfordert hatten. Der Ge-
meindetagschef forderte daher, die Kommunen
den Privatkunden gleichzustellen. Für diese bleibt
der Schutz der freiwilligen Einlagensicherung
auch künftig bestehen. DK

gen Menschen auch noch Zeit
zum Leben lässt.“

Stichwort Wohnungsbau: Da
sich in stark verdichteten Räumen
die Mobilisierung von Bauland
schwierig gestaltet, schlägt der
Städtetag vor, dass Landwirte
zeitlich befristet eine steuerliche
Ermäßigung für Grundstücksver-
äußerungen an Kommunen erhal-
ten: Erzielt ein Landwirt Einnah-
men aus landwirtschaftlicher
Tätigkeit aufgrund einer Veräuße-
rung von Grundstücken an die
Gemeinde, müssten die Reinves-
titionsmöglichkeiten (laut Para-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Ministerin Aigner kündigt neue Förderprogramme an:

Bayerns Tourismus 
mehr als ein Aushängeschild

Die Branche betont ihre gesamtwirtschaftliche Bedeutung
Trotz Rekordzahlen auch Forderungen an die Politik

Bayern hat sich auch 2016 wieder als Tourismusstandort
bestens behauptet. Der Freistaat war und ist das mit Ab-
stand beliebteste Reiseziel in Deutschland. Zum fünften Mal
in Folge, so berichtete Bayerns Tourismusministerin Ilse
Aigner, die offiziell den Titel Staatsministerin für Wirtschaft
und Medien, Energie und Technologie führt, gab es Rekor-
de bei Gästeankünften und -übernachtungen. Damit es bei
der schon langjährigen Aufwärtsentwicklung bleibt, will
der Freistaat den Tourismus in den kommenden Jahren mit
Sonderprogrammen fördern, teilte die Ministerin in der
„Jahrespressekonferenz Tourismus“ mit.  

Positive Bilanzen zogen bei
dieser Gelegenheit auch die Bay-
ern Marketing GmbH (by.TM),
der Bayerische Heilbäderverband
und der Bayerische Hotel- und
Gaststättenverband DEHOGA.
Neben den Erfolgsmeldungen
wurden aber auch Wünsche der
Branche vor allem an die Politik
geäußert.

Stabiler Wachstumskurs

Die Zahl der Gästeankünfte
nahm im Vergleich zum Vorjahr
um 3,5 % auf 35,4 Mio. zu, die
Zahl der Gästeübernachtungen
stieg um 3,1 % auf 90,8 Mio.,
wodurch erstmals die Marke von
90 Mio. überschritten wurde.
Dieses Ergebnis würdigte die Mi-
nisterin als „etwas ganz Beson-
ders“. Der Tourismus, seit Jahren
auf einem stabilen Wachstums-
kurs, sei aber für Bayern nicht nur
ein Aushängeschild, sondern
auch ein bedeutender Wirtschafts-
faktor, hob Aigner hervor. Rei-
sende gäben nämlich jährlich
mehr als 31 Mrd. Euro in Bayern
aus. Über 560.000 Beschäftige
lebten vollständig vom Touris-
mus. Der Freistaat trage 18,5 %
zur touristischen Wertsschöpfung
in Deutschland bei. Ganz wichtig
sei, dass das Wachstum im Tou-
rismus Stadt und Land zugute
kommen.

Das hat entscheidend dazu bei-
getragen, dass sich alle vier Tou-
rismusregionen im Freistaat „sehr
gut“ entwickelt haben. Franken
hat bei den Ankünften sein bestes
Jahresergebnis erzielt und dabei
im 10-Jahres-Vergleich um 27,1 %

auf 1,91 Mio. zugelegt. Zugleich
stiegen die Übernachtungen um
19 % auf 3,22 Mio. In Ostbayern
(Oberpfalz und Niederbayern)
hat sich vor allem die Oberpfalz
mit einem Plus von 5,1 % bei den
Ankünften und von 5,9 % bei den
Übernachtungen gegenüber dem
Vorjahr sehr positiv entwickelt,
Niederbayern brachte es auf 
+ 24 % bei den Ankünften und 
+ 11,9 % bei den Übernachtun-
gen. Insgesamt legten in Ostbay-
ern im 10-Jahresvergleich die
Ankünfte um 20,8 % auf gut 
883.150 zu und die Übernachtun-
gen um 3,5 % auf 583.749. Die
dritte Region (das Allgäu und
Bayerisch Schwaben) verzeich-
nete bei den Ankünften über die
zehn Jahre hinweg ein Plus von
45,2 % auf 1,61 Mio. bei den
Ankünften und von 23,7 % auf
2,98 Mio. bei den Übernachtun-
gen. Oberbayern schnitt im 10-

Jahres-Vergleich am besten ab
mit 4,63 Mio. Ankünften (+ 40,1
%) und 7,77 Mio. Übernachtun-
gen (+ 25,6 %).

Vielfältige Angebote

Das Wachstum im Bayerntou-
rismus basiert, so Aigner, auf
vielfältigen Angeboten. Der Städ-
tetourismus nahm um 2,0 % bei
Ankünften und 1,6 % bei den
Übernachtungen zu. Überdurch-
schnittliche Zuwächse verzeich-
nete auch der Campingtourismus.
Wichtige Beiträge lieferten die
Hotellerie sowie die Vorsorge-
und Reha-Kliniken. So gab es bei
den Heilbädern ein Plus von 
5,4 % bei den Ankünften und von

3,6 % bei den Übernachtungen.
Dies beweise, dass Gesundheits-
tourismus im Trend liege.

Die Ministerin verschwieg
nicht, dass die schrecklichen Ter-
rorereignisse in München, Ans-
bach und Würzburg Auswirkun-
gen auf den Tourismus hatten. Es
habe aber zum Glück nur kurz-
fristige Rückgänge gegeben, die
im Jahresverlauf kompensiert
werden konnten. Festzuhalten
bleibe aber, dass Sicherheit ein
entscheidender Faktor in der Tou-
rismuswirtschaft sei.

Sonderprogramme

Um auch für die Zukunft gut
gewappnet zu sein, kündigte Aig-
ner die Sonderprogramme „Pre-
miumoffensive Tourismus“ und
„Almwirtschaft und Berggasthö-
fe“ an. Das Herzstück im Bayern-
tourismus seien die mehr als 
39.500 gastgewerblichen Betriebe,
die einen Jahresumsatz von 15,8
Mrd. Euro erwirtschafteten und
über 400.000 Menschen beschäf-
tigten. Um sie bei Investitionen
zur Qualitätssteigerung (Umbau,

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Pfister

97534 Waigolshausen
am 10.3.

Bürgermeister Hans Reichhart
89343 Jettingen-Scheppach

am 11.3.
Bürgermeister Franz Erhart

87484 Nesselwang
am 15.3.

Bürgermeister Josef Reiser
84048 Mainburg

am 19.3.
Bürgermeister Alfred Grözinger

87748 Fellheim
am 22.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Helga Schmidt-Neder
97828 Marktheidenfeld

am 18.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Hammer

92699 Irchenrieth
am 15.3.

Bürgermeisterin
Friederike Sonnemann

95679 Waldershof
am 19.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hubert Oberhauser

82544 Egling
am 12.3.

Bürgermeister Robert Strobel
89335 Ichenhausen

am 18.3.
Bürgermeister Johann Stich

87674 Ruderatshofen
am 18.3.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Huber

84036 Kumhausen
am 9.3.

Bürgermeister Udo Dauer
96260 Weismain

am 16.3.
Bürgermeister Rainer Mayer

97215 Weigenheim
am 21.3.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister

Andreas Steppenberger
85072 Eichstätt

am 14.3.
Bürgermeister Peter Kraus

97503 Gädheim
am 15.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Söder zieht Bilanz nach zwei Jahren Behördenverlagerung:

Erfolgreich Arbeit zu den
Menschen bringen

Zwei Jahre nach dem offiziellen Start der größten Regionalisie-
rung von Behörden und staatlichen Einrichtungen der letzten
Jahrzehnte zieht Finanz- und Heimatminister Söder zufrieden
Zwischenbilanz: „Wir sind mit der Umsetzung der Behördenver-
lagerung voll auf Kurs. In ganz Bayern wird engagiert und moti-
viert gearbeitet. Bei allen Projekten wurde das Flächenmanage-
mentverfahren gestartet. In allen Regierungsbezirken haben 26
Behörden und staatliche Einrichtungen in den ersten beiden Jah-
ren ihren Dienstbetrieb aufgenommen; das sind mehr als 40 %
der Verlagerungsprojekte.“ 

Der Staatsbetrieb Immobilien
Freistaat Bayern (IMBY) hat in
den letzten beiden Jahren auf
Hochtouren gearbeitet um eine
passende Unterbringung für die
Behörden zu finden. Bei allen
Verlagerungsprojekten wurde das
Flächenmanagementverfahren
bereits eingeleitet. Davon sind
fast 90 % jedenfalls temporär ab-
geschlossen. Die Projekte konn-
ten entweder in bereits vorhande-
nen staatlichen Immobilien, in
Anmietungen vor Ort, in einem
zu errichtenden Neubau oder ei-
ner noch zu erwerbenden Immo-
bilie untergebracht werden. Um
einen zügigen Personalaufbau
vor Ort zu ermöglichen wurde bei
einigen Verlagerungsprojekten

auf eine Zwischenunterbringung
zurückgegriffen.

Ende 2016 waren bereits rund
340 Personen an den neuen Ziel-
orten angekommen, davon rund
170 Beschäftigte, 170 Studieren-
de. Die Staatsregierung steht zum
Personalrahmenkonzept: Es gibt
keine Zwangsversetzung an die
neuen Zielorte. Der Personalauf-
bau erfolgt überwiegend durch
Neueinstellungen von Beschäf-
tigten aus der Region und unter
Berücksichtigung der vorliegen-
den Versetzungswünsche. Die al-
tersbedingte Fluktuation unter-
stützt den Verlagerungsprozess.
Bislang liegen mehr als 300 Ver-
setzungswünsche in die Zielre-
gionen vor. Auch das Interesse
von außen ist enorm – rund 1.900

Bewerbungen und Interessensbe-
kundungen sind eingegangen.
„Das beweist, dass die Staatsre-
gierung Wort hält und wir die
Verlagerungen gemeinsam mit
den Menschen umsetzen, damit
diese in ihrer Heimat wohnen und
arbeiten können. Attraktive Ar-
beitsplätze sind ein entscheiden-
der Faktor, damit junge Men-
schen in ihrer Heimat bleiben
können,“ so Söder. „Wir wollen
keine „Hauruck-Aktionen“, son-
dern einen organischen Verlage-
rungsprozess. Deshalb sieht das
Konzept auch einen Zeitrahmen
bis 2025 vor,“ erinnert der Fi-
nanzminister. Die Umsetzung der
Verlagerungen erfolgt durch die
einzelnen Fachressorts.

Ausblick

Söder gab auch einen Ausblick
auf die kommenden Jahre. Zu-
sätzlich zu den bereits gestarteten
Maßnahmen werden 2017 und
2018 voraussichtlich weitere 19
Behörden ihren Dienstbetrieb mit
rund 200 Beschäftigten und 260
Studierenden aufnehmen. Der

(Fortsetzung von Seite !)
graph 6b Einkommensteuerge-
setz EStG) erweitert werden und
befristete Steuervergünstigungen
gewährt werden. 

Darüber hinaus muss Maly zu-
folge ein Grundfreibetrag zweck-
gebunden für Grundstücksver-
äußerungen an Städte und Ge-
meinden und deren kommunale
Wohnungsunternehmen für den
Mietwohnungsbau geschaffen
werden, der das Baugrundstück
für das mehrgeschossige Wohn-
haus und die erforderliche Infra-
struktur, Ausgleichsflächen für
Natur- und Landschaftsschutz so-
wie für den Flächenerwerb zum
Hochwasserschutz umfasst. Die
steuerlichen Begünstigungen
sollten nur befristet gewährt und
bei anhaltendem Bedarf verlän-
gert werden. Der Bayerische
Städtetag hat die Staatsregierung
gebeten, dieses Anliegen gegenü-
ber dem Bund zu unterstützen.

Flächen für den 
Wohnungsbau mobilisieren

Maly: „Wir müssen alles, was
an geeigneten Flächen zur Verfü-
gung steht, für den Wohnungsbau
mobilisieren.“ Bund, Freistaat
und Kommunen müssten ihren
Grundstücksbestand nach geeig-
neten Bauplätzen durchsuchen
und Baulücken systematisch
erfassen; dazu gehörten auch
Grundstücke wie ehemalige Ka-
sernengelände und Militärflächen
der Bundesanstalt für Immobili-
enaufgaben (BImA) und Flächen
der Immobilien Freistaat Bayern
(IMBY). Möglicherweise seien
dabei neue Wege zu gehen, weil
bestehende Instrumente wie etwa
das Baugebot nicht wirksam sind. 

Folgende Instrumente können
nach Ansicht des Städtetags eine
Verbesserung bringen: Erweite-
rung der Vorkaufsrechte im Bau-
gesetzbuch für Flächenbevorra-
tungen, um neue Quartiere ent-
wickeln zu können; stärkere
Berücksichtigung sozialer und
struktureller Belange bei der Ver-
äußerung von Konversionslie-
genschaften durch die BImA;
Gleichstellung von Gemeinden
bei der Genehmigungsfreistel-
lung im Grundstücksverkehrsge-
setz mit Bund und Freistaat sowie
Harmonisierung des Vollzugs des
Artenschutzes. 

Wie der Verbandschef erläuter-
te, seien an vielen Orten die Ei-
gentümer derzeit nicht bereit, un-

bebaute Grundstücke zu verkau-
fen. Die Gründe sind laut Maly
vielfältig: „Teils werden Grund-
stücke für die Nachkommen-
schaft vorgehalten. Teils werden
Grundstücke wegen des überhitz-
ten Immobilienmarkts mit rasant
steigenden Preisen als Spekulati-
onsobjekte in Erwartung eines
höheren Gewinns zurück gehal-
ten. Teils fehlt es wegen der der-
zeitigen Niedrigzinsphase an
Möglichkeiten, den erlösten Wert
anderweitig sicher zu anzulegen.
Teils hemmt die Steuer, die auf
den Verkaufserlös anfällt, den
Willen zum Verkauf eines Grund-
stücks. Besonders Landwirte zei-
gen sich zurückhaltend beim Ver-
kauf nicht mehr benötigter Flä-
chen, weil dadurch hohe Steuern
ausgelöst werden. Dies gilt im
städtischen Umland ebenso wie
im Stadtkern. Beispielsweise be-
finden sich im Stadtgebiet Nürn-
berg viele nicht mehr bewirt-
schaftete Hofstellen, die man
überwiegend wegen des befürchte-
ten Steueranfalls nicht verkauft.“

Gemeinsame Verantwortung
von Bund, Ländern 
und Kommunen

Beim weiteren Thema Integra-
tionskosten rief Maly den Frei-
staat dazu auf, die Kommunen
nicht im Stich zu lassen. Schließ-
lich schulterten sie zuverlässig
ihren Anteil bei der Unterbrin-
gung und Integration von Men-
schen auf der Flucht. Ohne die
kommunalen Leistungen hätten
Bund und Land in den vergange-
nen Jahren die Herausforderun-
gen von Zuwanderung und Inte-
gration nicht meistern können. 

„Bayerns Kommunen haben
sich darauf verlassen, dass der
Staat sie bei den Kosten nicht im
Stich lässt. Er muss dauerhaft zei-
gen, wie er die Verantwortungs-
gemeinschaft von Bund, Ländern
und Kommunen finanziell gestal-
tet“, betonte der Vorsitzende und
ergänzte: „Integration geschieht
in den Städten und Gemeinden.
Wenn Integration funktionieren
soll, sind weniger der Bund und
die Länder gefordert, sondern an
erster Stelle die Kommunen. Da
die Kommunen ihre Integrations-
aufgaben in Krippen, Kindergär-
ten, Kindertagesstätten, Schulen,
Musikschulen, Volkshochschu-
len, Kultureinrichtungen, Ehren-
amt und Sportstätten erfüllen,
müssen sich Bund und Länder an

den aufgewendeten Kosten stär-
ker beteiligen.“ 

Wie Maly deutlich machte, „er-
kennen wir die Leistungen des
Freistaats an, verweisen aber auf
eine Tatsache: Trotz der staatli-
chen Leistungen bleiben hohe
Belastungen für die kommunalen
Haushalte. Wir werden weiterhin
hartnäckig die kalte Kommunali-
sierung von Integrationskosten
kritisieren. Der Freistaat muss die
Kommunen angemessen an sei-
nem Teil der Bundesmittel von 6
Milliarden Euro beteiligen. Wenn
die Kommunen ihre vielfältigen
Aufgaben erfüllen sollen, sind sie
auf die Mittel von Bund und Frei-
staat angewiesen.“ 

Bei Verhandlungen der kom-
munalen Spitzenverbände mit der
Staatsregierung im Dezember
2016 konnte Maly zufolge eine
erste Linderung erreicht werden:
Die bayerischen Bezirke erhalten
für 2017 und 2018 eine Entlas-
tung von insgesamt 112 Millio-
nen Euro für die bislang vom
Freistaat nicht erstatteten Netto-
ausgaben für unbegleitete junge
volljährige Flüchtlinge in der
wirtschaftlichen Jugendhilfe.
Mitte 2017 soll eine Bestandsauf-
nahme zur Kostenentwicklung
stattfinden. Damit beteiligt sich
der Freistaat Bayern an den Kos-
ten der Jugendhilfe für unbeglei-
tete junge Flüchtlinge, die voll-
jährig geworden sind und weite-
ren Betreuungsbedarf haben. 

Nach den Worten des Städte-
tagsvorsitzenden „ist dies eine
nur halbwegs befriedigende Lö-
sung. Das ist besser als nichts,
hilft den Kommunen aber nicht
dauerhaft weiter: Denn der Frei-
staat ist trotz dieser Finanzspritze
nach wie vor das einzige Bundes-
land, das die Kosten der Jugend-
hilfe für Flüchtlinge teilweise
kommunalisiert: Dies geschieht
über die Bezirksumlage, die
kreisfreie Städte und Landkreise
bezahlen; die kreisangehörigen
Städte und Gemeinden sind über
die Kreisumlage betroffen.“ 

Die Bezirke seien aufgrund der
Entlastung, die der Freistaat in-
zwischen für 2017 und 2018 zu-
gestanden hat, angehalten, nicht
an der Umlageschraube weiter
nach oben zu drehen, so Maly.
Entlastungen der Bezirkshaushal-
te und Steigerungen der Umlage-
kraft sollten Spielraum für eine
Senkung der Umlagesätze bei
Bezirken und Landkreisen eröff-
nen. DK

Personalaufbau an den bereits
eingerichteten Behördenstandor-
ten wird mit rund 220 Beschäftig-
ten sukzessive fortgesetzt. Die
Zielregionen werden damit in
Summe um 420 Arbeitsplätze ge-
stärkt. Bis Ende 2018 werden 45
Behörden und Einrichtungen und
damit rund 75 % der Projekte ge-
startet sein. Mehr als 1.000 Perso-
nen werden an den Zielorten tätig
sein. Zum endgültigen Abschluss
kommen sollen bis Ende 2018
mindestens elf Projekte mit
knapp 160 Beschäftigten und 430
Studierenden.

Das Konzept „Regionalisie-
rung von Verwaltung – Behör-
denverlagerungen 2015“ sieht
insgesamt 64 Verlagerungspro-
jekte im Umfang von 3.155 Per-
sonen (2.225 Arbeits- und 930
Studienplätze) vor. Startschuss
für diese größte Regionalisierung
von Behörden und staatlichen
Einrichtungen der letzten Jahr-
zehnte war im März 2015. Alle
Regierungsbezirke profitieren
davon. Für die neuen Behörden-
standorte wurden vorrangig Re-
gionen ausgewählt, die im Raum
mit besonderem Handlungsbe-
darf liegen und nicht im Rahmen
der Hochschulinitiativen bereits
umfangreich gefördert werden.
Konversionsgemeinden wurden
ebenfalls berücksichtigt. Das
ganze Konzept ist Bestandteil
der Heimatstrategie der Bayeri-
schen Staatsregierung. 

Nein zu gymnasialem ...

Wie gelingt 
Demokratieerziehung?

Hanns-Seidel-Stiftung, Bayerisches Kultusministerium
und Bildungspakt Bayern führen gemeinsamen Bildungs-
dialog zur Demokratieerziehung von Flüchtlingen durch 

Unter dem Titel „Flucht nach Bayern – Wie gelingt Demokratie-
erziehung?“ trafen sich zahlreiche Experten und Referenten zum
Meinungs- und Informationsaustausch im Zentrum für politische
Bildung der Hanns-Seidel-Stiftung im Kloster Banz. Ziel war die
Entwicklung, Vertiefung und Umsetzung von Strategien, um
schulische Demokratieerziehung bei Geflohenen erfolgreich zu ge-
stalten und so letztendlich gelingende Integration zu ermöglichen. 

Geflohenen Menschen unser
Wertsystem zu vermitteln stellt
eine enorme Herausforderung
dar. Die meisten Flüchtlinge
stammen nämlich aus Ländern
mit gesellschaftlichen Normen
und Wertevorstellungen, die teils
ganz erheblich von den unseren
abweichen. So sind meist nicht
nur Sprache und Kultur fremd,
sondern vor allem auch unsere
freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung. Neben dem Erlernen
der deutschen Sprache ist die Ver-
innerlichung des hiesigen Werte-
fundaments und seiner Regeln für
eine gelingende Integration unab-
dingbar. 

Mit der enorm wichtigen Auf-
gabe, wie Demokratieerziehung
in diesem Sinne für Geflüchtete
in den Schulen erfolgreich gelin-
gen kann, beschäftigte sich des-
halb eine zweitägige Experten-
Arbeitstagung im Kloster Banz.
Durchgeführt wurde sie von der
Hanns-Seidel-Stiftung (HSS) in
Kooperation mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Bil-
dung und Kultus, Wissenschaft
und Kunst sowie dem Bildungs-
pakt Bayern. 

Fachvorträge, Erfahrungsbe-
richte und Diskussionen sollten
Erkenntnisse für die erfolgreiche
praktische Demokratieerziehung
im Schulalltag bringen. Und so
letztendlich entscheidend zu einer
gelingenden Integration von Ge-
flohenen beitragen. 

„Unser Wertefundament ist für
alle hier Lebenden bindend. Die-

se Grundwerte sind vor allem die
Würde des Menschen, der Schutz
von Leben und Gesundheit,
die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter, der gegenseitige Res-
pekt, die Achtung der Mitmen-
schen und die Toleranz gegenü-
ber Andersdenkenden. Nur wenn
unsere Werte vermittelt und auch
von den geflohenen Menschen,
die hier bleiben wollen, verinner-
licht werden, wird ihre Integrati-
on erfolgreich sein“, sagte Gast-
geberin und Vorsitzende der
Hanns-Seidel-Stiftung, Prof. Ur-
sula Männle. 

Zu den Teilnehmern zählten re-
nommierte Persönlichkeiten wie
der ehemalige Professor von Har-
vard und Göttingen für internatio-
nale Beziehungen, Dr. Bassam
Tibi, der stellvertretende vbw-
Hauptgeschäftsführer Dr. Chri-
stof Prechtel, der Direktor der
Bayerischen Landeszentrale für
politische Bildungsarbeit Dr. Har-
ald Parigger, der Bildungssekretär
des DGB, Mario Patuzzi und der
Vorstandsvorsitzende des Kol-
ping-Bildungswerks Bayern,
Axel Möller. Auch das Staatsmi-
nisterium war hochrangig mit
Ministerialdirigent German Den-
neborg vertreten, ebenso wie der
weitere Kooperationspartner, der
Bildungspakt Bayern mit seinem
Geschäftsführer Ralf Kaulfuß.
Pädagogen und Geflohene, die
derzeit Schulen besuchen, berich-
teten über ihre täglichen Erfah-
rungen und trugen so zum Er-
kenntnisgewinn bei. 

Arbeitskreis Migration und Integration der CSU: 

Keine Toleranz den Intoleranten
„DerAK MIGsteht für Respekt, Freiheit, Offenheit und Toleranz.
Wir verstehen uns als Brückenbauer zwischen den unterschiedli-
chen Kulturen und Religionen und tun alles in unserer Macht ste-
hende dafür, dass Bayern auch weiterhin das Land der gelingen-
den Integration bleibt“, erklärte der Landesvorsitzende des Ar-
beitskreises Integration und Migration (AK MIG) der CSU, Ozan
Iyibas, anlässlich einer Klausurtagung seines Verbands. 

Integration sei in Bayern eine
Erfolgsgeschichte. Dies könne
künftig nur funktionieren, wenn
alle an einem Strang ziehen und
die gleichen Wertvorstellungen
teilen. „Leider sind zunehmend
Entwicklungen zu beobachten,
die unserem Wertekanon wider-
sprechen“, bedauerte Iyibas.

Der Landesvorstand des AK
MIG sah sich daher gezwungen,
folgenden Beschluss zu fassen:

„Der Landesvorstand des Ar-
beitskreises Migration und Inte-
gration stellt klar, dass eine Mit-
gliedschaft in oder anderweitige
aktive Unterstützung von folgen-
den Organisationen und Gruppie-
rungen mit einer Mitgliedschaft
im Arbeitskreis Migration und In-
tegration unvereinbar ist:
 Föderation der Türkisch-De-
mokratischen Idealistenvereine in
Deutschland (ADÜTDF), Ver-
band der türkischen Kulturverei-
ne in Europa (ATB), Union der
türkisch-islamischen Kulturverei-
ne in Europa (ATIB), Idealisten-
Jugend (Ülkücü Gençlik), Turkos
MC, MHP und deren jeweilige
Untergliederungen und Mit-
gliedsvereine sowie weitere die
Ideologie der sog. „Grauen Wöl-
fe“ unterstützende oder mit die-
sen verbundene Gruppierungen
und Vereinigungen;
 „Islamische Gemeinschaft
Millî Görüs e.V.“ (IGMG), Ismail
Aða Cemaati (IAC), Saadet Parti-
si (SP), Erbakan-Stiftung sowie
weitere die Ideologie der Millî

Görüþ unterstützende oder mit
dieser verbundene Gruppierun-
gen und Vereinigungen;
 Union Europäisch-Türkischer
Demokraten (UETD);
 Türkisch-Islamische Union
der Anstalt für Religion (DITIB)
und dieser zugehörige Mitglieds-
vereine;
 Gülen-Bewegung;
 Die als Veranstalterin von tür-
kischen Demonstrationen 2016
aufgetretene und angeblich mit
der AKP verbundene AYTK (Eu-
ropäisches Neue-Türken-Komi-
tee – Avrupa Yeni Türkler Komi-
tesi);
 Die Arbeiterpartei Kurdistans
(PKK), deren Jugendorganisatio-
nen „Ciwanên Azad“ und „Ko-
malên Ciwan“, AZADÎ e.V.
Rechtshilfefonds für Kurdinnen
und Kurden in Deutschland, De-
mokratisches Gesellschaftszen-
trum der KurdInnen in Deutsch-
land e.?V. (NAV-DEM) und ihre
Mitgliedsvereine);
 Syrische YPG;
 Die Einheit.“

In unserem Arbeitskreis sind
Nationalisten genauso wenig er-
wünscht, wie Menschen, die aus-
ländische Innenpolitik auf deut-
schem Boden betreiben“, so der
Landesvorsitzende. Der AK MIG
ist weltoffen und tolerant. Um
seine Arbeit im Sinne der gelin-
genden Integration weiterbetrei-
ben zu können, müsse aber ganz
unmissverständlich gelten: keine
Toleranz den Intoleranten!“ 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

„Die Europäische Union be-
findet sich – zumindest teilweise
– in einer Krise.“ Dieses für je-
den proeuropäisch eingestellten
Politiker und Bürger schockie-
rende Zitat stammt vom Präsi-
denten der Europäischen Kom-
mission, Jean-Claude Juncker.
Während seiner Rede zur Lage
der Union im September 2016
hat es einer der wesentlichen
Führungspolitiker der EU nicht
an deutlichen Worten zu aktuel-
len Herausforderungen hinsichtlich des Gemein-
schaftssinnes fehlen lassen. 

In welcher Form wirkt sich die aktuell heraus-
fordernde Lage der EU aus auf die Mitgliedsstaa-
ten, auf Deutschland, auf die Bundesländer, auf
die Länder, und letztendlich auf die Regierungsbe-
zirke und Kommunen? Nicht nur in meiner Arbeit
als Präsident der Deutschen Sektion des Rates der
Gemeinden und Regionen Europas (RGRE) wird
immer wieder deutlich: Die Kommunen sind ein
wichtiger Baustein des europäischen Gebäudes.
Warum ist das so und wie können wir im kommu-
nalen Bereich die EU wieder stärken, wieder at-

traktiver und greifbarer machen? Dazu müssen
wir einen Blick in die Geschichte der EU werfen.
Vor 60 Jahren, am 25. März 1957, unterzeichne-
ten Vertreter Belgiens, der Niederlande, Luxem-
burgs, der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reichs und Italiens die „Römischen Verträge“:
den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft (EWG) und den Vertrag zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft
(EAG). Damit war der Grundstein für die eu-
ropäische Einigung gelegt. Heute, 60 Jahre später,
reden wir von der Europäischen Union und die
Veränderung in der Bezeichnung ist keinesfalls
bloße Kosmetik. Sie markiert eine Entwicklung im
Prozess der europäischen Einigung, die über die
ursprüngliche Zielsetzung einer stärkeren Zusam-
menarbeit im wirtschaftlichen Bereich hinaus-
geht: Eine gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik, die Zusammenarbeit der Innen- und Ju-
stizpolitik, die Stärkung des Europäischen Parla-
ments, die Unterstützung der sozialpolitischen Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten und vieles
mehr. Es galt insbesondere, den Bürgerinnen und
Bürgern ein friedliches und soziales Europa zu
schenken, einen gemeinsamen europäischen Bin-
nenmarkt zu schaffen, den Klimaschutz gemein-
sam zielführend voranzutreiben oder das Reisen,
Wohnen, und Arbeiten deutlich zu erleichtern. Es
gilt also, diese ursprünglichen Werte der Europäi-
schen Union den Bürgerinnen und Bürgern vor
Ort erlebbar zu machen. Die Vorteile der EU müs-
sen wieder verstärkt greifbar gemacht und vermit-
telt werden. Die Bürgerinnen und Bürger sollen
„Lust“ auf die EU und ihre Werte verspüren, da-
mit sie sich für sie einsetzen. Das funktioniert
nicht, wenn die Europäische Union als kompli-
ziertes, undurchdringliches Institutionsgeflecht

und abstraktes Gebilde er-
scheint, dessen Vorteile für den
Einzelnen nicht erkennbar sind.
Wie nun können wir als Kom-
munalpolitikerinnen und -politi-
ker unseren Beitrag zu einer
Stärkung der EU leisten? In den
Anfängen der Europäischen
Gemeinschaft waren es die
kommunalen Partnerschaften,
die den Bürgerinnen und Bür-
gern die Vision eines friedlichen
Europas näherbrachten. In Zei-
ten zahlreicher Krisen in Euro-
pa gilt es, diese Partnerschaften
wieder aktiver als ein Instru-

ment kommunaler Europaintegration einzusetzen.
Im Landkreis Mühldorf gibt es dazu beispielswei-
se ein erst kürzlich von der nationalen Agentur für
EU-Programme im Schulbereich ausgezeichnetes
Projekt am Waldkraiburger Gymnasium. Unter
dem Motto „There’s something new under the
sun“ hat das Gymnasium beim Projekt „Eras-
mus+“ mit Schulen aus weiteren EU-Ländern zu-
sammengearbeitet. Dabei haben die beteiligen
Schülerinnen und Schüler neue Kulturen und
Mentalitäten kennengelernt und Kontakte zu an-
deren Jugendlichen geknüpft, Freundschaften und
weitere Austausche sind entstanden. Selbstver-
ständlich gibt es auch an weiteren Schulen im
Landkreis Austausche und Projekte, die das Zu-
sammenwachsen der Menschen – insbesondere
junger Menschen – in Europa vorantreiben.
Durch diese praktische Netzwerkarbeit wird die
europäische Idee nicht nur im Kopf, sondern mit
dem Herzen gelebt und den Bürgerinnen und Bür-
gern näher gebracht. Begegnung ist die Basis für
das Kennenlernen, das Verstehen und das Tolerie-
ren des Anderen und des Andersseins. Sie ist ge-
wissermaßen der Humus, auf dem das Zusam-
menwachsen von Nationen und Völkern nur gelin-
gen kann. Diese Idee sollte auch auf kommunaler
Ebene in Form von Städtepartnerschaften, etc.,
wieder verstärkt erfolgen, die Kommunen stärker
als Mittler zwischen der Union und den Menschen
wirken und sich noch mehr als bisher auf nationa-
ler und europäischer Ebene in kommunalrelevan-
te Europathemen einbringen. 

Die Partnerschaftsbewegung wird heute mitun-
ter etwas mitleidig belächelt, als etwas Gestriges
und vor dem Hintergrund weltumspannender
Kommunikation und Mobilität Antiquiertes ange-
sehen. Dem ist entschieden zu widersprechen. Zu-
gegeben, manche Kommunalpartnerschaften tun
sich schwer, sich in ihren Inhalten und Formaten
neuen Gegebenheiten anzupassen, aber das macht
die Grundidee nicht obsolet. Wir merken gerade
heute, wie sehr sich die Mitgliedstaaten in der EU
entfremden und ein Ton um sich greift, den man ei-
gentlich schon als für immer überwunden hielt.
Völkerverständigung – so deplatziert und altmo-
disch der Begriff im Europa der EU aufgrund des
erreichten Integrationsniveaus klingen mag – ist
offensichtlich etwas, das permanent gepflegt wer-
den muss. Kommunale Partnerschaften oder
Schüleraustausche sind hierfür der richtige Ort.
Wir sollten uns die Mühe machen, dieses Instru-
ment wieder aktiver als eine Möglichkeit kommu-
naler Europaintegration einzusetzen, um die Lust,
Neugierde und den Einsatz für Europa wieder zu
stärken und voranzutreiben.

Ihr Georg Huber
Landrat des Landkreises Mühldorf am Inn

KolumneGZ Georg Huber

Die Bedeutung der 
Kommunen für die 

europäische Integration

KOMMUNAL 4.0:

Effizientere Wasserwirtschaft
Erster Fachkongress zur Digitalisierung kommunaler Infrastrukturen

In seiner Begrüßung betonte
Erster Bürgermeister Dr. Joachim
Bläse die Bedeutung der digitalen
Möglichkeiten für die Stadt
Schwäbisch Gmünd, insbesonde-
re für die lokale Wasserwirtschaft
durch die Teilnahme an KOM-
MUNAL4.0. Nachdem die Hoch-
schule Aalen in Kooperation mit
der Hochschule für Gestaltung
am Standort Schwäbisch Gmünd
zum Wintersemester 2015/2016
den Studiengang „Internet der
Dinge“ eingerichtet hat, ist die
Teilnahme am Projekt KOMMU-
NAL 4.0 ein weiterer Meilenstein
in Richtung digitaler Zukunft für
die Stadt im Remstal. 

Prorektor Professor Ulrich
Schendzielorz von der Hochschu-
le für Gestaltung führte als Mode-
rator durch die Tagung und Prof.
Dr.-Ing. Markus Weinberger von

der Hochschule Aalen zeigte in
seinem Eröffnungsvortrag, was in
der digitalen Welt alles möglich
ist. Anschließend stellte Günter
Müller-Czygan von der HST Sys-
temtechnik GmbH & Co. KG in
seiner Funktion als Projektleiter
das Vorhaben KOMMUNAL 4.0
vor. 

Effizientere und sicherere
Planung, Bau und Betrieb 

Egal ob es um smarte, also in-
telligente Maschinen geht oder
die Vernetzung wasserwirtschaft-
licher Anlagen oder ganzer Kanal-
infrastruktursysteme, die Ver-
schmelzung von Maschinen und
IT ist in der kommunalen Wasser-
wirtschaft schon weit fortge-
schritten. KOMMUNAL 4.0
sorgt als nächste Entwicklungs-

runde dafür, dass Kommunen mit
den Möglichkeiten webbasierter
Daten- und Serviceplattformen
ihre wasserwirtschaftlichen Sys-
teme effizienter und sicherer pla-
nen, bauen und betreiben können. 

Drei ausgewählte Entwick-
lungsschwerpunkte wurden dem
Fachpublikum vorgestellt. Von
den Stadtwerken Schwäbisch
Gmünd berichtete Frieder Stein-
hilber über die webtechnische
Verknüpfung eines abgelegenen
und stromlos betriebenen Hoch-
behälters zur Wasserversorgung.
Uwe Siemann und David Storhas
von den Entsorgungsbetrieben
Siegen stellten anschließend die
Erprobung eines neuartigen Ma-
nagementtools zur Erfassung und
Analyse verschiedenartiger Infor-
mationen vor, um eine bessere
Vorhersage treffen zu können,
wann welche Sinkkästen im
nächsten Starkregenfall verstop-
fen und volllaufen können. 

Einfluss von Starkregen

Im dritten Praxisvortrag drehte
sich alles um die Einflüsse von
Starkregen auf den Berieb von

Kanalnetzabschnitten. Horst Gei-
ger von der Großen Kreisstadt
Öhringen berichtete über ein be-
sonderes Regenereignis im Mai
2016, bei dem sein Team dank
der Prognosedaten des Nieder-
schlagsdatenportals NiRA.web
die stattfindende Landesgarten-
schau Baden-Württemberg vor
einem Hochwasserschaden be-
wahren konnte. 

Kommunen können im 
Verein KOMMUNAL 4.0
mitarbeiten

Im Pilotprojekt von KOMMU-
NAL 4.0 werden digitale Nieder-
schlagsdaten mit den Steuerun-
gen wasserwirtschaftlicher Bau-
werke verknüpft, damit Maßnah-
men zum Hochwasserschutz auch
automatisch erfolgen können.
Zum Abschluss der Veranstaltung
referierte Nico Suchold vom ifak
Institut für Automation und Kom-
munikation aus Magdeburg zum
Thema IT-Sicherheit mit Blick
auf das IT-Sicherheitsgesetz für
kritische Infrastrukturen. Im Mit-
telpunkt stand das sogenannte
ISMS (Informations-Sicherheits-
Management-System), auf des-
sen Basis kommunale Verant-

wortliche ihre notwendige IT-Si-
cherheit analysieren und organi-
sieren können. 

Am Vorabend des ersten Fach-
kongresses wurde auf Einladung
von Oberbürgermeister Richard
Arnold im historischen Barock-
saal des Schwäbisch Gmündener
Rathauses der Verein KOMMU-
NAL 4.0 e.V. gegründet. Der Ver-
ein dient der Weiterführung von
Ideen und Konzepten aus dem

Vorhaben KOMMUNAL 4.0, der
Vernetzung von Fachleuten und
Interessierten und wird spezielle
Angebote zur Aus- und Weiterbil-
dung rund um das Thema Digita-
lisierung in der kommunalen
Wasserwirtschaft anbieten. Kom-
munen, Hochschulen und Unter-
nehmen, die an einer Mitglied-
schaft interessiert sind, melden
sich beim Vereinsvorstand unter
www.kommunal4null.de.  

Bundesminister Dr. Gerd Müller (Mitte) trug sich im Historischen Rathaus im Beisein von CSU-
Ortsvorsitzendem und Drittem Bürgermeister Gottfried Hänsel (links daneben) und Zweitem Bür-
germeister Hans Rosskopf (rechts) sowie Iris Drexler mit Bürgermeister Dr. Martin Drexler, MdB
Ulrich Lange und Landrat Stefan Rößle (v. l.) ins Goldene Buch der Stadt Wemding ein. Bild: DK

Flucht und Migration:

Perspektiven vor Ort schaffen
Informationsbesuch von Bundesentwicklungshilfeminister Dr. Gerd Müller

Wemding, Landkreis Donau-Ries. Über die hoch komplexen Zu-
sammenhänge aktueller Entwicklungszusammenarbeit berichtete
der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Dr. Gerd Müller auf Einladung des CSU-Frakti-
onsvorsitzenden im Kreistag Donau-Ries, MdB Ulrich Lange und
des CSU-Ortsvorsitzenden Gottfried Hänsel im Rahmen einer öf-
fentlichen Veranstaltung im nordschwäbischen Wemding. Zuvor
hatte Müller sich bei einer Begegnung mit Vertretern der örtli-
chen Realschule über das laufende Schulprojekt „Flüchtlinge ge-
stern und heute“ informiert und sich im Anschluss in das Goldene
Buch der Stadt eingetragen.

Bei dem Schulkonzept handelt
es sich um ein über Erasmus
PLUS gefördertes Austauschpro-
jekt, an dem neben der Wemdin-
ger Anton-Jaumann-Realschule
Partnerschulen in Rom und Lie-
paja/Lettland eingebunden sind.
Das Projekt ist auf zwei Jahre an-
gelegt und behandelt im aktuellen
Schuljahr „Flüchtlinge gestern“.
Dafür wird von der Wemdinger
Schule die Flüchtlingssituation in
der Wemdinger Nachkriegszeit
betrachtet. Schüler forschen in ih-
rer Familie nach Eindrücken und
persönlichen Erfahrungen aus
dieser Zeit und berichten darüber.
Weiterhin werden Zeitzeugen be-
fragt, die als lokalpolitisch Han-
delnde mit der Situation in Wem-
ding befasst waren. Für 2018 ist
eine große Abschlussveranstal-
tung in Liepaja geplant. 

Im vollbesetzten Saal der Gast-
stätte „Zur Wallfahrt“ stellten

Wemdings Rathauschef Dr. Mar-
tin Drexler und MdB Ulrich Lan-
ge zunächst das Engagement des
Wemdinger Helferkreises „Wir
für Euch“ heraus. Dieser biete
Sprachkurse an, kümmere sich
um regelmäßige und soziale Kon-
takte der Asylanten und unterstüt-
ze sie bei Behördengängen oder
der medizinischen Versorgung.
Beide Politiker dankten allen
Bürgern für Spenden und persön-
liche Unterstützung. Auch die
Stadtverwaltung tue viel für die
neuen Mitbürger. 

Probleme machen nicht an
nationalen Grenzen Halt

Bundesminister Müller wies
darauf hin, dass die Probleme der
Gegenwart nicht an nationalen
Grenzen Halt machten. Konflikte
in anderen Ländern gefährdeten
auch die Sicherheit in Deutsch-

land. Wer Sicherheit will, müsse
sich um weltweiten Frieden
bemühen. Entwicklungszusam-
menarbeit helfe, Krisen zu ver-
hindern und Konflikte zu bewäl-
tigen.   

Migrationskrise 
apokalyptischen Ausmaßes
befürchtet

Es sei im Sinne aller, so Müller,
Afrika nicht mit seinen Proble-
men allein zu lassen. Wäre dies
allerdings der Fall und setze Eu-
ropa ausschließlich auf eigene
wirtschaftliche Vorteile, werde
dies dort eine Migrationskrise
„apokalyptischen Ausmaßes“
nach sich ziehen. Werde aller-
dings nachhaltig investiert, so sei
eine Trendwende in Afrika mög-
lich,  denn 90 Prozent der Men-
schen wollten in ihrer Heimat
bleiben.

Engagiert warb Gerd Müller
für einen „Marshallplan für Afri-
ka“. Da der beste Schutz vor
künftigen Flüchtlingsströmen ein
Wirtschaftsboom in Afrika sei,
müsse man „Reformchampions“
auf dem schwarzen Kontinent
durch noch größere Unterstüt-
zung belohnen. Die Neuorientie-
rung der deutschen Entwick-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Mit ihrem Technologieprogramm Smart Service Welt erprobt
und fördert das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
digitale Entwicklungen für die kommunale Wasserwirtschaft.
Zum hochinteressanten Fachkongress KOMMUNAL 4.0 kamen
auf Einladung der Stadt Schwäbisch Gmünd und ihrem Co-Ver-
anstalter Teilnehmer aus Kommunen, Wissenschaft und Wirt-
schaft. Die Kommune in Baden Württemberg war als assoziierter
Projektpartner gemeinsam mit dem Projektkoordinator HST Sy-
stemtechnik GmbH & Co. KG Gastgeber der Veranstaltung.

Gründungsmitglieder KOMMUNAL 4.0 e.V. Hintere Reihe v.l.:
Peter Honsel (Schatzmeister), Hans-Peter Boos (Beirat), Richard
Ernst, Uwe Siemann, Daniel Storhas, Martin Penka. Vordere Rei-
he v.l.: Michael Schlichenmaier, Günter Müller-Czygan (Erster
Vorsitzender), Rainer Steffens (Beirat). 
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(Fortsetzung von Seite 3)
lungszusammenarbeit fußt Mül-
ler zufolge auf Konditionie-
rung, Kampf gegen Korruption,
Konzentration und Kooperation.

Eckpunkteprogramm

Konkret lauten die Eckpunkte
wie folgt: 

1. Wir brauchen jetzt einen
neuen Zukunftsvertrag mit
Afrika. Bis zum Jahr 2050 wird
sich die Bevölkerung Afrikas auf
dann 20 Prozent der Weltbevöl-
kerung verdoppeln. Die Sicher-
stellung der Ernährung, der Zu-
gang zu Energie, Ressourcen-
schutz und Arbeitsplätze für Hun-
derte von Millionen junger Afri-
kaner sind gewaltige Herausfor-
derungen, aber auch Chancen.
Gerade die europäischen Staaten
können mit Wissen, Innovation,
moderner Technik und direkter
Teilhabe zur Bewältigung der ge-
waltigen Herausforderungen bei-
tragen.

2. Afrika braucht afrikani-
sche Lösungen. Die Staaten Afri-
kas haben mit der Gründung der
Afrikanischen Union (AU) und
der neuen Partnerschaft für die
Entwicklung Afrikas (NEPAD)
ermutigende Zeichen für einen
Neuanfang gesetzt. Mit der Agen-
da 2063 der AU beschreiben Re-
formpolitiker den eigenen Weg
Afrikas. Deutschland und Europa
müssen die afrikanischen Staaten
beim Wort nehmen und die Zu-
sammenarbeit in einer neuen Di-
mension und Qualität gestalten.
Die jahrzehntelange Geber-Neh-
mer-Mentalität gilt es abzulösen –
durch eine partnerschaftliche und
wirtschaftliche Kooperation, die
auf Eigeninitiative und Eigenver-
antwortung setzt. 

3. Vorfahrt für Jobs und
Chancen für die Jugend. Afri-
kas Jugend muss eine Zukunft in
Afrika haben. Das Durchschnitts-
alter auf dem Kontinent beträgt
18 Jahre. Bald werden mehr als 2
Milliarden Menschen dort leben.
Dafür werden jedes Jahr 20 Mil-
lionen neue Jobs benötigt – in
Städten und in ländlichen Gebie-
ten. Die Entwicklung wirtschaft-
licher Strukturen und die Schaf-
fung neuer Arbeits und Ausbil-
dungsplätze ist die zentrale Her-
ausforderung. Afrikas Jugend
braucht zugleich einen Austausch
mit Europa. Europa braucht ein
Konzept, das legale Wege der Mi-
gration ermöglicht und irreguläre
Migration und Schleusertum
bekämpft.

4. Investitionen für unterneh-
merische Entfaltung. Jobs
schafft auf Dauer und im erfor-
derlichen Umfang nicht der Staat,
sondern die private Wirtschaft.
Deshalb braucht Afrika weniger
Subventionen und mehr private
Investitionen. Dafür müssen för-
derliche Rahmenbedingungen
vor Ort, aber auch neue Instru-
mente zur Mobilisierung und Si-
cherung von Investitionen ge-
schaffen werden. Ergänzt werden
sie durch Vorschläge für Steuer-
anreize für Unternehmen, neue
Anlageformen wie beispielsweise
Afrikafonds und Infrastrukturan-
leihen.

5. Wertschöpfung statt Aus-
beutung. Afrika muss mehr sein,
als der Kontinent der Rohstoffe.
Motor des Marshallplans ist eine
neue Wirtschaftspolitik, deren
Schwerpunkte die Diversifizie-
rung der Wirtschaft, der Aufbau
von Produktionsketten, die ge-
zielte Förderung von Landwirt-
schaft sowie kleinen und mittle-
ren Unternehmen, die Aufwer-
tung des Handwerks und damit
die Schaffung eines neuen Mittel-
stands sind. Europa muss dies mit
einer Stärkung des Zugangs zum
EU-Binnenmarkt und dem Ab-
bau bestehender Handelshemm-
nisse unterstützen.

6. Politische Rahmenbedin-
gungen fördern und fordern.
Rechtsstaatlichkeit, politische
Teilhabe von Männern und Frau-

Perspektiven vor Ort ...
en sowie eine effiziente Verwal-
tung frei von Korruption sind
Grundlage für eine nachhaltige
wirtschaftliche Entwicklung.
Nicht nur die Eliten eines Landes
sollen vom wirtschaftlichen Auf-
schwung profitieren, sondern alle.
Dies gilt es zu fördern und täglich
einzufordern.

7. Reformpartnerschaften
statt Gießkannenprinzip. Mit
der Agenda 2063 haben sich die
Mitglieder der Afrikanischen
Union zu konkreten Reformen
bekannt. Wir nehmen Afrika
beim Wort und werden die Ent-
wicklungszusammenarbeit in Zu-
kunft besonders mit den Partnern
intensivieren, die diese Reformen
für gute Regierungsführung, den
Schutz der Menschenrechte und
wirtschaftliche Entwicklung um-
setzen.

8. Ein gerechter globaler
Ordnungsrahmen. Reformen in
Afrika müssen durch Reformen
in Europa und auf globaler Ebene
ergänzt werden: Dazu zählen ins-
besondere ein gerechter Handel,
der Kampf gegen illegale Finanz-
ströme und der Stopp von Waf-
fenlieferungen in Krisengebiete.
Neue Formen der politischen Ko-
operation erfordern auch eine
Stärkung der Zusammenarbeit
europäischer und afrikanischer
Institutionen: ein ständiger Sitz
der afrikanischen Staaten im Si-
cherheitsrat der Vereinten Natio-
nen sowie eine Aufwertung in al-
len internationalen Organisatio-
nen und Verhandlungen wie zum
Beispiel bei der Welthandelsorga-
nisation (WTO).

9. Staatliche Entwicklungs-
gelder (ODA) alleine sind nicht
die Lösung. Mit öffentlicher Ent-
wicklungszusammenarbeit ist
sehr viel erreicht worden. Für die
Bewältigung von Herausforde-
rungen einer neuen Dimension
reicht dies nicht aus. Stattdessen
sollen diese Mittel zukünftig stär-
ker Antreiber und Förderer priva-
ter Investitionen sein. Die afrika-
nischen Staaten müssen darüber
hinaus deutlich mehr Eigenmittel
– zum Beispiel ein höheres Steu-
eraufkommen – mobilisieren.

10. Wir lassen niemanden
zurück. Deutschland steht zu sei-
ner Mitverantwortung gegenüber
den am wenigsten entwickelten
Ländern. Der Marshallplan behält
die Grundbedürfnisse der Men-
schen im Blick: Ernährungssiche-
rung, Wasser, Energie, Infrastruk-
tur, Digitalisierung, Gesundheits-
versorgung und Zugang zu Bil-
dung – insbesondere für Frauen
und Mädchen. Die Chancen und
Herausforderungen der Verstädte-
rung müssen ebenso berücksich-
tigt werden, wie das Heben der
Potentiale der ländlichen Ent-
wicklung und der Landwirtschaft.

Perspektiven in den 
Herkunftsländern stärken

Die Perspektiven in den Her-
kunftsländern stärken will Müller
auch beim Wiederaufbau der vor-
maligen und aktuellen Kriegsge-
biete im Irak, in Afghanistan oder
in Syrien. „10 von 10 Menschen
mit denen ich in Flüchtling-
scamps im Irak sprach, wollen in
ihrer Region bleiben”, hob der
Minister hervor. Durch die Be-
schäftigungsoffensive „Cash for
Work“ in Nahost könnten Iraker
beispielsweise ihre Dörfer wie-
deraufbauen und in ihre Heimat
zurückkehren. 2016 habe das
Programm insgesamt etwa
56.000 Menschen in Arbeit ge-
bracht; insgesamt hätten 280.000
Menschen davon profitiert.

Förderung für kommunale
Partnerschaften

Da kommunale Partner- und
Patenschaften wichtige Bausteine
zur Verbesserung der Gesamtlage
für die Menschen seien, sollen
diese gefördert werden. Bereits
heute engagieren sich laut Müller
400 deutsche Kommunen in

kommunalen Partnerschaften
weltweit. „Wir wollen daraus
1.000 Partnerschaften machen –
und haben die Förderung in die-
sem Jahr deshalb auf 14 Millio-
nen Euro verdoppelt.“ 

Der Landkreis macht mit

Auch Landrat Stefan Rößle,
der im Jahr 2015 mit der Heraus-
forderung konfrontiert war, zeit-
weise 2.000 Asylsuchende allein
im Landkreis Donau-Ries vor-
übergehend oder längerfristig un-
terzubringen, will sich nach eige-
nem Bekunden dieses Themas
annehmen. Man könne und dürfe
sich nicht aus der Verantwortung
stehlen. Auch die Kommunen
könnten dazu beitragen, dass die
Welt ein Stück weit besser wird,
meinte der Landkreischef. Kon-
kret will Rößle örtliche Projekte
im afrikanischen Burkina Faso
oder in Afghanistan unterstützen. 

Über Josef Keller aus Gender-
kingen habe das Landratsamt be-
reits Kontakte nach Burkina Faso.
Mit seinem privaten Spendenpro-
jekt hat Keller mittlerweile fast
30.000 Euro gesammelt und da-
mit ein Waisenhaus vor Ort er-
richten können. Es sei vorstellbar,
dieses Engagement im Zuge von
Patenschaften und anderen Ko-
operationsmodellen auszuweiten,
beispielsweise beim Schulbau.

Seit über 20 Jahren lebt der ge-
bürtige Afghane Navid Hamid,
Mitarbeiter in der Behörde des

Landrates, in Nördlingen. Ge-
meinsam mit seinem Vater hat er
persönliche Kontakte nach Kabul
und kennt die Probleme – wie den
Mangel an Kühlhäusern – vor
Ort. Auch zu dem gebürtigen
Bäumenheimer Gerolf Dechent-
reiter, der in der afghanischen
Hauptstadt ein Krankenhaus be-
treibt, wurden bereits Kontakte
hergestellt.

Für Stefan Rößle ist es vorstell-
bar, beide Projekte mittels Sach-
spenden oder qua Einrichtung
von Spendenkonten zu unterstüt-
zen. Damit soll erreicht werden,
dass gut gemeinte Gelder nicht
mehr in korrupten Kanälen örtli-
cher Machthaber verschwinden,
wie dies in der Vergangenheit
häufig genug der Fall war. 

Win-win-Situation

Im Zentrum der von Rößle und
Müller angedachten Kommunal-
partnerschaften stehen u. a. die
Schwerpunkte Klimaschutz und
Nachhaltigkeit, Stabilisierung
von Flüchtlingsaufnahme-Kom-
munen in Nahost sowie Fluchtur-
sachenminderung in Nordwest-
afrika. Um entwicklungspolitisch
motivierte Kommunen in ihrem
Engagement zu unterstützen,
wurde ein neues Beratungs- und
Förderangebot geschaffen. Diese
Art von Partnerschaft kann sich
nach Überzeugung der beiden
Politiker zu einer klaren Win-
win-Situation entwickeln. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Modernisierung, Schaffung von
Barrierefreiheit, Verbesserungen
im Wellness- und Kinderspielbe-
reich sowie bei der Informations-
und Kommunikationstechnik) zu
unterstützten, gibt es über 5 Jahre
ein Förderprogramm. Im laufen-
den Jahr werden 5 Mio. Euro be-
reitgestellt, nächstes Jahr 10 Mio.
Euro. Für die gewerblich betrie-
benen Almwirtschaften und
Berggasthöfe stehen in diesem
Jahr 500.000 Euro bereit. Außer-
dem sind nach Ramsau mit
Schleching und Sachrang zwei
weitere Bergsteigerdörfer ausge-
wählt, die heuer mit 90.000 Euro
unterstützt werden sollen.

Germany Travel Mart

Besondern stolz ist man in
Bayern darauf, dass es gelungen
ist, in diesem Jahr den „Germany
Travel Mart“ (GTM) nach Bay-
ern zu holen, der von der Deut-
schen Zentrale für Tourismus
(DZT) jährlich an wechselnden
Orten veranstaltet wird. Dieses
Mal gibt es vom 7. bis 9. Mai
2017 in Nürnberg die Möglich-
keit, „Deutschland mit klarem
Fokus auf Bayern weltweit zu
präsentieren und zu vermarkten“.
Gastgeber ist die  Bayern Touris-
mus Marketing GmbH.

Martin Spantig, Geschäftführer

der Bayern Tourismus Marketing
GmbH (by.TM) wies darauf hin,
dass die UN-Generalversamm-
lung das Jahr 2017 zum interna-
tionalen Jahr des nachhaltigen
Tourismus erklärt habe. Dieses
Prinzip sei schon lange fester Be-
standteil der Marketingarbeit der
by.TM unter der Dachmarke
„Bayern – traditionell anders“.
Unter dem Anspruch Nachhaltig-
keit setze man sich für bayerische
Bräuche, Traditionen, Lebens-
weisen und Kulturlandschaften
ein. Nicht umsonst sei Bayern die
beliebteste Urlausdestination in
Deutschland.

Über ein Plus von 5,4 % bei
den Ankünften auf 5,4 Mio. und
von 3,6 % bei den Übernachtun-
gen auf 23,5 Mio. konnte Klaus
Holetschek, Vorsitzender des Ver-
bandes Bayerischer Heilbäder
e.V., berichten. Unter den 12 Top-
Destinationen Bayerns seien al-
lein acht Heilbäder und Kurorte.
Dies sei nicht zuletzt auch kräfti-
gen  Investitionen und Innovatio-
nen zu verdanken. Im Berichts-
jahr habe die Branche in ihre tou-
ristische Zukunft 100 Mio. Euro
investiert, in den vergangenen
drei Jahren mehr als 200 Mio. Eu-
ro für Sanierung und Erweiterung
von Bädern und Anlagen, aber
auch in Neubauten sowie in Rad-
und Wanderwege. Als Investoren
hob Holetschek besonders Bad
Alexandersbad, Bad Staffelstein,
Bad Tölz und Bad Reichenhall
hervor. Vor erheblichen Investi-
tionen stünden Obersdorf und
Bad Griesbach wegen Ther-
mensanierungen. Neue Angebote
gebe es in Bad Aibling (Burnout-
Prävention), Bad Bocklet (Ernäh-
rungsprävention), Bad Füssing
(OnkotrainKur als onkologische
Anschlussbehandlung) und Bad
Hindelang (Allergiebehandlung).

Zusammen mit der Ludwig-
Maximilians- Universität Mün-
chen entwickeln der Verband und
der Bundesverband privater An-
bieter sozialer Dienstleistungen
ein Präventionsangebot für Pfle-
gekräfte. Diese Maßnahme wird
von der Staatsregierung gefördert.
Die Heilbäder und Kurorte leiden
noch immer unter dem Struktur-
wandel durch die Gesundheitsre-
form. Die Zahl der Kuren sei von
ehemals 900.000  auf jetzt etwa
40.000 zurückgegangen. 

Angela Inselkammer, neue Prä-
sidentin des Bayerischen Hotel-
und Gaststättenverbandes (DE-
HOG) pries die Leistungsfähig-
keit der bayerischen Hottelerie
und Gastronomie. In den 39.500
gastgewerblichen  Betrieben ar-
beiten nach ihren Angaben über
400.000 Erwerbstätige, somit al-
so jeder 20. Erwerbstätige in Bay-
ern. Hinzu kommen 10.000 Azu-
bis. Das bedeutet, dass jeder 10.
Azubi in Bayern seine Ausbil-
dung in dieser Branche findet, die
insgesamt 16 Mrd. Euro im Jahr
umsetzt. Davon fließen etwa 10
Mrd. Euro oder 60 % direkt den
Vorleistungen zu, die dem Gast-
gewerbe zuzuordnen sind. Dazu
zählte Inselkammer u.a. das
Handwerk, Bäcker, Taxifahrer,
Steuerberater, Marketingagentu-
ren, Energieversorger und im be-
sonderen Maße den Groß- und
Einzelhandel. Von den erwähnten
10 Mrd. Euro wiederum wandern
30 % in die Löhne der Vorleis-
tungsbetriebe, so dass „noch-
mals 150.000 Menschen in Bay-
ern letztlich ihr Auskommen
durch die Hotel und Gaststätten-
branche finden“. 

Wo die Wirtschaft sterbe, ster-
be auch irgendwann der Ort. Des-
halb müsse man um den Erhalt
der Wirtshauskultur kämpfen. Ei-
ne gute und berechtigte Möglich-
keit sei, den Mehrwertsteuersatz
zu reduzieren. Auf alle Lebens-
mittel sollte es einen einheitlichen
Umsatzsteuersatz von 7 % geben.
Auch sei dringend notwendig, die
Bürokratie zurückzustutzen und
das Arbeitszeitgesetz müsse der
Lebenswirklichkeit angepasst
werden. . dhg.

Bayerns Tourismus mehr ...

Handwerk verzeichnet Rekordjahr
Pressekonferenz zur Internationalen Handwerksmesse in München

Auf ein Jahr der Rekorde blickt das deutsche Handwerk
zurück. Wie der Generalsekretär des Zentralverbandes des
Deutschen Handwerks Holger Schwannecke im Vorfeld der In-
ternationalen Handwerksmesse in München vor der Presse be-
tonte, „zeigten Umfragen 2016 ein besseres konjunkturelles
Stimmungsbild als jemals zuvor und das Geschäftsklima im
Handwerk erreichte ein neues Allzeithoch“.

Die wirtschaftliche Entwick-
lung des Handwerks war 2016
noch einmal deutlich besser als in
der Gesamtwirtschaft. „Wir ge-
hen davon aus, dass die Umsätze
im Handwerk um insgesamt 3,5
Prozent gewachsen sind, wäh-
rend das deutsche BIP um eben-
falls gute 1,9 Prozent zulegen
konnte“, machte Schwannecke
deutlich. Noch besser hätte das
Ergebnis allerdings sein können,
„wenn der Engpass bei den Fach-
kräften nicht wäre.“ Gut seien die
Geschäfte insbesondere in den
Bau- und Ausbaugewerken, aber
auch die Lebensmittel- und Kfz-
Handwerke profitierten von der
guten Einkommensentwicklung
der Verbraucher.

Umsatzplus auch 2017

Für 2017 erwartet das Hand-
werk, dass sich seine gute wirt-
schaftliche Lage erneut bestätigen
wird, „auch wenn unsere Betriebe
nicht mehr ganz so dynamisch
wachsen werden“, urteilte der
ZDH-Generalsekretär. 2017 wer-
de mit einem Umsatzwachstum
von etwa 2,5 Prozent gerechnet.

„Unser Handwerk hat nur dann
Zukunft, wenn es uns gelingt,
junge Leute von einer Ausbil-
dung, einer Karriere im Hand-
werk zu überzeugen. Das gesam-
te deutsche Handwerk hat mit sei-
ner Imagekampagne vor einigen
Jahren schon einen Imagewandel
herbeiführen können. Allerdings
glauben leider immer noch zu
viele Eltern, dass ihre Kinder oh-
ne Abitur und Studium keine ech-
te berufliche Perspektive haben“,
führte Franz Xaver Peteranderl,
Präsident des Bayerischen Hand-
werkstages und Aufsichtsratsvor-
sitzender der GHM Gesellschaft
für Handwerksmessen mbH, aus.

Dass dies nicht stimmt, habe
kürzlich wieder eine Studie des
Instituts der Deutschen Wirtschaft
bewiesen. Diese komme nämlich
zu dem Ergebnis, dass beruflich
Qualifizierte im Berufsleben hin-
sichtlich Personalverantwortung,
Entwicklungschancen und Be-
zahlung auf Augenhöhe mit Kol-

legen rangieren, die den akademi-
schen Weg gegangen sind. 

„Wir müssen daher neben den
Jugendlichen vor allem auch die
Eltern davon überzeugen, warum
die Berufsausbildung eine sehr
gute Alternative ist“, so Peteran-
derl. „Dafür habe der Freistaat im
vorletzten Jahr gemeinsam mit
dem Wirtschaftsministerium und
den IHKs die Kampagne „Eltern-
stolz“ gestartet. Die Kampagne
komme gut an und habe, zusam-
men mit der Nachwuchskampa-
gne „Macher gesucht!“ des
bayerischen Handwerks, im letz-
ten Ausbildungsjahr auch zu ei-
nem leichten Plus von 1,5 Prozent
bei den abgeschlossenen Lehr-
verträgen geführt.

Auch die Ausbildung von Ju-
gendlichen, die vor Krieg und
Verfolgung fliehen mussten, kön-
ne einen kleinen Beitrag zur Be-
wältigung der Nachwuchsproble-
me leisten, fuhr der BHT-Präsi-
dent fort. Das bayerische Hand-
werk liefere bereits einen großen
Beitrag zur Integration dieser Ju-
gendlichen: Aktuell seien bayern-
weit über 1.500 Jugendliche mit
einem Fluchthintergrund in Aus-
bildung. 

Klare Linie bei der
Integration von Flüchtlingen

Peteranderl zeigte sich sicher,
„dass es noch deutlich mehr wer-
den, wenn eine klare Linie bei der
Integration von Flüchtlingen in
den bayerischen Arbeitsmarkt
herrscht. Dass die Ausländer-
behörden von Landkreis zu Land-
kreis unterschiedlich über die Ar-
beits- und Ausbildungserlaubnis
von Asylbewerbern urteilen, ver-
unsichert unsere Betriebe. Es ist
daher unbedingt erforderlich, die
Richtlinien einheitlich umzuset-
zen. Außerdem muss das BAMF
die Asylverfahren endlich zügiger
abschließen. Schließlich müssen
auch die jungen Leute wissen,
woran sie sind.“

Dem Handwerk leuchte ein,
dass der Staat seine Integrations-
bemühungen auf Flüchtlinge mit
guter Bleibeperspektive fokussie-

ren will. „Allerdings müssen sich
unsere Betriebe dann auch darauf
verlassen können, dass ein erteil-
ter Bleibestatus für die drei Jahre
bis zum Abschluss der Lehre und
die anschließenden zwei Jahre,
die dem Sammeln von Berufser-
fahrung dienen, auch Bestand
hat“, hob Peteranderl hervor.

Als erneut wichtiges Thema
auf der IHM bezeichnete der Prä-
sident die Digitalisierung bzw.
Handwerk 4.0., wobei sich heuer
alles um die Digitalisierung am
Bau drehe. Heute liefen die mei-
sten Prozesse auf den Baustellen
noch weitgehend analog ab. Die
Anforderungen an unsere Gebäu-
de stiegen aber kontinuierlich und
die Komplexität in Planung und
Ausführung nehme stetig zu.
Dass dies erhebliche Probleme
verursachen kann, zeigten Groß-
projekte wie der neue Flughafen
in Berlin. Daher setze man in
Deutschland große Erwartungen
in digitale Technologien und Me-
thoden, um die Fehler auf Bau-
stellen zu reduzieren. 

Neue Märkte

Darüber hinaus verwies Peter-
anderl auf den Gemeinschafts-
stand der bayerischen Hand-
werkskammern mit einem breit
gefächerten Beratungsangebot.
Außenwirtschaftsberater infor-
mierten über neue Märkte für das
Handwerk, gäben Tipps zur
Markterschließung und Auftrags-
abwicklung im Ausland sowie
zum Export. Zudem zeigten Be-
triebsberater auf, worauf es bei
der Gründung und der Sicherung
eines Betriebes sowie bei der Be-
triebsnachfolge ankommt. 

Auch stellten Umwelt-, Tech-
nik- und Innovationsberater Ener-
giesparkonzepte und -potenziale
vor und berieten zu Arbeitssicher-
heit, Produktsicherheit und tech-
nischen Regeln. Ausbildungsbe-
rater stünden Unternehmern und
Lehrlingen sowie deren Eltern
mit Rat und Tat für Fragen rund
um die Ausbildung im Handwerk
zur Seite. Weiterbildungsberater
informierten über das breite Bil-
dungsangebot der Handwerks-
kammern, das u. a. Betriebswirt-
schaft, Recht, Energie und Tech-
nik umfasst. Außerdem präsen-
tierten innovative Handwerksun-
ternehmen ihre neuesten Ent-
wicklungen. DK
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Weniger Energie 
beim Beheizen, 
mehr fürs Anheizen.
Lassen auch Sie sich die Modernisierung der 
alten Heizungsanlagen in Ihrer Kommune mit 
bis zu 17,5 % vom Staat fördern.

machts-effi zient.de | Hotline: 0800 0115 000

Klimaschutzpolitik:

European Energy Award für
sechs bayerische Kommunen 

Bei einem Festakt in Kempten hat der Bundesminister für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Dr. Gerd
Müller, den European Energy Award (eea) an die bayerischen
Kommunen Durach (Oberallgäu), Haldenwang (Oberallgäu),
Kammerstein (Mittelfranken, Landkreis Roth), Lindau und
Neu-Ulm überreicht. Sie wurden für ihre vorbildliche Klima-
schutzpolitik ausgezeichnet. Gastgeber Kempten erhielt als er-
ste bayerische Stadt den European Energy Award in Gold.

Bereits 2012 war die Stadt
Kempten mit dem eea ausge-
zeichnet worden, nachdem 60
Prozent aller möglichen Maßnah-
men realisiert worden waren. Vier
Jahre später sind es 78 Prozent –
75 Prozent sind für die Auszeich-
nung in Gold nötig. Der „Master-
plan 100 % Klimaschutz“, den
Kempten 2012 verabschiedet hat-
te, bildet den Rahmen für sämtli-
che Aktivitäten: seien es die Ener-
gieberatung und die Energieeffi-
zienz-Angebote für Unterneh-
men, Kampagnen wie „Sanieren
mit GRIPS“ für Hausbesitzer
oder Initiativen zur Förderung der
Radverkehrs. 

Durch ein konsequentes kom-
munales Energiemanagement für
die städtischen Liegenschaften
konnte seit 2000 der Ausstoß von
8.000 Tonnen CO2 vermieden
werden. Städtische Neubauten
werden nur noch im Passivhaus-
standard ausgeführt. Positiv auf
die European Energy Award-
Wertung wirkte sich auch die
Fernwärmeversorgung zahlrei-
cher Unternehmen und Haushalte
durch den Zweckverband Abfall-
wirtschaft Kempten (ZAK) aus.

Gemeinde Durach 

Die Gemeinde Durach konnte
unter anderem mit seinem Hack-
schnitzel-Nahwärmenetz, den re-
gen Aktivitäten des Energie-
teams, den Photovoltaikanlagen
auf den gemeindeeigenen Dä-
chern für den Eigenstromver-
brauch sowie einem Punktekata-
log für energieeffizientes Bauen
im Neubaugebiet am Orogelände
überzeugen.

In Haldenwang wird der
Strombedarf bereits vollständig,
der Wärmebedarf zu 29 Prozent
aus erneuerbaren Energien ge-
deckt. Eine gemeindeeigene Pho-
tovoltaikanlage versorgt das
Sportzentrum mit Strom. Durch
das langjährige kommunale Ener-

giemanagement konnte der Ener-
gieverbrauch der kommunalen
Liegenschaften und Anlagen
spürbar gesenkt werden. Vorbild-
lich sind zudem das Versorgungs-
konzept mit seinen Dorfläden
und die Ausrichtung eines jähri-
gen Energietages mit Vortrags-
programm.

Stadt Lindau

Lindau wiederum überzeugte
unter anderem mit dem kli-
mafreundlichen Mobilitätskon-
zept „KliMo“, mit dem der moto-
risierte Individualverkehr auf der
Insel reduziert werden soll. Im
Rahmen eines integrierten Stadt-
entwicklungskonzepts wurde ein
Wettbewerb für die zukünftige
Bebauung der hinteren Insel
durchgeführt; darüber hinaus ver-
abschiedete man ein energiepoli-
tisches Leitbild mit quantifizier-
baren Zielen für die Stadt. Eben-
falls vorbildlich ist die enge Zu-
sammenarbeit mit den benach-
barten Gemeinden – auch grenzü-
berschreitend. Ein nachhaltiger
Reiseführer rundet die vielen Ak-
tivitäten ab.

Stadt Neu-Ulm

Erhebliche Fortschritte bei
ihren Klimaschutzbemühungen
kann auch die Stadt Neu-Ulm
vorweisen. So wurde das Fern-
wärmenetz in der Innenstadt auf
der Basis eines ganzheitlichen,
raumbezogenen Wärmeversor-
gungskonzepts ausgebaut. Dank
eines Holzgas-Heizwerks, das
mit Material aus der Wald- und
Landschaftspflege sowie mit
Schwemmholz betrieben wird,
können außerdem pro Jahr rund
40.000 Tonnen CO2 eingespart
werden. Seit vielen Jahren wer-
den in Neu-Ulm städtische Dach-
flächen für die Energiegewin-
nung mittels Solar- und Photovol-
taikanlagen genutzt.

Gemeinde Kammerstein
Die Gemeinde Kammerstein

wurde im Jahr 2012 erstmals mit
dem European Energy Award aus-
gezeichnet. In der Zwischenzeit
ist am Rathausplatz ein Nahwär-
menetz mit Hackschnitzelheizung
errichtet worden, das die Kinder-
tagesstätte, das Rathaus, den Bau-
hof, den Bürgersaal sowie das
Feuerwehrhaus mit Wärme ver-
sorgt. Generell sind die Energie-
standards für kommunale Gebäu-
de und Anlagen in Kammerstein
hoch. Auf gemeindeeigenen Ge-
bäuden wurden ferner Photovol-
taikanlagen installiert.

Als beispielhaft gilt das inter-
kommunale Kläranlagenkonzept
der Gemeinde Kammerstein. Mit
weiteren Aktivitäten wie LED-
Tausch, Thermografie-Aktion,
Ausstellungen und Schul- und
Kindergartenprojekten wird bei
den Bürgern das Bewusstsein für
Energie- und Klimaschutz-The-
men geschärft. Ein Musterbei-
spiel ist auch der jährlich stattfin-
dende Kammersteiner Waldmarkt
mit ausschließlich regionalen
Produkten.

Plädoyer für
globale Energiewende

Bundesminister Dr. Gerd Mül-
ler forderte bei der Preisverlei-
hung die Städte und Gemeinden
in Deutschland zu einer noch stär-
keren Zusammenarbeit mit Kom-
munen in Entwicklungsländern
auf. „Gemeinsam können wir
nachhaltige Entwicklung welt-
weit schaffen“, betonte Müller
und ergänzte: „Wir brauchen ei-
ne globale Energiewende, mehr
Strom aus erneuerbaren Ener-
gien. Deutschland hilft den Ent-
wicklungsländern dabei, eigene
Klimaschutzpläne zu entwi-
ckeln. Die deutschen Kommu-
nen sind dabei unsere wichtig-
sten Partner, denn sie können al-
les, was wir in den Entwick-
lungsländern brauchen. Sie ha-
ben Know-how bei Energieeffi-
zienz, Infrastruktur, Wasserver-
sorgung, Sanitär und Abfallbe-
seitigung. Und vor allem die Er-
fahrung, die strategischen Zie-
le auch praktisch umzusetzen.“

Strahlende Gesichter bei der Verleihung des European Energy Awards für bayerische Städte
und Gemeinden. Unser Bild zeigt von links Josef Wölfle (1. Bürgermeister von Haldenwang),
Walter Schnell (1. Bürgermeister von Kammerstein), Leonard Meyer (Bundesgeschäftsstelle
European Energy Award), Reinhard Junginger (Stellvertreter von Neu-Ulms Oberbürgermei-
ster Gerold Noerenberg), Martin Sambale (Geschäftsführer Energie- und Umweltzentrum All-
gäu), Dr. Gerd Müller (Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung),
Thomas Kiechle (Oberbürgermeister der Stadt Kempten), Gerhard Hock (1. Bürgermeister
von Durach) und Matthias Kaiser (Stadtrat in Lindau in Vertretung von Oberbürgermeister
Dr. Gerhard Ecker). Bild: eza!

Minister Müller verwies auf
den zu erwartenden rasanten An-
stieg bei der Nachfrage nach En-
ergie vor allem in den Entwick-
lungsländern. Experten rechnen
in den kommenden 15 Jahren mit
einer Erhöhung um 50 Prozent.
Denn 1,2 Milliarden Menschen
weltweit haben heute noch kei-
nen Zugang zu Energie. Energie-
mangel sei eines der größten
Hemmnisse für wirtschaftliche
Entwicklung, unterstrich Müller:
„Deshalb müssen wir denen hel-
fen, die heute Zugang zu Ent-
wicklung und damit Energie
brauchen. Das ist ein wichtiges
Gebiet der neuen Partnerschaft

mit Afrika. Und dabei setzten wir
auf die Wirtschaft und die Kom-
munen.“

Kommunale 
Klimapartnerschaften

Die deutsche Entwicklungspo-
litik fördert die kommunale Zu-
sammenarbeit beim Klimaschutz
über kommunale Klimapartner-
schaften. Bereits 50 deutsche
Kommunen beteiligen sich daran.
So unterstützt das fränkische
Würzburg in Mwanza (Tansania)
die nachhaltige Energieversor-
gung über Photovoltaikanlagen.
Oldenburg führte mit Buffalo 

City (Südafrika) ein Modellpro-
jekt zu einem energieeffizienten
Verwaltungsgebäude durch. Part-
nerschaften gibt es aber auch in
Lateinamerika: Die Region Han-
nover baut zum Beispiel mit
Belén de los Andaquíes (Kolum-
bien) ein Bildungs- und Quali-
fizierungszentrum für regenerati-
ve Energie und Klimaschutz.

Das Bundesentwicklungsmini-
sterium hat kommunale Klima-
partnerschaften seit 2011 mit
rund 14 Millionen Euro gefördert,
davon rund vier Millionen Euro
für Klimaprojekte. Das Ministe-
rium führt das Programm 2017
fort. DK

Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen:

Runder Tisch treibt 
Klimaschutzkonzept voran

18 Vertreter von Umweltverbänden und der Forstwirtschaft ha-
ben kürzlich im Landratsamt in Bad Tölz erstmals an einem run-
den Tisch zum Thema „Nachhaltige Nutzung regionaler Energie-
holzpotentiale - Chancen und Risiken“ teilgenommen. Der runde
Tisch wurde im Rahmen des Aktionsplans zur Umsetzung des in-
tegrierten Klimaschutzkonzeptes des Landkreises initiiert.

Der Plan beinhaltet die Maß-
nahme „Biomassepotentiale stei-
gern“, deren Ziel es ist, nachhalti-
ges Energieholz mehr zu nutzen,
um den Wärmebedarf im Land-
kreis zu einem größeren Anteil
aus regenerativen Quellen zu
decken. Derzeit werden noch ca.
81 Prozent der Wärme im Land-
kreis durch Öl und Gas erzeugt.
Eingeladen dazu hatte der Klima-
schutzbeauftragte des Landkrei-
ses, Andreas Süß. 

Mögliche Konfliktfelder
frühzeitig erkennen

Landrat Josef Niedermaier
stellte die besonders gute Zusam-
menarbeit und gegenseitige Wert-
schätzung zwischen den Verbän-
den im Landkreis Bad Tölz-Wolf-
ratshausen heraus. Ein Baustein
für eine gute Zusammenarbeit
auch in der Zukunft sei der runde
Tisch, ist Klimaschutzbeauftrag-

ter Andreas Süß überzeugt. Die
Gespräche hier würden dazu 
beitragen, mögliche Konfliktfel-
der zwischen Naturschutz und
Waldbewirtschaftung zum The-
ma Energieholzgewinnung früh-
zeitig zu erkennen.

Energieholz als 
wichtiger Baustein

Die Teilnehmer diskutierten bei
der Veranstaltung über zahlreiche
Themen: von der Baumartenzu-
sammensetzung über die Wegeer-
schließung bis hin zu dem abneh-
mendem Wissen in vielen Bevöl-
kerungsschichten über Waldbe-
wirtschaftung bei gleichzeitig zu-
nehmender Umweltsensibilisie-
rung. Einig waren sich alle darin,
dass Energieholz ein wichtiger
Baustein der regionalen Wärme-
versorgung werden müsse, um die
ehrgeizigen Klimaschutzziele des
Landkreises erreichen zu können.

Vor allem in den Privatwäldern
bestehe noch viel Potential, er-
klärte Robert Nörr vom Amt für
Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten in Holzkirchen bei der
Vorstellung der Energieholstudie
des Landkreises für den Privat-
und Körperschaftswald. Nutzt
man diese Potentiale, könnten
noch etwa 5.000 weitere Haushal-
te im Landkreis mit Wärme aus
nachhaltigem Energieholz aus der
Region versorgt werden. 

Für nachhaltige
Waldbewirtschaftung

Intensiv diskutierten die Wald-
besitzervereinigungen und die an-
erkannten Umweltverbände im
Landkreis über die mögliche Nut-
zung der Holzpotentiale im Rah-
men bestehender Vorschriften. Er-
wähnt wurden hier beispielsweise
die zu verbleibenden Totholzrest-
mengen. Beide Seiten betonten je-
doch, die nachhaltige Waldbewirt-
schaftung müsse stets oberste Pri-
orität haben. Nun sollen Maßnah-
men entwickelt werden, durch die
der Rohstoff Holz im Landkreis
besser genutzt werden kann. 
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CSU-Arbeitskreise Energiewende und Umwelt:

Empfehlungen 
zur Bundestagswahl

Gemeinsam mit dem Arbeitskreis für Umwelt und Landesent-
wicklung (AKU) hat der Arbeitskreis Energiewende (AKE) sei-
ne Empfehlungen für das CSU-Wahlprogramm zur Bundes-
tagswahl vorgestellt. Darin wird ein klares Bekenntnis zur
Energiewende abgelegt. Dabei müsse allerdings sichergestellt
sein, „dass die zukünftige Energieversorgung gleichrangig 
sicher, sauber und bezahlbar ist und im Einklang von Mensch
und Natur sowie technologieneutral, innovationsoffen, markt-
wirtschaftlich, sozial und mit möglichst wenigen Eingriffen
durch den Staat gestaltet wird“.

Darüber hinaus rufen AKE und
AKU dazu auf, zur Umsetzung
des Klimaschutzplans 2050 ein
integriertes „Klima- und Energie-
konzept 2030“ zu entwickeln, das
die Ziele der definierten Hand-
lungsfelder mit möglichst weni-
gen Staatseingriffen technologie-
neutral, kostenoptimal, marktwirt-
schaftlich und wirtschaftspolitisch
sinnvoll erreicht. Der Ausstiegs-
pfad aus der Kohleverstromung
sollte im Konsens mit allen Ak-
teuren definiert werden. 

Auch plädieren die Arbeitskrei-
se dafür, dass für die künftigen
politischen Rahmenbedingungen
der Energiewende in allen Sekto-
ren (Strom, Wärme/Kälte, Mobi-
lität) nicht Einzeltechnologien im
Vordergrund stehen, sondern ein
integriertes Gesamtsystem Ener-
gie möglichst marktwirtschaft-
lich, technologieneutral und in-
novationsoffen entstehen kann.
„Dabei muss ein sinnvolles und
kostenoptimales Zusammenspiel
aus Dezentralität und Zentralität
entstehen.“ Für den immer wich-
tiger werdenden Zubau von Ener-
giespeichern sei zwar einerseits
weitere Forschung und Entwick-
lung erforderlich, vielmehr seien
jedoch wirksame Marktanreize
zu entwickeln. Speicher dürften
außerdem gegenüber dem Netz-
ausbau nicht benachteiligt sein. 

Das EEG sollte grundsätzlich
beibehalten bleiben, „da ein ziel-
erfüllendes Voranschreiten der
Energiewende ohne Förderungen
zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht möglich ist und das EEG
das geeignetste Instrument dazu
ist“. Das EEG sollte marktwirt-
schaftliche Mechanismen weiter-
verfolgen. Bürgerenergieanlagen
müssten weiter einen privilegier-
ten Status mit ausreichenden Ba-
gatellgrenzen haben. 

„Wir fordern, dass Maßnah-
men erarbeitet und umgesetzt
werden, um den weiteren Anstieg
der Strompreise zu dämpfen“,
heißt es weiter. Um die über-
schießenden Kosten zu finanzie-
ren, schlagen AKE und AKU u. a.
folgende Maßnahmen vor: Ab-
schaffung der Stromsteuer und
aufkommensneutral im Gegen-
zug sukzessiv steigende Abgaben
auf fossile Brennstoffe und Ener-
gieträger, Absenkung der Liqui-
ditätsreserve des EEG-Kontos,
Reduzierung der Mehrwertsteuer
auf 7 %, Kostenübernahme des
Netzausbaus durch den Bund, Fi-
nanzierung der Industrieprivilegi-
en durch den Bundeshaushalt (die
besondere Ausgleichsregelung
kommt einer Subvention gleich
und ist deshalb durch den Bund
zu leisten), für Energielieferanten
verpflichtende Weitergabe der

Börsenstrompreise (zzgl. Kosten
und Marge) an die Verbraucher
sowie Reduzierung klimaschädli-
cher Subventionen des Bundes.
Sollten diese Maßnahmen nicht
möglich sein und/oder genannte
Einzelmaßnahmen nicht ausrei-
chen, sei über die Einführung ei-
nes Kostenstreckungsfonds nach-
zudenken. 

Zur unterstützenden Finanzie-
rung der Energiewende sollte
nach Auffassung der Arbeitskrei-
se ein nationaler Investitions-
fonds mit einer garantierten fest-
verzinslichen Rendite eingeführt
werden, der allen Bürgerinnen
und Bürgern offensteht. Dieser
Fond sollte in initiale Infrastruk-
turprojekte der Energiewende,
z.B. in Netzinfrastrukturen oder
Speicher, investieren. 

Versorgungslücken 
vermeiden

Wenn 2022 das letzte bayeri-
sche Kernkraftwerk abgeschaltet
wird, darf es laut AKE und AKU
keine Versorgungslücke geben:
„Planungsverfahren und Büro-
kratie dürfen die Versorgungssi-
cherheit nicht gefährden. Es muss
sichergestellt werden, dass die
HGÜ-Trassen nach Bayern so
schnell wie möglich fertiggestellt
werden, dass ca. 2 GW gesicherte
Kraftwerkskapazität im Süden
realisiert wird und zusätzlich er-
forderliche Kraftwerkskapazitä-
ten absolut gesichert kontrahiert
werden. Für die durch die HGÜ-
Trassen Betroffenen (z.B. Land-
und Forstwirte) muss ein fairer
Ausgleich gefunden werden.“ 

Um die Verbraucher und Un-
ternehmen in Bayern nicht weiter
zu belasten, sei die einheitli-
che Strompreiszone innerhalb
Deutschlands beizubehalten. Eng-
pässe dürften nicht innerhalb von
Gebotszonen preislich ausgegli-
chen werden, sondern jenseits der
Gebotszone. Starre konventionel-
le Restlasten müssten möglichst
schnell verringert werden, da sie
die Kosten für Redispatch treiben
und die mögliche Aufspaltung
des Marktgebiets begünstigen. 

Die Netze aller Spannungsebe-
nen seien beschleunigt auszubau-
en und zu ertüchtigen, damit der
Zubau an erneuerbaren Energie-
anlangen stärker voranschreiten
kann. Bei allen künftigen Netz-
entwicklungsplänen seien die
wirtschaftlich sinnvoll zu realisie-
renden Potenziale der dezentralen

Erzeugung, der Speicherung und
der Sektorkopplung  einzubezie-
hen. Generell sollte insbesondere
der Ausbau der Übertragungsnet-
ze durch den Bundeshaushalt
bzw. eine staatliche Netzgesell-
schaft finanziert und betrieben
werden, da es sich hierbei um ei-
ne Infrastrukturaufgabe handelt
und diese als solche vom Staat zu
tragen ist. 

Ferner plädieren die Arbeits-
kreise dafür, die Wasserkraft in
Bayern zu erhalten und auszubau-
en. So sollte z. B. bei der Sanie-
rung von Querverbauungen ge-
prüft werden, Wasserkraftwerke
einzubauen, sofern nicht vorhan-
den. Die bestehenden Gesetze für
eine stärkere Wasserkraftnutzung
müssten auf den Prüfstand ge-
stellt und ggf. angepasst werden,
ohne den Natur- und Artenschutz
zu gefährden. Die Wasserkraft
benötige eine auskömmliche Ver-
gütung. Diese lasse sich durch
Grundlastfähigkeit und System-
dienlichkeit begründen. Für die
Wasserkraft sollte es eigene Aus-
schreibungen im EEG geben. 

Als wichtige Energiequellen
müssten auch Bioenergie, Geo-
thermie, Windenergie und Photo-
voltaik weiterhin Rahmenbedin-
gungen haben, um ihre Potenziale
in größtmöglichem Umfang (un-
ter wirtschaftlichen und system-
dienlichen Gesichtspunkten) voll
ausschöpfen zu können, heißt es
in dem Positionspapier. 

Notwendig sei zudem eine na-
hezu vollständige Reduktion der
Treibhausgas- und Luftschadstoff-
emissionen (außer, sie sind emis-
sionsneutral) aus dem Mobilitäts-
bereich bis zum Jahr 2050. Der
Ausstieg aus fossilen Energie-
trägern sollte technologieneutral
sein und könne durch folgende
Maßnahmen gelingen: Beschleu-
nigte Bereitstellung von Infra-
strukturen durch den Bund und
die Wirtschaft, stufenweises Ab-
senken der EU-Grenzwerte für
Flottenemissionen, stufenweise
steigende Abgaben auf fossile
Treib- und Kraftstoffe, wirksame
Kaufanreize und zu einem späte-
ren Zeitpunkt ggf. die Einführung
von Abwrackprämien oder Quo-
ten für emissionsneutrale Fahr-
zeuge und Verkehrsmittel. 

Darüber hinaus müsse das Aus-
bautempo Erneuerbarer Wärme
deutlich forciert und auf die Be-
schlüsse des Paris-Abkommens
und des Klimaschutzplans 2050
angepasst werden, lautet eine wei-
tere Forderung. „Die steuerliche
Förderung der energetischen Ge-
bäudesanierung muss kommen,
ohne dass dabei der Handwerker-
bonus aufgegeben wird.“ Die
Abgaben für Energie müssten
sich stärker am Ziel der CO2-
Reduktion im Wärmemarkt aus-
richten. DK

Gemeinsam für mehr
Klimaschutz im Oberland

Klimaschutzbeauftragte der Landkreise und Städte
treffen sich in Penzberg

Es war tatsächlich etwas Besonderes, als sich zum ersten Mal alle
Klimaschutzbeauftragten der Landkreise und Städte im Oberland
in Penzberg trafen, um gemeinsame Schnittmengen zu besprechen
und sich bei der Durchführung von Projekten gegenseitig zu un-
terstützen.

Im Rahmen des Interreg Alpen-
raumprojekts PEACE_Alps, an
dem die Bürgerstiftung Energie-
wende Oberland seit 2015 betei-
ligt ist, steht die Bündelung von
Maßnahmen zur Umsetzung von
Klimaschutz- und Energienut-
zungsplänen im Vordergrund. Da-
her liegt nichts näher als die jewei-
ligen Zuständigen in der Region
zu einem Treffen in die Geschäfts-
stelle nach Penzberg einzuladen.
Finanziell unterstützt werden die
Projektaktivitäten vom EU-Fonds
für regionale Entwicklung.

Im Fokus des Treffens stand die
Vorstellung und Diskussion des
vom Konvent der Bürgermeister
entwickelten Standards zur Fort-
schreibung der Energie- und
CO2-Bilanz für Landkreise und
Kommunen. „Dieses Thema
brennt uns allen unter den Nä-
geln“, bestätigt Veronika Halmba-
cher, Klimaschutzmanagerin des
Landkreises Miesbach. Gemein-
sam mit Ellen Esser, Koordinato-
rin des Projekts PEACE_Alps,
stellte sie anhand der Energiever-
bräuche und -erzeugung im Land-
kreis Miesbach den Kolleginnen
und Kollegen vor, wie das Tool
verwendet werden kann.

Der Grundtenor zur präsentier-
ten Vorgehensweise war positiv,
und so wird sich die Gruppe im Ju-

li erneut treffen, um voraussicht-
lich im Herbst die erstellten Fort-
schrittsberichte den jeweiligen
Gremien vorstellen zu können.

Stromsparen ist ein wichtiges
Thema für Klimaschutzbeauftrag-
te der Kommunen und Landkrei-
se. Daher bereiteten Elisabeth
Freundl (EWO) und Veronika
Halmbacher (Landratsamt Mies-
bach) die Herangehensweise und
Erfahrungswerte der Aktion
„Fischbachau spart Strom“ und
„Wir sparen Strom im Landkreis
Miesbach“ auf.

Der Austausch zwischen den
Klimaschutzbeauftragten wurde
durch die Teilnehmer sehr begrüßt,
denn in den Diskussionen wurde
deutlich, dass viele Schnittmengen
bestehen, diese auch gut erschlos-
sen werden können und diese
Treffen einen deutlichen Mehr-
wert für alle Beteiligten darstellen.

„Unser Ziel mit der Veranstal-
tung ist es den Klimaschutzbeauf-
tragten im Oberland Erfahrungs-
werte an die Hand zu geben, so
dass wir alle unsere Ziele in Be-
zug auf Klimaschutz und Energie-
wende bis zum Jahr 2035 zügig
und effizient erreichen können,“
schloss Josef Kellner, Vorstands-
vorsitzender der Bürgerstiftung
Energiewende Oberland die Ver-
anstaltung. 

PWG investiert in
klimafreundliche 

Wärmeversorgung
Die Peißenberger Wärmegesellschaft (PWG) setzt auch in Zu-
kunft auf dezentrale und klimafreundliche Wärmeerzeugung.
Dazu investiert die PWG rund 5 Millionen Euro in die Moderni-
sierung ihrer Heizzentrale für das Peisenberger Fernwärmenetz. 

Neu errichtet werden ein
Blockheizkraftwerk (BHKW)
mit einer elektrischen und ther-
mischen Leistung von je 1,5 Me-
gawatt und zwei gasbefeuerte
Kessel mit einer Heizleistung
von je 8 Megawatt. Das Moder-
nisierungsprojekt ist bereits ge-
startet und soll im Frühsommer
2017 abgeschlossen sein. Die In-
betriebnahme der beiden neuen
Heizkessel ist für April geplant,
auch das BHKW soll bis zum
Frühsommer 2017 Strom und
Warme liefern. Während die
Wärme über die Fernwärmelei-
tungen direkt an die Haushalte in
Peisenberg geliefert wird, speist
die PWG den im BHKW er-
zeugten Strom in das öffentliche
Netz ein.

Durch die Modernisierung
steigt auch die Effizienz der Anla-
ge: BHKW und Heizkessel sind
auf den aktuellen Wärmever-

brauch abgestimmt und benöti-
gen weniger Erdgas. „Damit kön-
nen wir im Vergleich zum bishe-
rigen Betrieb etwa 4.000 Tonnen
CO2 pro Jahr einsparen und lei-
sten einen wichtigen Beitrag zum
Klimaschutz“, erklärt PWG-Ge-
schäftsführer Martin Glink. 

Die beiden alten Heizkraftwer-
ke haben seit Mitte der 1980er
Jahre ihren Dienst verrichtet und
sind seit dem Sommer außer Be-
trieb. Die Anlagen haben nicht
mehr dem Stand der Technik ent-
sprochen und waren außerdem zu
groß dimensioniert, gemessen am
heutigen Wärmebedarf der Kun-
den. Über den Winter sichert eine
im letzten November installierte
mobile Wärmeversorgung einen
derzeit noch in Betrieb befindli-
chen Bestands-Heizkessel ab. Mit
der neuen Anlage soll der Betrieb
der Heizzentrale wirtschaftlich
optimiert werden. 

Landkreis Bamberg zum Netzentwicklungsplan 2030:

„Gleiche Planung,
gleiche Stellungnahme“

Ende Januar 2017 startete die
Bundesnetzagentur die Konsul-
tation des Netzentwicklungs-
plans 2030. Wie bereits im
Netzentwicklungsplan 2025,
der im Dezember 2015 vorge-
legt wurde, sehen die aktuellen
Planungen der Bundesnetzagen-
tur weiterhin das Netzausbau-
projekt P 44 mod. vor, das sich
von Altenfeld über Schalkau
und Würgau bis nach Luders-
heim erstrecken würde. 

Die P 44 mod. ist der alterna-
tive Planungsansatz zum ur-
sprünglichen Netzausbaupro-
jekt P 44 von Altenfeld über
Schalkau nach Grafenrheinfeld.
Dies nahm Landrat Johann Kalb
zum Anlass, die betroffenen Ge-
meinden kürzlich ins Landrats-
amt einzuladen, um ein gemein-
sames Vorgehen abzustimmen. 

„Der Landkreis Bamberg hat

sich bereits im Dezember 2015
deutlich gegen den weiteren
Ausbau des Stromnetzes ausge-
sprochen und eine gemeinsame
Stellungnahme mit den betrof-
fenen Gemeinden unterzeich-
net. Auch wenn sich im Ver-
gleich zur Netzentwicklungs-
planung von 2015 inhaltlich
nichts verändert hat, ist es wich-
tig, dass wir alle zusammen un-
sere Haltung nochmals bekräfti-
gen und in das aktuelle Konsul-
tationsverfahren einbringen“, so
Landrat Kalb.

Entsprechend unterzeichne-
ten alle Gemeindevertreter zu-
sammen mit Landkreischef
Kalb ihre gemeinsame Stellung-
nahme, in der sie sich deutlich
gegen eine weitere Belastung
mit zusätzlichen Ausbaupro-
jekten des Stromnetzes im
Landkreis wenden. 

Neues bayerisch-tschechisches Forschungsprojekt:

Startschuss für
„CrossEnergy“

Zu einer gemeinsamen, grenzüberschreitenden Energiein-
frastruktur in der Donau-Moldau Region soll ein neu ge-
startetes Forschungsprojekt beitragen. „CrossEnergy“
wurde von einem multidisziplinären Forschungsteam, be-
stehend aus OTH Regensburg, TH Deggendorf und der
Westböhmischen Universität in Pilsen, die das Projekt lei-
tet und mit zwei Fakultäten vertreten ist, erarbeitet. 

Im Zuge des Projekts werden fortgeschrittene Softwaretools
für die Planung und den Betrieb von elektrischen Netzwerken
entwickelt, die unterschiedliche Informationen und Berech-
nungen liefern, um verschiedene Interessensgruppen wie Netz-
betreiber, Stadtwerke, Behörden, politisch Verantwortlichen
und die Bevölkerung bei ihren Entscheidungen zu unterstüt-
zen. Schwerpunkt des Projekts sind die regionalen Bedingun-
gen in der Donau-Moldau-Region wie die Zusammenarbeit
über die Grenze hinweg oder auch demographische, technolo-
gische und gesetzliche Entwicklungen in der Region.

Mit einer Gesamtsumme von knapp einer Million Euro wird
das Forschungsprojekt über einen Zeitraum von drei Jahren
vom „Programm zur grenzübergreifende Zusammenarbeit
Freistaat Bayern - Tschechische Republik“ und dem Europäi-
schen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) gefördert. Pro-
jektträger sind das Bayerische Staatsministerium für Wirt-
schaft und Medien, Energie und Technologie und das Tsche-
chische Staatsministerium für regionale Entwicklung. DK

V. l.: Günter Rahm Geschäftsstellenleiter Litzendorf; Gisela 
Homann, 1. Bürgermeisterin Königsfeld; Thomas Betz, 1. Bür-
germeister Wattendorf; Roland Kauper, 1. Bürgermeister Scheß-
litz; Hans Göller, 2. Bürgermeister Heiligenstadt; Landrat Johann
Kalb; Ludwig Göhl, 1. Bürgermeister Stadelhofen; Michael Kar-
mann, 1. Bürgermeister Buttenheim. Bild: LRA Bamberg

PWG-Geschäftsführer Martin Glink (rechts) erläutert Peißen-
bergs Bürgermeisterin Manuela Vanni (links) und den beiden
Vertretern der PWG-Gesellschafter Norbert Schürmann,
LEW-Vorstandsmitglied (2.v.r.) und Werner Dehmel, Ge-
schäftsführer Bayernwerk Natur (2.v.l.), die Pläne zur Moder-
nisierung der Heizzentrale. Bild: LEW / Timian Hopf 
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Damit auch Bayerns Regionen Fahrt aufnehmen
können, braucht es eine flächendeckende Lade-
infrastruktur. Für Kommunen sind wir der fachkun-
dige Partner: von der Ladesäule über die Wartung
bis zur Abrechnung. Sprechen Sie uns bitte an.

www.bayernwerk.de/elektromobilitaet

Wir machen
Bayern …

-mobil

Bayernwerk und Regierungen von Unterfranken und Niederbayern:

Impulsgeber für die
Energiezukunft gesucht

Jeweils 10.000 Euro warten auf engagierte Unterfranken und
Niederbayern, die sich in ihrem Umfeld für die Energiezukunft
stark machen. Der jährliche Bürgerenergiepreis Niederbayern
der Bayernwerk AG geht in die fünfte Runde, der Bürgerener-
giepreis Unterfranken in die dritte.

Gewinnen können Privatperso-
nen, Vereine oder auch Schulen,
die mit pfiffigen und außerge-
wöhnlichen Ideen und Maßnah-
men einen Impuls für die Ener-
giezukunft geben. Alle unterfrän-
kischen und niederbayerischen
Bürgerinnen und Bürger sind nun
wieder aufgerufen, sich direkt
beim Bayernwerk für den Bürger-
energiepreis zu bewerben. 

Aus allen Einsendungen wählt
eine Jury jeweils drei Preisträger

aus. Die Bewerbungsunterlagen
und weitere Informationen zum
Bürgerenergiepreis sind unter
www.bayernwerk.de/buergeren-
ergiepreis zu finden. Die Bewer-
bungsfrist läuft bis 20. April.

„Wir suchen die Energiehelden
in Unterfranken und Niederbay-
ern. Dabei geht es nicht nur um
große Bauprojekte. Der Bürger-
energiepreis richtet sich an alle
diejenigen, die einen Beitrag für
die lokale Energiezukunft leisten

und andere aufmerksam ma-
chen“, erklärte Christoph Henzel,
Leiter Kommunalmanagement
Bayernwerk AG. Eingereicht wer-
den können Projekte, die entwe-
der in Planung sind, im laufenden
Jahr begonnen haben oder auf-
grund ihrer inhaltlichen Qualität
nach wie vor Bestand haben.

Jeder Beitrag zählt

Dr. Paul Beinhofer, Regie-
rungspräsident von Unterfranken,
rief zur Teilnahme am Bürger-
energiepreis auf: „Die erfolgrei-
che Gestaltung der Energiezu-
kunft ist nicht allein Aufgabe der

Politik und der Wirtschaft, son-
dern die aller Bürgerinnen und
Bürger. Für den Erfolg der Ener-
giewende zählt jeder einzelne Bei-
trag.“ Für eine hohe Teilnehmer-
zahl setzte der Regierungspräsi-
dent - wie in den letzten Jahren
unter Beweis gestellt - auf die
Ideenvielfalt der unterfränkischen
Bewerber. Zu den Siegern des
vergangenen Jahres zählten auch
die Schülerinnen und Schüler der
Schlossberg Grund- und Mittel-
schule Nüdlingen im Landkreis
Bad Kissingen mit dem Projekt
„Klima – Energie – Nachhaltig-
keit“. 

Kreative Mitmacher
im Visier

Rainer Haselbeck, Regierungs-
präsident von Niederbayern, be-
tonte: „Eine zuverlässige, effi-
ziente und ökologische Energie-
versorgung braucht kreative Mit-
macher! Erfindergeist und gute
Ideen sind bei uns in Niederbay-
ern zuhause. Deswegen bin ich
mir sicher, dass auch heuer wie-
der viele innovative niederbayeri-
sche Projekte eingereicht wer-
den.“ Zu den Siegern des vergan-
genen Jahres zählten auch Birgit
und Hans Bachmaier aus Geisel-
höring, Ortsteil Hainsbach, im
Landkreis Straubing-Bogen mit
dem Projekt zur „Sanierung eines
historischen Bauernhauses in
Holzblockbauweise“.

Der Bürgerenergiepreis wurde
2013 zusammen mit der Regie-
rung in Niederbayern ins Leben
gerufen. In diesem Jahr wird die
Auszeichnung sowohl in Unter-
franken als auch später folgend in
den Regierungsbezirken Nieder-
bayern, Oberbayern, Oberfranken
und in der Oberpfalz verliehen.
Videos der bisherigen Sieger sind
im Bayernwerk-Kanal auf You-
Tube zu finden. 

Christoph Henzel, Leiter Kommunalmanagement Bayernwerk,
Rektorin Ritta Helfrich und Dr. Paul Beinhofer, Regierungspräsi-
dent von Unterfranken (von links), gaben den offiziellen Start-
schuss für den Bürgerenergiepreis Unterfranken 2017. 

Bayernwerk bringt
Konradsreuth zum Leuchten
Bürgermeister Matthias Döhla hat bei einem Preisausschreiben
der Bayernwerk AG teilgenommen und freut sich nun für seine
Gemeinde Konradsreuth über den Gewinn von fünf modernen
LED-Straßenleuchten. Die neuen Lampen werden vom regiona-
len Energienetzbetreiber in der Bachstraße installiert. 

Durch die bessere Beleuchtung
soll der Schulweg vieler Schüler
dort noch sicherer werden. Zeit-
gleich zur Montage der ersten
Lampen haben sich Ralf Schwarz,
Kommunalbetreuer des Bayern-
werks und Bürgermeister Döhla
zur Preisübergabe getroffen.

„Wir freuen uns als Partner der
Gemeinde Konradsreuth, dass
sie als Gewinner des Preisaus-
schreibens in einem neuen Licht
erstrahlt“, so Kommunalbetreuer
Ralf Schwarz. Die Verlosung
hatte das Bayernwerk gemein-
sam mit dem Leuchtsystem-Her-
steller HELLA angeboten. Das
Modell „Slim Twin“ wurde als
LED-Ersatzleuchte für die häu-
fig in den Kommunen verbreite-

ten Peitschenleuchten entwi-
ckelt. Diese neuen Leuchten bie-
ten bei geringen Anschaffungs-
und Montagekosten den Kom-
fort der bewährten HELLA
LED-Technologie.

Die Leuchten sind in der Licht-
farbe neutralweiß mit einer 
Leistung von bis zu 42 Watt bei
einem Lichtstrom von maximal
3400 Lumen erhältlich. Das Mo-
dell ist für sog. Peitschenmasten
bis zu einer Lichtpunkthöhe von
acht Metern optimiert. Durch die
asymetrische Lichtverteilung kön-
nen Auslegerneigungen von 15
bis 30 Grad abgedeckt werden.
Technisch lässt sich die Lei-
stungsaufnahme um 50 Prozent
reduzieren. 

Partner bei der Stromversorgung
Hallbergmoos und das Bayernwerk 

schließen Konzessionsvertrag über weitere 20 Jahre ab

Die sichere Stromversorgung der Gemeinde Hallbergmoos im
oberbayerischen Landkreis Freising ist in Zukunft Aufgabe des
Bayernwerks. Das Energieunternehmen und die Gemeinde wa-
ren bereits früher Partner bei der Stromversorgung. Nach dem
Ablauf des vorhergehenden Vertrags schrieb die Gemeinde die
Konzession neu aus. In dem anschließenden Wettbewerb setzte
sich das Bayernwerk mit dem besten Angebot durch.

Erster Bürgermeister Harald
Reents und Ursula Jekelius, zu-
ständige Leiterin für Kommu-
nen und Kooperationen in
Oberbayern beim Bayernwerk,
unterzeichneten im Beisein von
Stefan Kronner, Gemeinderat
und Leiter der Arbeitsgruppe
Stromkonzession, den neuen
Konzessionsvertrag. 

Die Stadt räumt mit der Ver-
gabe der Konzession dem regio-
nalen Netzbetreiber Bayern-

werk formal das Recht ein, für
die kommenden 20 Jahre das
Stromnetz auf ihrem Gebiet zu
betreiben sowie Versorgungsan-
lagen und Leitungen auf ge-
meindlichen Wegen und Grund-
stücken für die Versorgung der
Bürgerinnen und Bürger und
der örtlichen Wirtschaft zu er-
richten.

Sowohl die Stadt als auch das
Unternehmen zeigten sich mit
der langfristigen Verlängerung

überaus zufrieden. Für das Bay-
ernwerk bedeute diese Verlän-
gerung einen großen Vertrau-
ensbeweis, erklärte Ursula Jeke-
lius: „Wir freuen uns, dass wir
weiterhin der Wunschpartner
der Stadt für den Betrieb des
Stromnetzes sind und sind stolz,
dass wir uns im Wettbewerb 
gegen unsere Konkurrenten
durchgesetzt haben.“

Umfassende
Versorgungssicherheit

Durch den Zuwachs dezentra-
ler Erzeugungsanlagen auf rund
260.000 im Bayernwerk-Netz
und den damit verbundenen An-
stieg des eingespeisten Stroms
aus Erneuerbarer Energie stehe
die Leistungsfähigkeit der re-
gionalen Verteilnetze im Zuge
der Energiewende vor zuneh-
menden Herausforderungen.
„Die Grundlage einer umfas-
senden Versorgungssicherheit
vor dem Hintergrund der Ener-
giewende sind eine kontinuierli-
che Wartung und Instandhal-
tung, der Einsatz innovativer
Technologien, ein moderner
Netzbetrieb und die strukturelle
Nähe zum Netz“, betonte Ursu-
la Jekelius.

Hallbergmoos liegt im Zu-
ständigkeitsbereich des Bayern-
werk-Netzcenters Unterschleiß-
heim. Zum Stromnetz der rund
9.000 Einwohner zählenden
Kommune gehören Kabel und
Leitungen im Nieder- und Mittel-
spannungsbereich in einer Länge
von rund 140 beziehungsweise
45 Kilometern. 

Unser Bild zeigt Ersten Bürgermeister Harald Reents (l.),
Ursula Jekelius, zuständige Leiterin für Kommunen und 
Kooperationen in Oberbayern beim Bayernwerk und Stefan
Kronner, Gemeinderat und Leiter der Arbeitsgruppe Strom-
konzession. 

DL50 LED:

Perfekt abgestimmte
Lichtgestaltung

Die optimale Lichtgestaltung für innerstädtische Räume und Ver-
kehrswege beruht auf einer hohen Funktionalität für unterschied-
liche Anwendungen und einem harmonisch abgestimmten Ge-
samtbild. Hier öffnet die neue DL 50 LED Produktfamilie von 
Osram jetzt noch mehr Chancen für die Planung und Realisierung
optisch überzeugender Lichtlösungen. Das System bietet hochwer-
tige Leuchten mit einer konsequenten Designlinie. 

Das aufeinander abgestimmte
System der neuen DL50 LED mit
seiner einheitlichen Gestaltungsli-
nie steht für verlässliche Lichtqua-
lität und ein ansprechendes, städ-
tisches Gesamtbild. Planung und
Gestaltung von breiten Straßen bis
hin zu Wohngebieten, Plätzen und
Parks werden mit dem System
deutlich einfacher: Die Produktfa-
milie umfasst Mastaufsatz- und
Mastansatzleuchten ebenso wie
Seilleuchten mit verschiedenen
Lichtverteilungen und Lichtfar-
ben sowie Steuerungsoptionen.

Neu im Produktportfolio ist ne-

ben der Seilleuchte für breite
Straßen jetzt auch eine Seilleuch-
te für schmale Straßen. Das De-
sign der DL 50 LED ist unver-
wechselbar: Es präsentiert sich
dezent und zugleich charakteri-
stisch in klassisch runder Form.
Eine geringe Bauhöhe und die
ausgewogenen Proportionen
strahlen eine hohe ästhetische
Qualität aus. Das kommt beson-
ders bei der Kombination der
Leuchten mit dekorativen Ausle-
gern zur Geltung. 

„Die Vielfalt der DL 50 LED
Leuchtenfamilie bietet hervorra-

gende Möglichkeiten, mit der Be-
leuchtung ein ästhetisch gelun-
genes Erscheinungsbild in der
ganzen Stadt entstehen zu lassen“,
erklärt Anett Wagner, Produkt-
Managerin bei Osram Lighting
Solutions. 

Osram hat die bisher bestehen-
de Lichtstromnachführung er-
weitert und bietet mit der paten-
tierten Version CLO 2.0 eine
neue Generation des Konstant-
lichtstroms an. Diese verfügt
über neue Berechnungsparame-
ter und zahlt damit unmittelbar
auf die Zuverlässigkeit und Le-
bensdauer der städtischen Be-
leuchtung ein. Die innovative
Lösung berücksichtigt aktuelle
und auch zurückliegende Um-
welteinflüsse wie beispielsweise
Wind und Temperatur. 

Auf Basis dieser Einflussgrö-
ßen ist eine genauere Lichtstrom-
nachführung möglich. Jederzeit
wird das festgelegte Lichtstrom-
paket zuverlässig erreicht – unab-
hängig welche Witterungslagen
vorliegen. Das maximiert die En-
ergieeffizienz der Beleuchtung,
senkt die Verbrauchskosten und
erhöht die Lebensdauer. 
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Bayerische Architektenkammer:

Neue Beratungsstelle 
Energieeffizienz und Nachhaltigkeit

Ende vergangenen Jahres hat die Bayerische Architektenkam-
mer die „Beratungsstelle Energieeffizienz und Nachhaltigkeit“
(BEN) ins Leben gerufen. Aktiv in München und Nürnberg, in-
formiert die Stelle in kostenlosen, neutralen, fachübergreifen-
den und unabhängigen Erstberatungen die breite Öffentlich-
keit über Themen der baulichen Energieeffizienz und Nach-
haltigkeit. Ratsuchenden wie Architekten, Bauherren, Ge-
meinden und Verwaltungen wird eine fachübergreifende, neu-
trale und unabhängige Erstberatung zu den zentralen Themen
der Energieeffizienz und Nachhaltigkeit angeboten.

Ein Schwerpunkt der BEN
liegt in der Beratung von Kom-
munen zu energieeffizienten und
nachhaltigen städtebaulichen
und quartiersorientierten Kon-
zepten, aber auch in der Sanie-
rung oder den Neubau von zu-
kunftsfähigen öffentlichen Ge-
bäuden. Der Gebäudebereich ist
ein wichtiger Faktor beim Kli-
maschutz und bei der erfolgrei-
chen Umsetzung der Energie-
wende. Etwa 30 Prozent der
CO2-Emissionen und sogar 
35 Prozent des Endenergiever-
brauchs in Deutschland entfallen
auf diesen Bereich. Energieeffi-
zienten Neubauten und energeti-
schen Sanierungsmaßnahmen an
Bestandsgebäuden kommt daher
eine besondere Bedeutung zu.
Allerdings muss auch die Wirt-
schaftlichkeit gewahrt bleiben,

gerade in Zeiten, in denen drin-
gend mehr Investitionen in Woh-
nungsbau und -bestand benötigt
werden. Um hier einen weiteren
Beitrag zu leisten, unterstützt die
Oberste Baubehörde im Bayeri-
schen Staatsministerium des In-
neren, für Bau und Verkehr die
Bayerische Architektenkammer
beim Aufbau der Beratungsstelle. 

Erstberatung

Die Vertreter der Kommunen
können gerne mit ihren Anfra-
gen oder Projektvorhaben an
die BEN herantreten. In der
Erstberatung können bereits
übergeordnete und hilfreiche
Aspekte zur Nachhaltigkeit und
Energieeffizienz im baulichen
Bereich aufgezeigt werden, aber
auch Lösungen für projektbezo-

gene Detailfragen werden be-
reitgestellt.

Typische Fragestellungen und
Beratungsleistungen können
sein:
 Beantwortung von allgemei-
nen Fragen zur Energieeffizienz
und Nachhaltigkeit unter bau-
kultureller, technischer und
ökonomischer Schwerpunktset-
zung
 Fachliche Ersteinschätzung
des Projektes bezogen auf rele-
vante Anforderungen an Ener-
gieeffizienz und Nachhaltigkeit
als Grundlage für weitere Pla-
nungen. Aufzeigen von Poten-
tialen und Grenzen u.a.: Bera-
tung zu zukunftsfähigen Sied-
lungs-, Raum- und Wohnkon-
zepten unter Berücksichtigung
von Energieeffizienz, Barriere-
freiheit, Sicherheit, Anpas-
sungsfähigkeit und Flächenver-
brauch; Erläuterung des typi-
schen Prozessverlaufs bei Neu-
oder Sanierungsplanungen auf
Grundlage des gesamten Le-
benszyklus; Beratung zur Wirt-
schaftlichkeit von Energieeffizi-
enzmaßnahmen und zu Lebens-
zykluskosten; Erläuterung von
bauphysikalischen und techni-

schen Rahmenbedingungen zur
Behaglichkeit, zu technischen
Qualitäten, wie beispielsweise
Schallschutz, Lüftung, Wärme-
schutz, etc.; Beratung zum Ein-
satz von erneuerbaren Energie-
trägern; Beratung und Erläute-
rung zu Vorteilen einer Ökobi-
lanzierung. 

Weitere Leistungen

Darüber hinaus werden eine
fachübergreifende Beratung zu
Fördermöglichkeiten, eine Be-
ratung zur Baukonstruktion und
Baustoffauswahl hinsichtlich
gesundheitlicher, baubiologi-
scher und energetischer Ge-
sichtspunkte, eine Fachberatung
zur Planung und Ausschreibung
unter materialökologischen Ge-
sichtspunkten, Beratungen zu
Nachhaltigkeits-Zertifizierun-
gen sowie die Vernetzung zu
weiteren Akteuren und An-
sprechpartnern angeboten. 

Dauerhafter Mehrwert

Laut Christine Degenhart,
Präsidentin der Bayerischen Ar-
chitektenkammer, „berücksich-
tigt nachhaltige Architektur
nicht nur heute bekannte Ziele
und Anforderungen, sie schaut
weiter in die Zukunft: Wertbe-
ständigkeit, Instandhaltung, fle-
xible Nutzung und qualitätvolle
Gestaltung sichern Investitio-
nen, schaffen Akzeptanz und
dauerhaften Mehrwert.“ Gerade
die Sanierung des Gebäudebe-
stands sei eine zentrale Heraus-
forderung der Zukunft. 

Beratungstermine sind in
München im Haus der Architek-
tur in der Waisenhausstraße in
der Regel jeweils am Donners-
tag von 15.00 bis 17.00 Uhr, in
Nürnberg jeden zweiten und
vierten Donnerstag im Monat
von 16.00 bis 18.00 Uhr. Die
Beratungsstelle ist für jeder-
mann offen, um Anmeldung zu
den Terminen wird gebeten. Al-
le Termine und weitere Infor-
mationen sind der Homepage
unter www.byak-ben.de zu ent-
nehmen. DK

Niederbayerische Landräte:

Resolution gegen
Atommüllendlager

Ihr jüngstes Treffen in Perlesreut (Landkreis Freyung-Gra-
fenau) nahmen die niederbayerischen Landräte zum Anlass,
gemeinsame Themen zu erörtern und Zielrichtungen abzu-
stecken. Im Vordergrund stand die Verabschiedung einer Re-
solution zur Auswahl eines Endlagerstandorts für Atommüll.

Zunächst aber sprachen sich
die niederbayerischen Landkreis-
chefs unter Vorsitz des Passauer
Landrats Franz Meyer beim The-
ma G8/G9 dafür aus, mit einer
Entscheidung endlich kommuna-
le Planungssicherheit herzustel-
len. Einhellig plädierten sie für
das neunjährige Gymnasium im
ländlichen Raum. Mit Blick auf
die Flüchtlingsproblematik einig-
te man sich auf „mehr Ordnung
im System“, um Anerkennung,
Bleibeperspektiven, Integration
oder auch Abschiebung konse-
quent verfolgen zu können. 

Appell an die 
nationale Verantwortung

Erneut wandten sich die
Landräte in Niederbayern klar ge-
gen ein mögliches Atommüll-
endlager im Saldenenburger Gra-
nit. In der verabschiedeten Reso-
lution heißt es: „Als niederbayeri-
sche Landräte stellen wir uns der

sche Barriere-Wirkung. Dies
führt zu Gefahren für Mensch
und Umwelt. Derart zerklüfteter
Granit darf als Wirtsgestein für
ein Endlager überhaupt nicht in
Betracht kommen“, begründen
die Landräte ihre Absage.

Bestmögliche Sicherheit 

„Diese Gesichtspunkte dürfen
auch bei der aktuellen Endlager-
diskussion nicht außen vor blei-
ben“, heißt es weiter. Die Ent-
scheidung dürfe nur für denjeni-
gen Standort fallen, an dem wirk-
lich die bestmögliche Sicherheit
für einen Zeitraum von einer Mil-
lion Jahre gewährleistet ist. Im-
merhin entspreche die auch dem
grundsätzlichen Postulat des Ge-
setzgebers.

Dies erfordere einen Standort,
der ein Wirtsgestein mit vollstän-
dig einschlusswirksamen Eigen-
schaften vorweisen kann. Der
Bayerische Wald mit seinem
Granitvorkommen sei insoweit
völlig ungeeignet, da die Gestei-
ne in zerklüftetem Zustand keine
oder nur sehr geringe Rückhalte-
funktionen für Radionuklide auf-
weisen.

„Politische Erwägungen dürfen
nicht an Stelle einer sachlichen
und wissenschaftlich tragfähigen
Entscheidung treten. So darf es
keine Rolle spielen, dass die un-
mittelbare Umgebung des Sal-
denburger Granits dünner besie-
delt sein mag als manch anderer
Standort. Erst recht darf nicht
maßgeblich sein, dass ein großer
Teil der Grundstücke in staatli-
chem Eigentum ist“, betonen die
Landkreischefs. Auch der Um-
stand, wie viel Atomstrom in
welchem Bundesland produ-
ziert werden, dürfe nicht ent-
scheidungsmaßgeblich sein.

Forderungen an
die Bundesregierung

Die niederbayerischen Landrä-
te fordern daher die Bundesregie-
rung auf, 
 wirksam dafür Sorge zu tra-
gen, dass die Entscheidung für ei-
nen Endlagerstandort ausschließ-
lich aufgrund sachlicher Ge-
sichtspunkte erfolgt und so
tatsächlich die größtmögliche Si-
cherheit erreicht wird,
 bereits vorhandene wissen-
schaftliche Erkenntnisse zur 
geologischen Eignung von mög-
lichen Endlagerstandorten dem
aktuellen Auswahlverfahren zu-
grunde zu legen, insbesondere die
Studie zur Endlagerung radioakti-
ver Stoffe in Deutschland der
Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe aus dem
Jahr 2007,
 die schon danach ungeeigne-
ten oder weniger geeigneten
Standorte frühzeitig auszuschei-
den, insbesondere also auch den
Saldenburger Granit,
 alle Endlagerkonzepte klar
auszuschließen, bei denen der
langzeitsichere Einschluss der ra-
dioaktiven Abfälle vollständig
oder teilweise auf technischen
Barrieren beruht, um Aufwand
und Dauer der Standortsuche
nicht unnötig zu erhöhen, damit
Standortzwischenlager nicht zu
faktischen Endlagern werden.

Wie Bezirksvorsitzender Franz
Meyer unterstrich, „wollen wir
deutlich machen, dass Nieder-
bayern eine ausschließlich am
Sicherheitsaspekt orientierte
Standortsuche fordert. Eine will-
kürliche Standortentscheidung
wird Niederbayern nicht hin-
nehmen.“ DK

Kommunen:

Konzessionsvergabe für Strom-
und Gasnetzbetrieb neu geregelt

Neuregelung des Rechtsrahmens der örtlichen Wegenutzungsrechte
für Strom und Gas soll Rechtssicherheit erhöhen

Am 3. Februar 2017 ist das „Gesetz zur Änderung der Vor-
schriften zur Vergabe von Wegenutzungsrechten zur leitungs-
gebundenen Energieversorgung“ in Kraft getreten. Hinter die-
sem sperrigen Titel verbergen sich neue rechtliche Rahmenbe-
dingungen, die die Konzessionsvergabe für den Strom- und
Gasnetzbetrieb präziser regeln. Für Kommunen und Energie-
versorgungsunternehmen ist das von erheblicher Bedeutung:
In der Vergangenheit landeten viele Auswahlverfahren zur
Klärung, wer in einer Gemeinde das Recht bekommt, das ört-
liche Versorgungsnetz zu betreiben, vor deutschen Gerichten. 

„Die Neuregelung soll künf-
tig die Rechtssicherheit er-
höhen“, sagt Sebastian Helmes
von der Beratungsgesellschaft
Sterr-Kölln & Partner. „Allem
voran wird nun erstmals gesetz-
lich die umstrittene Frage ge-
klärt, welcher Netzpreis ange-
messen ist. Auch das Verfahren
zur Ausschreibung der Wege-
nutzungsrechte ist jetzt aus-
drücklich geregelt.“ So manche
Frage bleibt jedoch weiterhin
unklar.

Nur wer mit einer Kommune
einen entsprechenden Vertrag
über die Nutzung der Straßen
und Wege abgeschlossen hat,
darf ein örtliches Strom- oder
Gasnetz betreiben. Der geeig-
netste Bewerber wird in einem
diskriminierungsfreien und
transparenten Auswahlverfah-
ren ermittelt. Die im Allgemei-
nen schlicht als „Konzessions-
verträge“ bezeichneten Verein-
barungen dürfen nach § 46 En-
ergiewirtschaftsgesetz (EnWG)
eine Laufzeit von 20 Jahren
nicht übersteigen. So soll der
Wettbewerb in diesem Sektor
sichergestellt werden. 

In ihrer Bedeutung sind diese
Vereinbarungen nicht zu unter-
schätzen. Die damit erlösten
Konzessionsabgaben stellen für
die Kommunen eine signifikan-
te Einnahmequelle dar. Aus
Sicht der Netzbetreiber sind die-
se Verträge nicht weniger wich-
tig; schließlich verleihen sie ein
exklusives Recht zum – meist
lukrativen – Netzbetrieb vor
Ort. Da verwundert es nicht,
dass sich meist mehr als nur ein
Unternehmen um die Konzessi-
on bewirbt. Weil zudem in vie-
len Kommunen der politische
Wille herrscht, die Netze wieder

in die eigenen Hände zu neh-
men, Stichwort Rekommunali-
sierung, sind Konflikte vorpro-
grammiert. 

Recht schaffte bisher
keine Sicherheit –
das soll anders werden

Nicht einfacher machte es
bislang die Rechtslage, die im
Vergleich zu anderen Fragen
des Energiewirtschaftsrechts
nur recht rudimentär ausgestal-
tet gewesen ist. Die Folge: er-
hebliche Rechtunsicherheit bei
den Beteiligten und eine Viel-
zahl gerichtlicher Auseinander-
setzungen in den letzten Jah-
ren. Bis zum Bundesgerichts-
hof und Bundesverfassungsge-
richt prozessierten manche Be-
teiligte. An dieser Stelle setzt
die Gesetzesnovelle an – mit
dem Ziel, die Rechtssicherheit
zu erhöhen. „Mit ihr will der
Gesetzgeber einige der wesent-
lichen Streitpunkte der letzten
Jahre klären“, erklärt Sebastian
Helmes. „Allem voran wird
nun erstmals gesetzlich die um-
strittene Frage geklärt, welcher
Netzkaufpreis angemessen ist.
Dies soll nach dem Willen des
Gesetzgebers der objektivierte
Ertragswert sein, wenn nichts
anderes vereinbart worden ist.“

Den Schwerpunkt der Neure-
gelung bilden aber Verfahrens-
vorschriften, denen – angesichts
des Diskriminierungsverbots
und der vielen Beteiligten – ei-
ne ebenfalls nicht zu unterschät-
zende Bedeutung zukommt.
„So ist das Verfahren zur Aus-
schreibung der Wegenutzungs-
rechte erstmals ausdrücklich
gesetzlich geregelt“, so der
Rechtsexperte von Sterr-Kölln

& Partner. „Es orientiert sich er-
sichtlich an dem Vergaberecht.“
Neu sind auch Regelungen zur
Bekanntmachung, zur Interes-
senbekundungsfrist, zur Mittei-
lung der Auswahlkriterien so-
wie zur Vorabinformation unter-
legener Bieter (§ 46 III bis V
EnWG).

Ein Auskunftsanspruch der
Gemeinde gegen den bisheri-
gen Netzbetreiber ist nun
ebenfalls ausdrücklich vorge-
sehen (§ 46a EnWG). Hinzu
kommen Regelungen zu Rü-
geobliegenheiten unterlegener
Bieter und zur Präklusion im
Falle ihres Unterlassens (§ 47
EnWG). 

In letzter Sekunde sind außer-
dem noch Regelungen dazu auf-
genommen worden, ob die Neu-
regelungen auf derzeit laufende
Verfahren anzuwenden ist (§
180 XX EnWG). Hier hat die
Kommune die Entscheidung in
der Hand: sie kann entweder
das Verfahren nach dem bisheri-
gen Recht abschließen oder
durch eine Rügeaufforderung
an die beteiligten Bieter der
neuen Rechtslage zur Anwen-
dung verhelfen.

Manches nicht geklärt

Mindestens ebenso wichtig
wie die dargestellten Neurege-
lungen ist allerdings auch, was
in der Gesetzesnovelle nicht ge-
regelt worden ist – und das, ob-
wohl es in der Vergangenheit
immer wieder Gegenstand ge-
richtlicher Auseinandersetzun-
gen und politischer Diskussio-
nen gewesen ist. Die Gesetzes-
novelle enthält nämlich keine
Klarstellung zu der Frage, wel-
che Kriterien eine Gemeinde
mit welchem Gewicht zugrunde
legen darf. 

„Ob dies die richtige Ent-
scheidung ist, wird sich zei-
gen“, sagt Helmes. „Zwar las-
sen fehlende gesetzliche Vorga-
ben den Gemeinden natürlich
mehr Spielraum. Weil die
Rechtsprechung, allen voran der
Bundesgerichtshof, aber durch-

Landrat Franz Meyer, nieder-
bayerischer Bezirksvorsitzen-
der des Bayerischen Land-
kreistags. 

Verantwortung, dass ein Endla-
gerstandort für Atommüll gefun-
den werden muss. Zu dieser Ver-
antwortung gehört es aber auch,
dass wir uns mit möglichen 
Standorten in Niederbayern be-
fassen, auf die damit verbunde-
nen Probleme deutlich hinweisen
und eine allein sachlich aus-
gerichtete Standortentscheidung
einfordern. Wir sehen uns in der
Pflicht, an die nationale Verant-
wortung zu appellieren. Wir for-
dern daher, dass geologisch
ungeeignete Standorte frühzeitig
ausgeschieden werden. Nament-
lich gilt dies jedenfalls für den
Saldenburger Granit. Mit den be-
reits seit langem vorliegenden
wissenschaftlichen Erkenntnissen
zu diesem Standort haben wir uns
intensiv auseinandergesetzt.“

Granit ungeeignet

Bereits im Jahr 2007 habe die
Bundesanstalt für Geowissen-
schaften die Eignung von Granit
für die Endlagerung radioaktiven
Materials verneint. Dafür gebe es
sehr gute Gründe, die auch heute
noch unverändert gelten. Daher
sei es vollkommen unverständ-
lich, „wenn in der aktuellen
Endlagerdiskussion wissen-
schaftliche Ergebnisse, die be-
reits vorliegen, wieder beisei-
tegeschoben werden“.

„Der Granit im Bayerischen
Wald ist zerklüftet, mit Trenn-
flächen und beweglichen Spalten.
Er ist deshalb teilweise undicht.
Im Vergleich zu Salz und Ton hat
er eindeutig die schlechtere
Schutzwirkung. Er besitzt nicht
einmal die notwendige geologi-

aus inhaltliche Anforderungen-
entwickelt hat, könnte sich die
gesetzgeberische Zurückhal-
tung im Konfliktfall aber
schnell als trügerische Freiheit
erweisen.“ 

Offen bleibt vor allem, ob
und wie eine Gemeinde ihren
Willen zur Rekommunalisie-
rung neben energiewirtschaft-
lichen Aspekten bei der Aus-
wahlentscheidung berücksich-
tigen darf. Laut Gesetzesbe-
gründung soll dies zwar der
Fall sein – im allein ausschlag-
gebenden Gesetzestext hinge-
gen herrscht beredtes Schwei-
gen. Eines, immerhin, ist klar:
die von kommunaler Seite ge-
wünschte Möglichkeit zur
schlichten „Inhouse“-Vergabe
an ein gemeindliches Unter-
nehmen bleibt weiterhin un-
zulässig. 

Vom politischen Wunsch zur
Rekommunalisierung bis zu
seiner Realisierung bleibt es
also auch künftig ein weiter
Weg. „Ob die Neuregelungen
wirklich die erhoffte Rechtssi-
cherheit für alle Beteiligten zur
Folge haben werden, bleibt an-
gesichts dessen abzuwarten“,
so Helmes abschließend. Quel-
le: www.sterr-koelln.com/ne-
ws-downloads/gut-zu-wissen.

Sterr-Kölln & Partner mbB ist
ein interdisziplinäres Beratungs-
unternehmen, das sich auf erneu-
erbare Energien und Energieeffi-
zienz spezialisiert hat. Das Team
aus Wirtschaftsprüfern, Unter-
nehmensberatern, Rechtsanwäl-
ten und Steuerberatern unterstützt
Projektentwickler, Hersteller, In-
vestoren, Banken, Kommunen
sowie Stadtwerke dabei, ihre Zu-
kunft nachhaltig zu gestalten.
Standorte von Sterr-Kölln & Part-
ner sind Freiburg, Berlin, Paris
und Straßburg. 
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Der stärkste
Energiemix

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom
Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

www.erdgas-schwaben.de

Rüben als ertragsstarke 
Ergänzung in Biogasanlagen

Fruchtfolge, Akzeptanz in der Bevölkerung und EEG 2017 
sprechen für Rübe als Substrat

Mit einem Fachgespräch zum Thema „Rübeneinsatz in Bio-
gasanlagen“ informierte C.A.R.M.E.N. e.V. zusammen mit
dem Fachverband Biogas e.V., der Südzucker AG und dem
Verband Bayerischer Zuckerrübenanbauer e.V. in Mallersdorf
über die Chancen und Herausforderungen beim Einsatz von
Rüben in Biogasanlagen. Die Veranstaltung wurde durch die
Besichtigung einer Biogasanlage, die Zuckerrüben als Substrat
für die Energiegewinnung einsetzt, abgerundet.

Georg Friedl vom Fachver-
band Biogas e.V. begrüßte die
interessierten Teilnehmer. Die
Rübe sei für Landwirte und Be-
treiber von Biogasanlagen des-
halb interessant, weil die Pflan-
ze die Fruchtfolge auflockere.
Außerdem müsse sich der Be-
treiber in Hinblick auf das Er-
neuerbare Energien Gesetz
(EEG) 2017 und dem damit ein-
geführten Maisdeckel um alter-
native Substrate bemühen. Ziel
der Veranstaltung sei es, die
Herausforderungen beim Ein-
satz von Rüben aufzuzeigen,
aber auch Lösungsansätze zu
präsentieren. 

Es gibt keinen Königsweg

Die Ertragsentwicklung von
Rüben gehe kontinuierlich auf-
wärts, so Dr. Rudolf Apfel-
beck vom Verband Bayeri-
scher Zuckerrübenanbauer e.V..
Die Rübe bestehe zu großen
Teilen aus leicht umsetzbaren
Stoffen, wodurch sie für die
Nutzung in Biogasanlagen sehr
gut geeignet sei. Beim Einsatz
als Energiepflanze müsse je-
doch auch auf die Sorte geach-
tet werden. So sei die Zucker-
rübe in Hinblick auf den Me-
thanertrag der Futterrübe deut-
lich überlegen. Bei der Ernte sei
es wichtig, möglichst viel Rü-
bentrockenmasse zu erhalten.
Dies bedeute, dass das Blatt am
Scheitelpunkt der Rübe abzu-
schlegeln sei.

„Es gibt nicht den einen Kö-
nigsweg, wenn es um die Rü-
benaufbereitung geht“, betonte
Sebastian Schaffner von KWS
SAAT SE. Bundesweit seien
2016/17 in etwa 40.000 Hektar
Rüben in Biogasanlagen einge-
setzt worden. Dies entspreche
jeder zehnten Rübe. Bei der
Gasbildung erreiche die Rübe in
nur fünf Tagen 90 Prozent ihres
Potenzials. Der Mais benötige
im Vergleich 16 Tage dafür. Ist
noch Erde an der Frucht, stelle
dies für den Fermentationspro-

zess kein Problem dar, da diese
mit dem Wasser abfließe. Für
Anlagen gebe es verschiedene
Variationen von Rübenkonzep-
ten, so Schaffner. Um schwer
vergärbare Substrate zu ver-
süßen, zur Leistungssteigerung
oder für einen flexiblen Anla-
genbetrieb. Die Rübe sei kein
Grundsubstrat, könne aber die
ertragsstärkste Ergänzung sein. 

Die Wirtschaftlichkeit von
Rüben in Biogasanlagen unter-
suchte Falko Stockmann von
C.A.R.M.E.N. e.V. anhand ver-
schiedener Beispielrechnungen.
Zu Beginn zeigte Stockmann
die Chancen und Risiken auf.
Für die Rübe spreche eine
schnellere Vergärung, die Mög-
lichkeit der Zumischung zu fa-
serigen Substraten und eine kur-
ze Verweilzeit im Fermenter.
Herausforderungen stellen die
Einbringungstechnik, also die
Zerkleinerung und die Biologie
im Fermenter dar. Außerdem
benötige die Rübe bei der Lage-
rung viel Platz. 

Effizienter Einsatz 

Stockmann errechnete an-
hand einer 500 Kilowatt Bio-
gasanlage, welche Menge Rü-
ben benötigt werden, wie sich
der Flächenbedarf verändert
und welche Einnahmen-Kosten-
struktur dabei entsteht. Tatsache
sei, dass die Rübe mehr koste
als der Silomais. Der Methaner-
trag der beiden Pflanzen sei
ähnlich, jedoch habe die Rübe
einen geringeren Trockensub-
strat-Gehalt. Allerdings, betonte
Stockmann, seien die Berech-
nungen abhängig zu machen
von der jeweiligen Kostenstruk-
tur. Damit könne die Rübe, un-
ter Berücksichtigung des Mais-
preises, durchaus als Ersatz effi-
zient eingesetzt werden.

Markus Klein stellte den Teil-
nehmern die Rahmenbedin-
gungen für den Einsatz von
Zuckerrüben in Biogasanlagen
über die Südzucker AG vor. Da-

bei werde vor allem auf die Op-
timierung der Transportwege
geachtet. Dies bedeute, dass
Rüben im Nahbereich von der
Fabrik zur Zuckerverarbeitung
genutzt werden. Rüben aus wei-
ter entfernten Bereichen werden
in Biogasanlagen, welche näher
liegen, eingesetzt. Für Rüben-
anbauer, welche in Biogasanla-
gen liefern, bestehen geänderte

Rahmenbedingungen, wie den
Wegfall des Kopfabzuges, da
die gesamte Frucht in der Bio-
gasanlage genutzt wird.

„Wir müssen vielfältig an-
bauen“, betonte Xaver Zirngibl,
Betreiber einer Biogasanlage
mit Rübeneinsatz, bei der ab-
schließenden Besichtigung. Die
Zuckerrübe sei dafür eine gute
Pflanze. Zirngibl nutzte die Rü-
be 2011 zum ersten Mal als En-
ergiepflanze. Für ihn sprechen
vor allem die Auflockerung der
Fruchtfolge und auch die Ak-
zeptanz in der Gesellschaft für
den Einsatz von Zuckerrüben.
Im Rahmen der Besichtigung
konnten die Teilnehmer zahlrei-
che Fragen zur Praxis an Zirn-
gibl richten. 

Grüne Welle für Erdgas-Autos: 

Steuerermäßigung für
Erdgas als Kraftstoff

Sauberer Fahrspaß: Die Steuerermäßigung für Erdgas als
Kraftstoff (CNG) wird bis zum Jahr 2026 verlängert. Dies hat
das Bundeskabinett beschlossen. Erdgas als sauberer, sicherer
und in Form von Bio-Erdgas erneuerbarer Kraftstoff be-
kommt damit offiziell Rückenwind. Die Bundesregierung folgt
damit Empfehlungen aus Wissenschaft und Umweltverbän-
den. erdgas schwaben setzt schon lange auf einen umweltscho-
nenden Fuhrpark: Mehr als 80 Prozent der firmeneigenen
Fahrzeuge fahren mit Erdgas.

„Die Entscheidung, die Steuer-
ermäßigung für Erdgas zu ver-
längern, ist umweltpolitisch ab-
solut sinnvoll“, erklärte Timm
Kehler, Vorstand der Initiative
Zukunft Erdgas. Denn: „Erdgas
als Kraftstoff emittiert deutlich
weniger CO2 als Benzin, auch
mit Blick auf Stickoxide und
Feinstaub ist Erdgas umwelt-
freundlich. Durch die Steuerer-
mäßigung ist Erdgas nicht nur
sauber, sondern auch günstig.
Das macht es zu einer echten Al-
ternative zu Benzin und Diesel.“

Bis zu 50 Prozent Spritkosten
lassen sich sparen. Durch den
höheren Energiegehalt kommt
der Fahrer eines Erdgas-Autos
mit einer Tankfüllung mindes-

tens anderthalbmal so weit wie
der eines Benziners.

Entlastung des Klimas

Ausschlaggebend für die Fort-
schreibung der Steuerermäßi-
gung war das Potenzial, CNG zu
100 Prozent regenerativ zu er-
zeugen. Sowohl durch die Nut-
zung von Bio-Erdgas als auch
mit Hilfe der Power-to-Gas-
Technologie, die aus überschüs-
sigem Ökostrom Bio-Erdgas er-
zeugt, kann vollständig CO2-neu-
trales Erdgas erzeugt werden. Be-
reits heute besteht CNG bundes-
weit im Schnitt zu einem Fünftel
aus Bio-Erdgas und trägt so zur
Entlastung des Klimas bei. 

Umweltschonend mit Bio-Erdgas unterwegs:

Erdgas-Busflotte
ausgezeichnet

Stadtwerke Augsburg erhalten
„Internationalen Busplaner Nachhaltigkeitspreis 2017“ 

Als positives Beispiel für die Verringerung von Feinstaub,
Stickoxiden und Kohlendioxid sind die Stadtwerke Augsburg
(swa) mit dem „Internationalen Busplaner Nachhaltigkeits-
preis 2017“ ausgezeichnet worden. Die Fachzeitschrift Buspla-
ner des Huss-Verlages würdigt damit den Einsatz von Erdgas-
bussen mit regenerativem Bio-Erdgas (CNG) in Augsburg. 

Unsere Fahrgäste können si-
cher sein, dass sie mit unseren
Bussen umweltbewusst unter-
wegs sind“, freut sich swa-Ge-
schäftsführer Dr. Walter Casa-
zza über die Auszeichnung. So
tragen die swa-Fahrzeuge zu
dem derzeit hohen Feinstaub-
wert in der Stadt nichts bei.
„Feinstaub ist bei Erdgaskraft-
stoff kein Thema“, so Casazza. 

Seit 2011 wird die gesamte
Busflotte der swa mit Bio-Erd-
gas aus agrarischen Abfällen
angetrieben. Damit sind alle 91
Busse der swa CO2–neutral un-
terwegs. Gegenüber Diesel ent-
stehen auch rund 95 Prozent
weniger Stickoxide und nahezu
keine Rußpartikel. „Wir setzen
seit langem auf nachhaltiges
Wirtschaften in allen Geschäfts-
feldern, Energie, Wasser und
Verkehr“, so swa-Geschäftsfüh-
rer Alfred Müllner. „Diese
Nachhaltigkeit im Busbereich
wollen wir als beispielgebend
auszeichnen“, erklärt Julia Len-
hardt von der Redaktion Bus-
planer. 

Sonderkategorie

Den Internationalen Buspla-
ner Nachhaltigkeitspreis 2017
erhalten in diesem Jahr 13 Un-
ternehmen aus der Bus- und
Touristikbranche für ihre außer-
ordentlichen Leistungen im Be-
reich Nachhaltigkeit. Der Preis
wird 2017 zum dritten Mal ver-
liehen und zum zweiten Mal
auch in der Sonderkategorie
„Busunternehmen mit nachhal-
tigem Management“. In dieser
Kategorie belegen die Stadtwer-
ke Augsburg im Bereich „Öf-
fentlicher Sektor“ den ersten
Platz vor der Hamburger Hoch-
bahn und den Kölner Verkehrs-
betrieben. 

Modellstadt Augsburg

Seit 1995 sind die swa Vorrei-
ter bei alternativen Antrieben im
öffentlichen Nahverkehr. Da-
mals war Augsburg bundesweit
Modellstadt für den Einsatz von
Erdgas (CNG) als Kraftstoff.
Nach und nach wurde die Bus-
flotte auf Erdgasantrieb umge-
stellt. Seit 2010 werden alle
Fahrzeuge mit CNG betrieben.
Im vergangenen Jahr wurden
23 neue Mercedes Citaro Erd-
gasbusse mit einem völlig neu
entwickelten Motor in Betrieb
genommen. Dieser ist gegen-
über bisherigen Erdgasmoto-
ren noch sparsamer und umwelt-
schonender. 

„Dass Bio-Erdgas als Kraft-

stoff auch eine Antriebsform für
die Zukunft ist, zeigen uns die
vielen Informationsbesuche an-
derer Verkehrsunternehmen in
Augsburg und zahlreichen Ein-
ladung für Vorträge in ganz Eu-
ropa“, so Casazza. In der Ge-
samtbilanz sei Bio-Erdgas in
den nächsten Jahrzehnten un-
schlagbar – auch nicht von elek-
trobetriebenen Bussen. 

Neuausrichtung gegen 
Branchentrends stärkt 

Kerngeschäft 
Bayerngas Energy nutzt Marktchancen im 

Großkundengeschäft und steigert Gasabsatz
um rund fünf Prozent 

Der Bayerngas-Konzern hatte sich 2016 neu formiert. Die
Vertriebs- und Handelstochter wurden zur Bayerngas
Energy GmbH fusioniert, das Großkundengeschäft ge-
stärkt und der Konzernüberbau neu strukturiert. Das
Unternehmen stellte sich damit durchaus gegen Bran-
chentrends. 

Auf der E-world in Essen gab Bayerngas den Gasabsatz für
2016 bekannt. Demnach hat die Bayerngas Energy GmbH im
abgelaufenen Geschäftsjahr ihren Gasabsatz um rund fünf
Prozent auf ca. 98 Terrawattstunden gesteigert (2015: 93,5
TWh). Das Wachstum kommt nach Aussage des Unterneh-
mens aus dem Kerngeschäft und betrifft alle Kundengruppen:
Stadtwerke und Regionalversorger sowie Industriekunden.
„Wir sind der Spezialist für den Großkundenvertrieb. Die
Neustrukturierung hat uns den Raum gegeben, den wir für die
Entwicklung des Geschäfts mit anspruchsvollen Kunden
benötigen“, sagt Günter Bauer, Geschäftsführer der Mutter-
gesellschaft Bayerngas GmbH. 

Keine Erfindung der Bayerngas ist die Abkehr von der rei-
nen Commodity-Betrachtung des Geschäfts: Energiewirt-
schaftliche Dienstleistungen, wie sie die Bayerngas anbietet,
sind ein Zukunftstrend der Branche. Die Interpretation der
Rolle von Dienstleistungen folgt beim Münchner Großkun-
denspezialisten jedoch seiner klaren Kundenfokussierung.

„Alle unsere Anstrengungen lagen 2016 auf der Stärkung 
der kundennahen Einheiten, der persönlichen Kundenbetreu-
ung und dem Kundenverständnis“, beschreibt Dr. Thomas 
Rupprich, Geschäftsführer der Bayerngas Energy GmbH die
Neuausrichtung. „Selbst unsere hochwertigen digitalen Dienst-
leistungen treten dort in den Hintergrund und haben eine reine
Unterstützungsfunktion, wo der persönliche Kontakt für ein
komplexes und trotzdem temporeiches Umfeld notwendig ist.
Somit wird aus unseren Dienstleistungen selbst kein Commo-
dity. Das ist unser Anspruch“, so Rupprich weiter. Die 
Geschäftszahlen 2016 veröffentlicht das Unternehmen voraus-
sichtlich im zweiten Quartal 2017. 
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern
Bayerns.
Von Aschaffenburg
bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten
• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus
Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im
Programm von RTL und jeden Sonntag um 17:00 Uhr
auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Bayerische Elektrizitätswerke GmbH:

Kies für die Iller: 
Start des Projekts ISOBEL

Erprobung neuer Verfahren im Geschiebemanagement
Vorhaben ist Teil der Iller-Strategie 2020

Prominenter Besuch an der Iller. Die Bayerische Umweltmini-
sterin Ulrike Scharf gab den Startschuss für ISOBEL – ein Pi-
lotprojekt mit europaweitem Vorbildcharakter. Im Mittel-
punkt des Projekts steht ein zielgerichtetes Geschiebemanage-
ment, um geeignete Gewässerstrukturen und neue Lebensräu-
me für Fische und Kleinlebewesen zu schaffen. Die Bayerische
Elektrizitätswerke GmbH (BEW) testet dazu gemeinsam mit
der Universität Augsburg, dem Aueninstitut Neuburg und dem
Fischereiverband Schwaben e.V. in den nächsten drei Jahren
an mehreren Abschnitten verschiedene Verfahren, gezielt Kies
in den Fluss einzubringen.

Das Projekt ISOBEL (Inte-
grated SOlutions for BEd Load
management) läuft bis Ende
2019 und wird von LIFE, einem
Förderprogramm der EU für
Umwelt, Naturschutz und Kli-
mapolitik, gefördert. Es ist bay-
ernweit das einzige Projekt im
Bereich LIFE-Umwelt, das im
Antragsjahr 2015 genehmigt
wurde. Die Gesamtkosten für
das Vorhaben belaufen sich auf
rund 1,8 Millionen Euro. Die
EU fördert alle Maßnahmen mit
60 Prozent.

Verbesserte Lebensqualität

Die Bayerische Umweltmi-
nisterin Ulrike Scharf betonte
zum Projektstart: „Wir gehen
mit dem LIFE-Projekt ISOBEL
neue Wege bei der Renaturie-
rung der Iller. Mit dem neuen
Projekt wird die Lebensqualität
an der Iller nachhaltig verbes-
sert. Es zeigt auch: Eine kli-
mafreundliche Energiegewin-
nung aus der Wasserkraft kann
im Einklang mit der Ökologie
unserer Flüsse erfolgen. Dafür
arbeiten Staatsregierung und
Wirtschaft Hand in Hand.“

Im Rahmen einer Vereinba-
rung zwischen dem Bayeri-
schen Umweltministerium und
BEW aus dem Jahr 2014 – der

sog. Iller-Strategie 2020 – wur-
den an der Oberen Iller zwi-
schen Altusried und Lautrach in
den vergangenen Jahren bereits
zahlreiche ökologische Maß-
nahmen umgesetzt. So können
Fische die Obere Iller zwischen
Lautrach und Altusried wieder
auf 30 Kilometer durchwan-
dern. Dafür sind an den Staustu-
fen naturnahe Umgehungsbäche
entstanden. Sie ermöglichen
den Fischen nicht nur das Wan-
dern im Fluss, sondern stellen
selbst wertvolle Lebensräume
dar. 

Um den Fischschutz weiter
zu verbessern, wurden außer-
dem neue engmaschige Re-
chen an den Turbineneinläs-
sen der Kraftwerke ange-
bracht. Das Geschiebemana-
gement ist eine weitere Maß-
nahme der Iller-Strategie, die
nun mit dem Projekt ISOBEL
umgesetzt wird.

Erfolgskriterien

„ISOBEL ist ein weiteres
wegweisendes Projekt, das
zeigt, wie wir die nachhaltige
Wasserkraft mit neuen Ideen
und Konzepten voranbringen“,
betont Norbert Schürmann,
LEW-Vorstandsmitglied. „Der
partnerschaftliche Ansatz und

die gute Zusammenarbeit mit
allen Beteiligten sind dabei ent-
scheidende Erfolgskriterien.
Das belegen die bisher realisier-
ten erfolgreichen Maßnahmen
an der Iller eindrucksvoll.“

Als Geschiebe werden Fest-
stoffe, wie beispielsweise Stei-
ne, bezeichnet, die jeder Fluss
mit sich führt. Ist der Geschie-
betransport etwa durch Stau-
stufen beeinträchtigt, verän-
dern sich Gewässerstrukturen
und damit die Lebensräume für
Fische und Kleinlebewesen.
Fische finden zum Beispiel we-
niger Möglichkeiten zum Lai-
chen, was sich wiederum auf
den Fischbestand auswirkt.

Unterschiedliche Verfahren

Das neue Projekt setzt genau
hier an: Durch das gezielte Ein-
bringen von Kies soll der Le-
bensraum im Fluss verbessert
werden. An den vier Illerstau-
stufen Altusried, Fluhmühle,
Legau und Maria Steinbach er-
proben die Projektpartner in der
ersten Projektphase auf einer
Länge von je 200 Meter dazu
unterschiedliche Verfahren. So
wird zum Beispiel Kies in
Kombination mit Buhnen oder
großflächig in der Flussmitte
eingebracht. 

Evaluierte Maßnahmen

An anderen geeigneten Stel-
len bauen die Projektpartner 
die Uferbefestigungen gezielt
zurück und fördern damit die ei-
genständige naturnahe Entwick-
lung der Ufer. Die durchgeführ-
ten Maßnahmen werden dabei
intensiv evaluiert und auf ihre

Wirkung hin überprüft. Ziel des
Pilotprojekts ist es, Handlungs-
empfehlungen für das Geschie-
bemanagement zu entwickeln,
die vor allem im Donaueinzugs-
gebiet und in Europa umgesetzt
werden können.

Die Verbesserung des ökolo-
gischen Potenzials der europäi-
schen Gewässer ist ein zentra-
les Ziel der EU-Wasserrahmen-
richtlinie aus dem Jahr 2000.
Darauf aufbauend haben vor
zehn Jahren die Bayerische
Staatsregierung und die führen-
den Wasserkraftbetreiber ein
Eckpunktepapier für eine nach-
haltige Wasserkraftnutzung in
Bayern vorgelegt. Seitdem sind
zahlreiche Programme und
Projekte an bayerischen Flüs-
sen angestoßen und umgesetzt
worden, unter anderem die
2014 vereinbarte Iller-Strategie
2020. 

Ministerialdirigent Rudolf Escheu, Bayerisches Wirtschaftsmi-
nisterium, LEW-Vorstandsmitglied Norbert Schürmann, Um-
weltministerin Ulrike Scharf und BEW-Geschäftsführer Prof. Dr.
Frank Pöhler (von links) starteten das Projekt ISOBEL an der
Staustufe Legau. Bild: LEW / Heidi Sanz

AEE-Publikation zur kommunalen Wärmeplanung:

Die Wärmewende
strategisch forcieren

Ohne Wärmewende wird die Energiewende in Deutschland
nicht gelingen. Mit der Informationsbroschüre der Agentur für
Erneuerbare Energien (AEE) zum Thema „Die kommunale
Wärmeplanung“ erhalten Bürgermeister, Gemeinderäte und
Klimaschutzmanager nunmehr eine wertvolle Orientierung,
wie sie die Wärmewende strategisch voranbringen können. 

„Eine integrierte, umfassende
Wärmewende für ganze Stadt-
teile oder für die gesamte Ge-
meinde ist effizienter und effek-
tiver als die Summe isolierter
Einzelmaßnahmen der Hausei-
gentümer“, erklärt Philipp Voh-
rer, Geschäftsführer der AEE.
Doch die Aufgabe für kommu-
nale Entscheidungsträger, bei
der Umstellung auf eine klima-
schonende Wärmeversorgung
die richtige Wahl der Technolo-
gien zu treffen und eine passen-
de Kombination der Maßnah-
men zu finden, ist äußerst kom-
plex: Wo sollen Wärmenetze
verlegt und wo Einzelheizungen
installiert werden? Will die Ge-
meinde auf Biomasse, Wärme-
pumpen oder Sonnenenergie –
oder eine Kombination aus
mehreren Technologien – set-
zen? Und die Wahl der Wärme-
technologie muss schließlich
mit Effizienzmaßnahmen sinn-
voll in Einklang gebracht wer-
den. „Der kommunale Wärme-
plan ist das geeignete Mittel,
diese vielen Puzzleteile der
Wärmewende zu einem stimmi-
gen Ganzen zusammenzufü-
gen“, so Vohrer.

Die Publikation beschreibt
u.a. mithilfe von Good-Prac-
tice-Beispielen aus Deutschland
und Dänemark, welche Vorteile
sich für Gemeinden ergeben.
Die Broschüre aus der AEE-Pu-
blikationsreihe Renews Spezial
gibt einen ersten Überblick, wie
Kommunen die Planungen um-
setzen können. 

Beispiel Klimaschutzteilkon-
zept Wärme der Kommune
Lambsheim-Hessheim (Rhein-
land-Pfalz): Die Gemeinde ver-
fügt über keine günstigen Vor-
aussetzungen für ein Biomasse-
Wärmenetz. Sie ist ländlich
strukturiert und es mangelt des-
halb an industriellen Großver-
brauchern als Wärmesenken.
Zugleich fehlen aber auch große
Waldgebiete und Landwirt-
schaftsflächen. Die erforderli-
che Wärmedichte für die für ei-
nen Wärmenetzanschluss in
Frage kommenden Gebiete
wurde zudem sehr hoch ange-
setzt. Dennoch erwies sich in
der Potenzialanalyse ein Wär-
menetz, das aus einem Holz-
hackschnitzelheizwerk gespeist
wird, als wirtschaftlich attrakti-
ve Lösung.

Beispiel Klimaschutzteilkon-
zept Wärme des Landkreises
Groß-Gerau (Hessen): Der
Landkreis mit rund 256.000
Einwohnern hat sich das Ziel
gesetzt, den CO2-Ausstoß bis

2030 um 50 Prozent gegenüber
1990 zu senken. Bis 2020 soll
der Endenergieverbrauch zu 30
Prozent aus Erneuerbaren Ener-
gien gedeckt werden. Langfri-
stig sollen 100 Prozent aus rege-
nerativen Quellen stammen. 

Bereits im Jahr 2009 hatte der
Kreistag den Entschluss gefasst,
den Wärmebedarf und den Aus-
bau der Erneuerbaren Energien
in einem Wärmeatlas darzustel-
len. Im Anschluss daran erarbei-
tete der Landkreis einen Wärme-
plan und im Jahr 2015 folgte 
eine Machbarkeitsstudie zur 
Errichtung einer Nahwärmever-
sorgung in kleinen und mittleren
Kommunen im Landkreis.
Zwölf der 14 Gemeinden im
Landkreis schlossen sich zusam-
men, um die erforderlichen Da-
ten bereitzustellen. Die Mach-
barkeitsstudie wurde vom Land
Hessen finanziell unterstützt.

Wärmenetze lohnen sich
auch in ländlichen Regionen

In ihren exemplarischen Be-
rechnungen zeigt die Kommune
auf, dass sich Wärmenetze auf
Basis Erneuerbarer Energien
nicht nur in städtisch-industriell
geprägten Gebieten lohnen, son-
dern auch in ländlichen Regio-
nen. Voraussetzung sei, dass die
kommunalen Liegenschaften als
große Wärmeabnehmer einge-
bunden werden. Die Vorbild-
funktion der Kommune spiele al-
so eine herausragende Rolle.

Wie die Publikation aufzeigt,
verläuft der Weg zum energiepo-
litischen Ziel der deutschen Bun-
desregierung eines treibhausgas-
neutralen Gebäudebestandes u.a.
über die Kommunen. Die Städte,
Gemeinden und Landkreise ver-
fügten mit der Wärmeplanung
über ein effektives Instrument,
um die Wärmewende schneller
und effizienter voranzutreiben.
Sie könnten private Projekte an-
stoßen, ihre Planungsinstrumen-
te an den ausgearbeiteten Inhal-
ten eines Wärmekonzepts aus-
richten, aber auch selbst aktiv an
der Wärmeversorgung teilneh-
men, indem sie selbst Erneuer-
bare-Energien-Anlagen und
Wärmenetze aufbauen und be-
treiben; zusätzlich komme ihnen
die zentrale Rolle als Mediator
und Vermittler zwischen den
kaum vermeidbaren konflikt-
trächtigen Interessenkonstella-
tionen zu. „Kommunale Wärme-
pläne helfen dabei, unterschied-
liche Interessen während des ge-
samten Prozesses auszutarieren.
Aus Sicht der Bundes- und Lan-

despolitik sind kommunale
Wärmepläne interessant, da sich
Ziele, Potenziale und Maßnah-
men zu überregionalen Plänen
zusammenfassen lassen.“ 

Zwar sei der Umbau der Wär-
meversorgung hin zu Erneuer-
baren Energien und Energieeffi-
zienz mit erheblichen Investi-
tionen verbunden, doch recht-
fertigten die Vorteile finanziel-
len und organisatorischen Auf-
wand, heißt es weiter. Die Nut-
zung heimischer Energieträger
wie Holz, Stroh und anderer
nachwachsender Rohstoffe sor-
ge dafür, dass die Energieausga-
ben nicht aus der Kommune 
ab-, sondern in den lokalen
Wirtschaftskreislauf zurückflie-
ßen. Die Investitionen in neue
Anlagen und Netze stärke die
lokale Wirtschaft mit neuen Ar-
beitsplätzen. Erneuerbare Ener-
gien hielten die Wärmepreise
stabil und machten sie langfri-
stig kalkulierbar, im Gegensatz
zu den unberechenbaren fossi-
len Energiepreisen. Eine zentra-
le Wärmeversorgung über Wär-
menetze senke gegenüber Ein-
zelfeuerungsanlagen die Schad-
stoffemissionen und erhöhe die
Lebensqualität. 

Aber nicht nur die Bürger und
Kommunen vor Ort profitier-
ten von Wärmenetzen, sondern
auch die Energiewende insge-
samt. Nur in Wärmenetzen könn-
ten alle Erneuerbare-Wärme-
Technologien optimal aufeinan-
der abgestimmt werden. Biomas-
se-Heiz(kraft)werke ließen sich
mit Solarthermie, Wärmepum-
pen, Geothermie und anderen
Technologien wie Power-to-Heat
kombinieren. 

Noch stehe die kommunale
Wärmeplanung in Deutschland
erst am Anfang und es gebe noch
kaum Beispiele von Kommunen,
die eine umfassende Wärmepla-
nung Schritt für Schritt bis zur er-
folgreichen Umsetzung vollzo-
gen haben. Dänemark sei hier
schon viele Schritte voraus. 

„Kommunale Wärmeplanung
ist Pflicht, nicht Kür. Das
schlägt sich schließlich in ei-
nem deutlich höheren Anteil der
Fernwärme am Endenergiever-
brauch sowie der Erneuerbaren
Energien an der Fernwärmever-
sorgung nieder. Auch bei der In-
tegration von Solarthermie in
Wärmenetze und saisonale
Wärmespeicher können sich
deutsche Kommunen am Vor-
bild Dänemark orientieren“,
heißt es abschließend.

Die Publikation kann unter
www.unendlich-viel-energie.
de/shop als kostenloses Druck-
exemplar bestellt oder herunter-
geladen werden. Ein Erklär-
video zeigt die wichtigsten
Schritte zum kommunalen Wär-
meplan. DK
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Modernes Leben braucht moderne Technik.

Sichern. Steuern. Beleuchten. www.langmatz.de

Positive Resonanz bei den Forumsteilnehmern in Warngau. 

Umrüstung auf LED Straßenleuchten:

Gemeinde Warngau nutzt
den freien Wettbewerb

Mehr als 25 Teilnehmer, überwiegend aus oberbayerischen Kom-
munen informierten sich anhand des Warngau-Models darüber,
welche Vorteile eine „Umrüstung streng nach Vergaberecht“ brin-
gen kann. Im Mittelpunkt stand dabei auch die Aufforderung an
die Rathäuser zur Schaffung von mehr Wettbewerb gezielt An-
bieter aus dem Mittelstand einzubinden.

Dass auch bei einfachen Sanie-
rungsmaßnahmen, trotz eines be-
stehenden Vertrages über die Stra-
ßenbeleuchtung, eine regelmäßige
Ausschreibungspflicht für Kom-
munen besteht, war zentraler Ge-
genstand des Experten-Meetings
in der Gemeinde Warngau. Orga-
nisiert wurde das Forum nach der
ersten erfolgreichen Veranstaltung
im November 2016 erneut durch
den Bundesverband Straßenbe-
leuchtung und Infrastruktur für
den öffentlichen Sektor - BVSI.
Die eingeladenen Fachleute zeig-
ten praxisnah auf, wie Straßen-
leuchten im freien Wettbewerb
zeitnah, vollständig und vor allem
haushaltsneutral umgerüstet wer-
den können. Denn auch ohne eige-
ne Mittel können die Kommunen
dazu beitragen, die Energiewende
in Bayern Wirklichkeit werden zu
lassen.

BVSI Vorstand Andreas Kleiner
führte in seinem Referat an, dass
viele Kommunen bei der Umrü-
stung ihrer Straßenbeleuchtung oft
durch mangelnde technische,
rechtliche, organisatorische oder
wirtschaftliche Kenntnisse ge-
bremst werden. Und das obwohl
der Umstieg auf LED-Technik die
Energieverbräuche, CO2-Emis-
sionen und Kosten zumeist um
60 Prozent und mehr reduziert.
Während auf der kommunalen
Seite personelle und zeitliche Res-
sourcen zur Planung und Umset-
zung entsprechender Maßnahmen
oft eher knapp sind, kommt es bei
den aktuellen Vertragspartnern,
meist überregionalen Energiever-
sorger, häufig zur Blockade-Poli-
tik. Da die Umstellung auf LED-
Technik deren wirtschaftlichen In-

teressen entgegensteht, werden
Abhängigkeiten und fehlende Ver-
tragskenntnis oftmals ausgenutzt,
besonders hinsichtlich der tatsäch-
lichen Eigentumsverhältnisse der
Straßenbeleuchtungsanlagen. Was
in vielen Fällen dazu führt, beste-
hende Straßenbeleuchtungs-Ver-
träge unter Umgehung der existie-
renden gesetzlichen Ausschrei-
bungsvorschriften leichtfertig ein-
fach zu erweitern. 

Am Beispiel der Gemeinde
Warngau zeigte WiRE Geschäfts-
führer Martin Reh als verantwort-
licher Projektentwickler auf, wie
trotz dieser Hindernisse eine ge-
samtheitliche Umrüstung auf
LED-Technik in einer einzigen
Sanierungsmaßnahme dennoch
gelingen kann. Trotz eines beste-
henden und noch laufenden
Straßenbeleuchtungsvertrages
einhergehend mit intensivem,
langjährigem Widerstand des ak-
tuellen Betreibers, einem überre-
gionalen Energiekonzern. Der
Vergaberechtsexperte Stephan
Boettger erläuterte, wie die nach
Vergaberecht eindeutig geforderte,
regionale Mittelstandsförderung
erfüllt wurde. Dies geschah in ei-
nem freien Wettbewerb der Bieter
und dank der Beteiligung des deut-
schen Finanzierungsunternehmen
VET ganz ohne den Einsatz eige-
ner Haushaltsmittel.

Als Abrundung konnten sich in-
teressierte Gemeindevertreter bei
einer Besichtigung der neu instal-
lierten LED Leuchten des Qua-
litätsherstellers ATON auch ein
Bild von der professionellen Um-
rüstung durch die Fachleute von
Hörmann KN in Warngau ma-
chen. Rüdiger Lehmann

KKW Gundremmingen
soll grüne Wiese werden

Im Verfahren zum Abbau des Kernkraftwerks Gundremmingen
findet ab 28. März 2017 ein Erörterungstermin in Gundremmin-
gen statt. Nach der eingehenden Erörterung der Einwendungen
und intensiver behördlicher und gutachterlicher Prüfung des Ab-
bauantrags wird entschieden, unter welchen Voraussetzungen
dem Antrag entsprochen werden kann. Am Genehmigungsver-
fahren ist auch das Bundesumweltministerium beteiligt. Wird die
beantragte Genehmigung erteilt, kann das Kernkraftwerk zügig
abgebaut werden.

Das bekräftigte die Bayerische
Umweltministerin Ulrike Scharf
anlässlich des jetzt festgelegten
Erörterungstermins. „Der anste-
hende Erörterungstermin ist ein
wichtiges Element, um im ge-
samten Verfahren für Transpa-
renz zu sorgen. In Gundremmin-
gen soll wieder eine grüne Wiese
entstehen. Der Abbau wird von
den Aufsichtsbehörden genauso
intensiv und sorgfältig beauf-
sichtigt wie der laufende Betrieb.
Die Sicherheit von Mensch und
Umwelt steht an erster Stelle“,
so Scharf. 

Die aufsichtliche Überwachung
der Strahlenschutzmaßnahmen

beim Abbau des Kernkraftwerks
übernimmt das Kompetenzzen-
trum Strahlenschutz des Landes-
amts für Umwelt. Das Kompe-
tenzzentrum wird die Strahlen-
schutzmaßnahmen mit engma-
schigen Kontrollen vor Ort und
im Labor begleiten. 

Die aus der Überwachung des
Leistungsbetriebs vorhandenen
und bewährten Konzepte werden
auch beim Abbau eingesetzt. Ein
Schwerpunkt liegt in der Über-
wachung des Freigabeverfahrens:
Alle Anlagenteile, die abgebaut
werden, müssen entweder freige-
messen und freigegeben oder si-
cher entsorgt werden. 

BEG-Qualitätsranking 2016: 

Bayerischer Regionalverkehr
legt deutlich zu

Saubere Züge, hilfreiche Fahrgastinformationen und eine hohe
Serviceorientierung sind wesentliche Kriterien, die mit darüber
entscheiden, wie die Fahrgäste das Angebot im bayerischen Re-
gionalverkehr annehmen. Das Qualitätsranking der Bayeri-
schen Eisenbahngesellschaft (BEG), die den Regional- und S-
Bahn-Verkehr in Bayern im Auftrag des Freistaats plant, finan-
ziert und kontrolliert, gibt Auskunft über das Qualitätsniveau
auf Bayerns Schienen. Das jetzt veröffentlichte Jahresranking
für 2016 - www.beg-qualitaetsranking.de - zeigt: Die Qualität
der Verkehrsleistungen steigt.

Die Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen erhalten von der BEG ei-
nen finanziellen Bonus oder müs-
sen einen Malus zahlen – je nach-
dem wie sie die Qualitätsanforde-
rungen erfüllen. Dieses Anreizsy-
stem zeigt Wirkung: 24 von den
insgesamt 28 Netzen in Bayern,
das entspricht über 85 Prozent der
Netze, fahren im Bonusbereich
(2015: 15 von 27); acht Netze er-
reichen mehr als 50 Punkte auf ei-
ner Skala von -100 bis +100
Punkten (Vorjahr: fünf). 23 von
28 Netzen verbessern ihre Punk-
tezahl. Keines der 28 Netze, bei
denen die BEG anhand von stan-
dardisierten Verfahren und ein-
heitlichen Kriterien die Qualität
kontinuierlich überprüft, ist vom
Bonus- in den Malusbereich ge-
rutscht. Nur noch vier Netze sind
auf der Punkteskala im negativen
Bereich, 2015 waren es noch 12
von 27 Netzen.

Spitzenposition für
Agilis-Nord

Spitzenreiter Agilis-Nord hat
seine Top-Platzierung von 2015
verteidigt und belegt mit 87,25
Punkten erneut Platz 1 unter den
28 im Ranking erfassten Netzen
(2015: 81,91 Punkte, Platz 1). Mit
85,73 Punkten landet die Berch-
tesgadener Land Bahn nur knapp
dahinter auf Platz 2 (2015: 66,74
Punkte, Platz 3), gefolgt vom
Netz Kissinger Stern, das mit
78,33 Punkten auf Platz 3 liegt
(2015: 72,29 Punkte, Platz 2).
Den mit Abstand größten Sprung
nach vorne kann das Netz Kahl-
grund für sich beanspruchen. Es
konnte um 156 Punkte zulegen
und verbessert sich mit 73,63
Punkten vom letzten auf den
sechsten Platz (2015: -82,37
Punkte, Platz 27). Hintergrund ist
ein Wechsel des Betreibers: Seit
Dezember 2015 bedient die DB
RegioNetz Verkehrs GmbH
(Westfrankenbahn), ein Tochter-
unternehmen der DB Regio AG
die Strecke zwischen Kahl am
Main und Schöllkrippen. Der
Main-Spessart-Express wurde
2016 erstmals im Ranking er-
fasst. Das Netz wird seit Dezem-
ber 2015 von der DB Regio AG
betrieben und landet 2016 mit 
-10,62 Punkten auf Platz 25.

„Wir wollen, dass den Fahrgäs-

ten in ganz Bayern ein hochwer-
tiges und leistungsstarkes Ver-
kehrsangebot zur Verfügung
steht. Deshalb überprüfen wir re-
gelmäßig die Qualität der Ver-
kehrsleistungen“, sagt Thomas
Prechtl, Geschäftsführer der BEG
und verantwortlich für den Be-
reich Qualitätsmanagement.
„Dass das Qualitätsniveau im
bayerischen Regionalverkehr
kontinuierlich weiter steigt, ist
sowohl der guten Zusammenar-
beit mit den Verkehrsunterneh-
men zu verdanken als auch dem
Anreizsystem der BEG, das Bo-
nus- beziehungsweise Malus-
zahlungen vorsieht. Die Ver-
kehrsunternehmen arbeiten per-
manent daran, ihr Angebot für
die Fahrgäste zu optimieren und
bei wesentlichen Kriterien wie
Sauberkeit, Komfort und Servi-
ceorientierung immer besser zu
werden. Im Ergebnis profitieren
die Fahrgäste von mehr Qualität
auf Bayerns Schienen.“

Neben dem Netz Kahlgrund
fuhren acht weitere Netze vom
Malus- in den Bonusbereich vor,
darunter das Netz Regio Ober-
bayern, das über 44 Punkte gut
machte und mit 5,76 Punkten auf
Platz 22 landete (2015: -38,55
Punkte, Platz 24). Das Netz Alex-
Süd konnte knapp 40 Punkte hin-
zugewinnen und belegt mit 9,27
Punkten Platz 19 (2015: -30,44
Punkte, Platz 23). Mit einem Plus
von gut 35 Punkten erreicht der
Donau-Isar-Express Platz 14 im
Jahresranking 2016 (2015: -18,06
Punkte, Platz 20). Und selbst im
unteren Bereich der Tabelle wur-
den deutliche Punktgewinne ge-
macht. Zwar bleibt der München-
Nürnberg-Express mit -22,56
Punkten im Malusbereich und
landet erneut auf Platz 26, konnte
sich aber dennoch um über 45
Punkte gegenüber dem Vorjahr
verbessern.

Den größten Punkteverlust ge-
genüber dem Vorjahr musste der
Franken-Thüringen-Express hin-
nehmen. Mit einem Minus von
knapp 21 Punkten landete das
Netz mit +1,31 Punkten dennoch
knapp im Bonusbereich. Schluss-
licht im Jahresranking 2016 ist
das Netz Regio Franken, das
zwar um knapp fünf Punkte zule-
gen konnte, aber mit -44,70
Punkten Platz 28 belegt. 

Thüga Smartservice GmbH 

Für Smart Meter Gateway 
Administration zertifiziert

Die Thüga SmartService GmbH (SmartService) hat durch das
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) die
Zertifizierung für die Dienstleistung der Smart Meter Gateway
Administration (SMGWA) erhalten. Die Zertifizierung erfolgt
nach ISO 27001 auf Basis IT-Grundschutz. Ein SMGWAkonfigu-
riert und betreibt das Gateway, die Kommunikationsvorrichtung
des intelligenten Messsystems. In dieser wird definiert, wem das
Gateway die Daten zur Verfügung stellt.

Bei der Übergabe des Zertifika-
tes durch Thomas Gast, Fachbe-
reichsleiter D 1, führte dieser aus:
„Mit der Zertifizierung des Infor-
mationssicherheitsmanagement-
systems (ISMS) bei der SmartSer-
vice wird ein weiterer wichtiger
Baustein auf dem Weg zum siche-
ren intelligenten Messsystem ge-
legt. Die Vorgaben des Messstel-
lenbetriebsgesetzes und die dazu
mit der Branche erarbeiteten und
definierten Anforderungen der
TR-03109-6 an einen SMGWA
werden im Rahmen der Dienstlei-
stung durch die SmartService für
den Markt bereitgestellt. Damit
gibt es mehrere unabhängige
Dienstleister, die verschieden um-
fängliche Dienstleistungen für die
SMGWAanbieten.“

Grundsätzlich sind Messstel-
lenbetreiber (MSB), die die Auf-
gabe der SMGWA übernehmen
wollen, in der Pflicht ein eigenes
Informationssicherheitsmanage-
mentsystem (ISMS) zu etablieren
und zertifizieren zu lassen. Diese
Pflicht kann entfallen, wenn der
MSB die SmartService beauftragt
und diese den Betrieb des ISMS
übernimmt. Über vertragliche Re-

gelungen wird die Einhaltung von
Sicherheitsmaßnahmen gewähr-
leistet, die die SmartService für
den jeweiligen Messstellenbetrei-
ber konzipiert und deren Umset-
zung stichprobenartig prüft.

Peter Hornfischer, Geschäfts-
führer der Thüga SmartService,
zeigt sich erfreut: „Mit unserer
Entscheidung für den IT Grund-
schutz des BSI haben wir uns vor
über zwei Jahren für den richtigen
Weg entschieden. Davon profitie-
ren jetzt unsere zahlreichen Kun-
den. Diese ersparen die zeit- und
kostenintensiven Erst- und Folge-
zertifizierungen eines eigenen
ISMS.“ Michael Riechel, Vorsit-
zender des Aufsichtsrates der Thü-
ga SmartService und Vorsitzender
des Vorstandes der Thüga Aktien-
gesellschaft, unterstreicht die Be-
deutung der Zertifizierung durch
das BSI: „Der hohe Standard des
Bundesamtes für Sicherheit in der
Informationstechnik bescheinigt,
dass SmartService die höchsten
Anforderungen an die Informati-
onssicherheit erfüllt. Das sind die
Kunden der Thüga SmartService
auch wiederum ihren Kunden
schuldig.“ 
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Verkehrspolitische Bilanz des VDV: 

Haben und Soll
Gemischt fällt die verkehrspolitische Bilanz des Verbandes
Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) wenige Monate vor der
Bundestagswahl aus: Auf der Habenseite stehen laut Verband in
der bisherigen Legislaturperiode höhere Mittel für den Schie-
nenpersonennahverkehr (SPNV) und für die Eisenbahninfra-
struktur, im Soll bleiben unverändert schwierige Rahmenbedin-
gungen für den kommunalen Nahverkehr und den Schienengü-
terverkehr. Unterm Strich ist damit aus Sicht des Branchenver-
bandes der Einstieg in die Klima- und Verkehrswende noch
nicht geschafft. 

„Angesichts der Klimaschutz-
ziele, der zunehmenden Mobilität
in den Ballungsräumen und Groß-
städten sowie der Zuwächse beim
Gütertransport sind unsere Unter-
nehmen eindeutig auf Wachs-
tumskurs. Doch die gesetzlichen
Rahmenbedingungen erschwe-
ren oder verhindern ein stärke-
res Wachstum. Daran müssen wir
dringend gemeinsam mit der Poli-
tik arbeiten. Wir brauchen eine
ambitionierte Verkehrspolitik für
mehr Wachstum und Innovatio-
nen im öffentlichen Verkehr in
Deutschland“, betonte VDV-Prä-
sident Jürgen Fenske. 

Für das deutsche Eisenbahnsy-
stem waren der Abschluss der Lei-
stungs- und Finanzierungsverein-
barung II (LuFV II) sowie die Er-
höhung und Verlängerung der 
Regionalisierungsmittel für den
Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) richtungsweisende Ent-
scheidungen in der aktuellen Le-
gislaturperiode. Ebenso positiv be-
wertet der VDV die erst vor kurz-
em verlängerten Richtlinien für
die Gleisanschlussförderung und
für den Kombinierten Verkehr. 

Vor allem auf der Kostenseite,
aber auch bei regulatorischen
Eingriffen der europäischen und
nationalen Gesetzgeber sieht
sich die Branche deutlich im
Nachteil gegenüber LKW und
Binnenschiff. Während Güter-
bahnen zum Beispiel für jeden
gefahrenen Kilometer im gesam-
ten Eisenbahnnetz eine „Schie-
nenmaut“ zahlen müssen, wird
die LKW-Maut nur auf knapp 7
% des Straßennetzes erhoben.
Zudem wurden die Mautsätze

bei der Straße Anfang 2015 noch
um fast 8 % gesenkt. 

Auch bei weiteren Steuern und
Abgabebelastungen trifft es den
Schienengüterverkehr laut VDV
härter als die anderen Verkehrsträ-
ger: Elektrisch betriebene Güter-
bahnen seien als einzige Güter-
transporte in Deutschland voll-
ständig vom Emissionshandel er-
fasst, die Branche zahle Strom-
und Mineralölsteuer, EEG-Umla-
ge und KWK-Aufschlag. 

Gemischte Gefühle

Mit äußerst gemischten Ge-
fühlen blicken die ÖPNV-Mit-
gliedsunternehmen des VDV auf
die Ergebnisse der bisherigen
Legislaturperiode. Während in
vielen Grundsatzbeschlüssen der
Bundesregierung - unter ande-
rem zum Klimaschutz, zur Digi-
talisierung oder in der Mobi-
litäts- und Kraftstoffstrategie -
die zentrale Rolle eines starken
Nahverkehrssystems in Deutsch-
land betont werde, hätten sich
die finanziellen Rahmenbedin-
gungen für den kommunalen
ÖPNV de facto nicht verbessert.
Vor allem für das große Problem
des Sanierungsstaus im städti-
schen Nahverkehr, der inzwi-
schen auf über vier Milliarden
Euro angewachsen ist, fehlt es
laut VDV an Lösungen. 

Die Entflechtungsmittel, die
der Bund bislang in Höhe von
jährlich rund 1,3 Milliarden Eu-
ro für Investitionen in kommu-
nale Infrastruktur an die Länder
zahlt, fallen als solche ab dem
Jahr 2020 weg. „Die 1,3 Milliar-

den Euro zahlt der Bund zwar
auch ab 2020 weiter an die Län-
der. Aber nicht mehr konkret als
Entflechtungsmittel, sondern all-
gemein über die Zahlungen aus
dem Umsatzsteueraufkommen.
Damit sind nun die Länder in der
Pflicht, diese Mittel auch weiter-
hin für die dringenden Investitio-
nen in den kommunalen ÖPNV
bereit zu stellen. Sollte dies nicht
überall gelingen, wird sich das
städtische Bus- und Bahnange-
bot deutschlandweit sehr unter-
schiedlich entwickeln. Das hohe
Niveau wird dann nicht überall
zu halten sein“, ist sich Präsident
Fenske sicher. 

Zusätzliche finanzielle Mittel
für den ÖPNV gab es dagegen
durch drei Beschlüsse der aktu-
ellen Bundesregierung: Mit ei-
nem Sondervermögen in Höhe
von 3,5 Milliarden Euro fördert
der Bund von 2015 bis 2018 In-
vestitionen in finanzschwachen
Kommunen. Der umfangreiche
Förderkatalog umfasst dabei un-
ter anderem Investitionen zum
Barriereabbau im ÖPNV sowie
zur Luftreinhaltung in den Kom-
munen. Davon profitieren laut
VDV auch die kommunalen Ver-
kehrsunternehmen. Für die För-
derung von Elektrobussen und
für die Digitalisierung des ÖP-
NV wurden in dieser Legislatur-
periode ebenfalls entsprechende
Programme aufgelegt. 

Fahrgastrekord

Deutlich stiegen im Jahr 2016
die Fahrgastzahlen im Öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖP-
NV): Über 10,2 Milliarden Kun-
den sorgten für einen Fahrgastre-
kord bei den Mitgliedsunterneh-
men des Verbands Deutscher Ver-
kehrsunternehmen. Das entspricht
einer Steigerung von 1,8 % im
Vergleich zum Vorjahr und ist da-
mit der größte Fahrgastzuwachs
innerhalb eines Jahres seit 1996.
Einzig im Jahr 2006 stiegen die
Fahrgastzahlen wegen der Fuß-
ball-WM in Deutschland ähnlich
stark wie im vergangenen Jahr. 

Präsident Fenske zufolge war
2016 „ein Rekordjahr für den
deutschen ÖPNV, wenn man auf
die Fahrgastzahlen schaut. Ein
Plus von rund 180 Millionen
Fahrgästen in nur einem Jahr
zeigt, dass die Nahverkehrsun-
ternehmen bundesweit attrakti-
ve, leistungsfähige und verlässli-
che Angebote zu angemessenen
Preisen bieten. Wir sind das
Rückgrat einer effizienten und
klimaschonenden Mobilität für
alle Bürgerinnen und Bürger in
diesem Land, vor allem aber in
den Ballungsräumen und Groß-
städten geht ohne einen leis-
tungsstarken Nahverkehr nichts
mehr. Deshalb gehen wir da-
von aus, dass wir unter den ent-
sprechenden Rahmenbedingun-
gen auch in den kommenden

Jahren weiter wachsen werden.“
In ländlichen Regionen spitzt

sich für viele ÖPNV-Unterneh-
men die Situation weiter zu. Sin-
kende Schülerzahlen, demogra-
fischer Wandel und eine zuneh-
mende Urbanisierung der Bevöl-
kerung stellen gerade die Busun-
ternehmen in der Fläche vor
große Herausforderungen. Der
Bus verzeichnete zwar im ver-
gangenen Jahr erstmals seit Lan-
gem wieder einen deutlichen
Fahrgastzuwachs von 0,7 % und
war mit rund 4,5 Milliarden Fahr-
gästen das mit Abstand meistge-
nutzte ÖPNV-Angebot: „Das liegt
aber nach wie vor am Zuwachs in
den Städten und Ballungsräumen.
In ländlichen Regionen geht die
Nachfrage dagegen vielfach wei-
ter zurück“, so Fenske. Dort müs-
se die Branche gemeinsam mit
der Politik schnell geeignete For-
men einer öffentlichen Mobilität
finden und anbieten, die den ver-
änderten Lebensverhältnissen und
Bedürfnisse der Bevölkerung ent-
spreche. 

Sorgenvoller Blick
auf GVFG

Mit großer Sorge blickt der
VDV auf einen aktuellen Geset-
zesentwurf der Bundesregierung
zur Änderung des Grundgeset-
zes: Demnach soll das Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetz
(GVFG) zwar über 2019 hinaus
fortgeführt werden. Allerdings
will die Bundesregierung die
GVFG-Mittel von jährlich 330
Millionen Euro bis mindestens
2025, also acht weitere Jahre, auf
demselben Niveau einfrieren. 

„Die Fortführung des GVFG
begrüßen wir. Aber die geplante
Versteinerung der Mittel für wei-
tere acht Jahre ist vollkommen
unverständlich. Denn diese Mit-
tel, die bereits seit 1997 nicht er-
höht wurden, sind maßgeblich
für den Neu- und Ausbau des
städtischen Nahverkehrs. Schon
heute ist das GVFG-Bundespro-
gramm zwanzigfach überzeich-
net. Wenn die Mittel nun für wei-
tere acht Jahre eingefroren wer-
den, dann werden wichtige Aus-
bauprojekte im ÖPNV nicht rea-
lisiert. Das ist das Gegenteil einer
Verkehrswende“, unterstrich Jür-
gen Fenske. Der Verband hofft
nun, dass die Länder im Bundes-
rat der dafür nötigen Änderung
des Artikels 125c des Grundge-
setzes nicht zustimmen werden. 

Insgesamt sieht sich die Bran-
che gut gerüstet für die Herausfor-
derungen im Verkehrssektor. Al-
lerdings müssten sich die Rah-
menbedingungen für den Öffentli-
chen Verkehr hierzulande noch
weiter verbessern, um eine Ver-
kehrswende wirklich zu schaffen:
„Der öffentliche Personen- und
Güterverkehr haben ein großes
und noch nicht ausgeschöpftes
Marktpotenzial. Dieses im Sinne
einer Verkehrswende besser zu
nutzen, muss einer der zentralen
verkehrspolitischen Ziele in der
neuen Legislaturperiode des Deut-
schen Bundestages sein“, erklärte
Präsident Fenske. DK

Informationsveranstaltung in Murnau:

Zukunft „Mobilität“
Die Art, wie wir in Zukunft mobil sein werden, wird sich grundle-
gend verändern. Welche technischen Innovationen und gesell-
schaftlichen Trends führen uns zu neuen Möglichkeiten der Fort-
bewegung? Und vor welchen neuen Herausforderungen steht die
Verkehrsplanung? Tobias Kipp (Teamleiter „Kommunale Mo-
bilität“, team red Deutschland GmbH) und Rainer Lampl 
(Geschäftsführer, green-solutions GmbH & Co. KG) diskutierten
dies mit Interessierten im Kultur- und Tagungszentrum Murnau.

Tobias Kipp informierte über
die Zukunftstrends in der inno-
vativen Verkehr-/Mobilitätspla-
nung. Dabei ging er zunächst auf
das Mobilitätsverhalten der ver-
schiedenen Verkehrsteilnehmer
ein: Gemäß der Studie „Mobilität
in Deutschland“ (2008) legt der
durchschnittliche Verkehrsteilneh-
mer am Tag 3,5 Wege zurück und
ist dabei 1 Stunde unterwegs. Im
Vergleich zu früher ist jedoch die
hierbei zurückgelegte Kilometer-
Leistung steigend. Und im Ver-
gleich zu vorhergehenden Erhe-
bungen nimmt der Umweltver-
bund (ÖPNV, Fahrrad und Fuß-
gänger) eine größere Bedeutung
beim Hauptverkehrsaufkommen
(Anzahl der Wege) ein. Dabei
spiegle sich auch das Verkehrsver-
halten der jüngeren Generation
wieder, die weniger Wert auf Auto
und Autofahren lege.

Gefragt sind neue Konzepte

Darüber hinaus gab er zu be-
denken, dass der Infrastrukturaus-
bau für Kfz auch mehr Verkehr
induziere. Doch zugleich gibt es
aufgrund des demographischen
Wandels künftig weniger Zahler
und Nutzer dieses Infrastruktur-
neubaus. Und zudem wachsen
die Städte stetig weiter, während
die ländlichen Räume schrump-
fen. Deshalb seien neue Mobi-
litätskonzepte gefragt: Car-/ und
Bike-Sharing Systeme, Mobi-
litätsdienstleistungen (Mitfahrge-
legenheit, Apps, etc.) und Mobi-
litätsmanagement zur Effi-
zienzsteigerung in Betrieben oder
Kommunen. 

Auch die Integration von alter-
nativen Antriebstechnologien wie
Elektromobilität, Wasserstoffan-
triebe, synthetisches Erdgas und

und von Fortschrittstechnologien,
wie das automatisierte Fahren,
werde bei der Erstellung zukünf-
tiger Konzepte immer wichtiger,
so Kipp.

Hinsichtlich des Radwegekon-
zepts, das der Landkreis Gar-
misch-Partenkirchen derzeit erar-
beiten lässt, gilt es vornehmlich
zwei Zielgruppen zu berücksichti-
gen: Touristen und Freizeitsportler
sowie Einheimische und Pendler.
Letztere benötigen in Murnau at-
traktive Radwege, um beispiels-
weise rasch und sicher zum Bahn-
hof zu gelangen. Dazu gehören
auch eine ausreichende Beleuch-
tung und geräumte Wege im Win-
ter, betonte Rainer Lampl.

Die betroffenen Gemeinden im
Landkreis sind sich dabei einig,
dass der Trend hin zu E-Bikes in
die Planung des Radwegekon-
zepts berücksichtigt werden muss
– vor allem um die Sicherheit der
Fahrradfahrer zu gewährleisten.
Beispielsweise könne hier mittels
einer entsprechenden Beschilde-
rung und Hinweisen auf Gefah-
renbereiche Unfällen vorgebeugt
werden.

So sehe die Wegenetzplanung
des Landkreises Garmisch-Parten-
kirchen insbesondere eine Asphal-
tierung der Verbindungswege zwi-
schen den Ortschaften sowie eine
einheitliche und durchgehende
Beschilderung vor, so Lampl. Im
Rahmen des neuen Radwegekon-
zepts sollen bisher fehlende Ver-
bindungsradwege am Ettaler Berg
zwischen Ettal und Oberau sowie
zwischen Schwaiganger und Mur-
nau ergänzt werden. Und für den
Radschnellweg zwischen Murnau
und Garmisch-Partenkirchen sei
die Förderung bereits bewilligt,
bestätigte der Geschäftsführer von
green-solutions. 

MVV und Landräte:

Ehrung der Busfahrer des Jahres
2016 im MVV-Regionalbusverkehr

Ohne die Busfahrerinnen und Busfahrer fährt nichts im MVV-
Regionalbusverkehr. Sie sind nicht nur Busfahrer, sondern zu-
gleich Auskunft, Fahrkartenverkäufer und Fahrgastbetreuer
in einem – und oft auch Prellbock für alles, was Pendler auf-
regt. Damit sind sie das Gesicht des MVV für den Fahrgast vor
Ort. Grund genug für den MVV, ihre wichtige Leistung zu
würdigen und in den Fokus der Fahrgäste zu bringen. 
Zum zweiten Mal nach 2014 haben MVV und Süddeutsche
Zeitung daher die Fahrgäste zur Wahl des Busfahrers des Jah-
res 2016 aufgerufen. Als Dankeschön fürs Mitmachen wurden
im Rahmen einer Feierstunde den ausgelosten Fahrgästen ihre
Preise überreicht und die Busfahrerin und die Busfahrer aus-
gezeichnet. Landräte und weitere Vertreter der acht Verbund-
landkreise nahmen die Preisverleihung vor.
Aus über 1.000 eingegangenen Vorschlägen wurden zum Bus-
fahrer des Jahres 2016 gewählt: Helene Just, Regionalverkehr
Oberbayern GmbH, Niederlassung Wolfratshausen (Land-
kreis Bad Tölz/Wolfratshausen), Brazzo Hodzic, Enders Rei-
sen (Landkreis Fürstenfeldbruck), Stefan Jädicke, Autobusrei-
sen Steiner KG (Landkreis Dachau), Johann Kanter, Larcher
Touristik GmbH (Landkreis Ebersberg), Sergi Rado, Regio-
nalverkehr Oberbayern GmbH (Landkreis München), Dirk
Weber, Scharf OHG Omnibus & Reisebüro (Landkreis Er-
ding). Bereits zum zweiten Mal gewählt wurden Ademi Sken-
der, Regionalverkehr Oberbayern GmbH, Niederlassung 
Erding (Landkreis Freising) sowie Franz Baumgartner, Omni-
busunternehmen Martin Geldhauser GmbH & Co.KG (Land-
kreis Starnberg). Bild: Hartmut Pöstges, SZ

München:

BBIV plädiert für
Zweite S-Bahn-Stammstrecke

„Nur mit der 2. Stammstrecke bekommt München wieder ei-
nen zuverlässigen Nahverkehr. Wir brauchen sie dringendst
und schnellstmöglich“, betonte Thomas Schmid, Hauptge-
schäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, als Re-
aktion auf die zweimalige Sperrung der 1. Stammstrecke in
München innerhalb eines halben Tages. 

Das Problem sind nicht die
Störungen, sie wird es immer ge-
ben, so Schmid: „Weil aber die 
1. Stammstrecke das Nadelöhr
des Münchner Zug- und S-Bahn-
Netzes ist, haben Störungen so
massive Auswirkungen auf Pend-
ler und Reisende. Abhilfe bringt
da nur die 2. Stammstrecke. Dann
kann man bei solchen Störfällen
ausweichen.“ 

Immerhin geht es mit dem ge-
planten Bau der 2. Stammstre-

cke gut voran, betonte Schmid:
„Verkehrsminister Herrmann hat
im Landtag verkündet, dass jetzt
auch für den westlichen Abschnitt
von Laim bis zum Hauptbahnhof
und damit für zwei Drittel der
Strecke rechtsgültiges Baurecht
vorliegt. 

„Das ist eine gute Nachricht für
München und für das Umland.
Insbesondere die Pendler und
Reisenden werden darüber froh
sein“, stellte Schmid fest. 

20 Jahre Bayern-Ticket
Am 3. März 1997 wurde die beliebte Fahrkarte auf Initiative des
Freistaats Bayern für 35 D-Mark eingeführt, als erstes länderbe-
zogenes Nahverkehrsticket in Deutschland. Seitdem konnte das
Bayern-Ticket seine Erfolgsgeschichte fortschreiben: Rund 130
Millionen Kunden haben seither mit dem Bayern-Ticket den Frei-
staat bereist, insgesamt wurden rund 60 Millionen Tickets ver-
kauft. Die Kunden des Bayern-Tickets haben rund 425.000 mal die
Erde umrundet und dabei 17 Milliarden Kilometer zurückgelegt. 

„Damit hat sich das Bayern-
Ticket seit seiner Einführung zum
erfolgreichsten Länderticket ent-
wickelt“, freut sich Johann Niggl,
Sprecher der Geschäftsführung
der Bayerischen Eisenbahngesell-
schaft, die den Regional- und S-
Bahn-Verkehr im Freistaat plant,
finanziert und kontrolliert. „Mit
dem Bayern-Ticket konnten die
Züge zu den Nebenverkehrszeiten
besser ausgelastet und der Frei-
zeitverkehr gezielt auf Bus und
Bahn gelenkt werden“, stellt 
Niggl fest. „Grund für den Erfolg
des Bayern-Tickets sind im We-
sentlichen sein Markenzeichen 
‚5 Leute – 1 Tag – ganz Bayern‘
sowie die gezielte Bewerbung
durch BEG und DB als das Ticket
für den Freizeitverkehr in Bayern.
Zudem haben Freistaat und DB
kontinuierlich an einer Verbesse-
rung der Angebotskonditionen ge-
arbeitet.“

„Das Bayern-Ticket ist seit sei-
ner Einführung ein Erfolgsmo-
dell... In den vergangenen 20 Jah-
ren ist jeder Einwohner Bayerns
über 10 mal mit dem Bayern-
Ticket gefahren. Wir haben es ge-
schafft, ein umfassendes Mobi-
litätsticket für ganz Bayern zu
etablieren, um so auf das Reise-
verhalten unserer Kunden zu rea-
gieren“, so Patrick Pönisch, Re-
gionalleiter Marketing bei DB

Regio Bayern. Mit dem Bayern-
Ticket können bis zu fünf Perso-
nen einen ganzen Tag beliebig vie-
le Fahrten in Bayern unternehmen.

Erfolgsgeschichte

Zu Beginn seiner Erfolgsge-
schichte beschränkte sich das
Bayern-Ticket auf zwei Erwach-
sene und maximal vier Kinder bis
elf Jahre in den Nahverkehrszü-
gen der Deutschen Bahn. Ein Jahr
später wurde der Geltungsbereich
auf die S- und U-Bahnen in Mün-
chen sowie die Verkehrsverbünde
in Nürnberg, Augsburg und Würz-
burg erweitert. Ende 1999 konnten
schließlich fünf Erwachsene das
Bayern-Ticket für 40 D-Mark nut-
zen. Bis Mitte Dezember 2003
war das Ticket ausschließlich
werktags gültig, dann auch an den
Wochenenden.

2003 kam das Bayern-Ticket
Single sowie für Nachtschwär-
mer 2005 das Bayern-Ticket
Nacht dazu. Zusätzlich wurde der
Geltungsbereich auf fast alle Li-
nienbusse in Bayern erweitert.
Neben dem 2010 eingeführten
Online-Verkauf trägt zur Erfolgs-
geschichte auch bei, dass Fahrten
über die Grenzen Bayerns hinaus
– zum Beispiel bis nach Salz-
burg (Österreich) oder Sonneberg
(Thüringen) – möglich sind. 
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365 Tage voller Tatendrang.
Maximale Auslastung im Ganzjahreseinsatz mit dem 
Unimog Geräteträger. Kommunale Aufgaben sind 
niemals erledigt: Unzählige kleine und große Jobs möchten 
zuverlässig und schnell erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz pflege, Winterdienst, Kehren 
und Reinigen sowie Laden und Transportieren. Hier 

bringt der Unimog seine Vielseitigkeit ins Spiel. Denn 
der Geräteträger kann dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen und elektrischen Schnitt-
stellen eine Vielzahl von Geräten antreiben. Profitieren 
Sie unter www.mercedes-benz.de/unimog

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Nicht verpassen!  
Getourt wird von April bis Juni 2017. Termine in Ihrer Nähe: 
04.05.2017 | Beutlhauser | Biathlonstadion, Oberhof 
23.05.2017 | Wilhelm Mayer | Brühlhalle, Elchingen 
30.05.2017 | Henne Heimstetten | Océ, Poing (bei München) 
Mehr Infos unter mbs.mercedes-benz.com/unimog-tour-2017

Mercedes-Benz Nutzfahrzeuge:

Ausgezeichneter
guter Ruf 

Fünf erste Plätze beim Image Award 2017 der
VerkehrsRundschau für die Daimler-Nutzfahrzeugmarken
München –Die Daimler-Nutzfahrzeugmarken konnten beim
Image Award 2017 in den fünf Kategorien Lkw, Transporter,
Telematik, Miete/Leasing und Tankkarten erneut die ersten
Plätze belegen. Vor kurzem verlieh das Speditions-, Transport-
und Logistikmagazin VerkehrsRundschau in München die
begehrten Preise. 

Die Marke Mercedes-Benz
wurde zum vierten Mal in Fol-
ge mit den Image Awards für
Lkw und Transporter ausge-
zeichnet. Ebenfalls Spitze bei
den 500 befragten Logistikent-
scheidern deutscher Industrie-
und Handelsunternehmen sind
die Dienstleistungen von
Daimler: der Image Award
2017 geht auch an die Service-
marken FleetBoard, Charter-
Way und MercedesService-
Card.

Effizienz und Sicherheit

Mit den Auszeichnungen
werden die Aktivitäten des Un-
ternehmens honoriert, die bes-
ten Nutzfahrzeuge und Servi-
ces hinsichtlich Effizienz, Si-
cherheit und Vernetzung anzu-
bieten. Das Lkw-Flaggschiff,
der Mercedes-Benz Actros, er-
reicht beispielsweise mit dem
neuesten Effizienz-Paket bis
zu sechs Prozent Kraftstoffer-
sparnis. In Punkto Sicherheit

ist die Marke mit dem Stern 
der erste Anbieter, der den 
Abbiege-Assistent und den
neuen Notbremsassistent mit
Fußgänger-Erkennung (Active 
Brake Assist 4) im Angebot
hat. 

Vom Stadtlieferwagen Citan
über das professionelle Multi-
talent Vito bis zum vielseitigen
Klassiker Sprinter besitzt Mer-
cedes-Benz Vans eine ganze
Palette von Transportern, die
sich je nach Bedarf individuell
konfigurieren lassen und für
ihre hohe Qualität und Wirt-
schaftlichkeit bekannt sind.
Darüber hinaus unterstützt
Daimler FleetBoard mit seinen
telematikgestützten Internet-
diensten die Betreiber von
Nutzfahrzeugflotten dabei, ih-
re Fahrzeuge wirtschaftlich zu
steuern. 

In der Praxis bedeutet dies
Kraftstoffeinsparungen von bis
zu 15 Prozent und eine opti-
mierte Fahrzeug- und Tou-
renauslastung. 

Der Mercedes-Benz Econic NGT im Einsatz bei AWS Abfall-
wirtschaft Stuttgart. Technische Daten: Mercedes-Benz Econic
NGT, Euro VI Erdgasmotor M 936 G mit 7,7 l Hubraum, 222
kW (302 PS), zulässiges Gesamtgewicht von 26 t, Radstand
3900 mm.

AWS Abfallwirtschaft Stuttgart
setzt auf Erdgasantrieb

Stuttgart – Sieben Mercedes-Benz Econic NGT (Natural Gas
Technology) mit umweltfreundlichem Erdgasantrieb und um-
fangreicher Sicherheitsausstattung übernehmen künftig die Ab-
fallsammel- und Müllentsorgungsaufgaben im Stadtgebiet der ba-
den-württembergischen Landeshauptstadt Stuttgart. Vor kurzem
erfolgte die offizielle Inbetriebnahme der Fahrzeuge in der AWS-
Betriebsstelle Burgholzstraße in Stuttgart-Münster. 

Peter Bauer, Leiter des Pro-
duktmanagements Econic im 
Geschäftsbereich Mercedes-Benz
Special Trucks, übergab die sie-
ben Econic NGT an Dr. Thomas
Heß, Geschäftsführer des städti-
schen Eigenbetriebs AWS Abfall-
wirtschaft Stuttgart, und Dirk
Thürnau, Technischer Bürger-
meister der Stadt Stuttgart. Die
neuen Erdgasfahrzeuge haben
sich bereits positiv in dem seit
sechs Wochen laufenden Testbe-
trieb in Stuttgart bewährt.

„Die Beschaffung der neuesten
Generation des Mercedes-Benz
Econic NGT hat für Mercedes-
Benz Trucks eine ganz besondere
Bedeutung. Die regionale Ver-
bundenheit zu Stuttgart spielt da-
bei ebenso eine Rolle wie die lan-
ge und intensive Beziehung des
AWS zu Mercedes-Benz Produk-
ten“, so Dr. Ralf Forcher, Leiter
Marketing, Sales und Services
Mercedes-Benz Special Trucks. 

Die Landeshauptstadt hat be-
reits seit der Markteinführung des
Econic im Jahr 1998 kontinuier-
lich Econic Fahrzeuge beschafft
und mit ihnen konventionelle
Entsorgungsfahrzeuge ersetzt.
Jetzt hält erstmals auch der Eco-
nic NGT Einzug in den Stuttgar-
ter Entsorgungsfuhrpark des
AWS.

Der AWS Stuttgart war von
Anfang an als Entwicklungspart-
ner bei Econic und Econic NGT
involviert. Der städtische Eigen-
betrieb hat wertvolle Hinweise zu
den spezifischen Einsatzanforde-
rungen für das Entsorgungsfahr-
zeug der Zukunft geliefert. Eco-
nic Produktmanager Peter Bauer
bestätigt, dass mit dieser zu-
kunftsorientierten Investition ein
wichtiger Beitrag für eine positi-
ve Umweltbilanz geleistet werde.
Der ausschlaggebende Grund
liegt in der innovativen Antriebs-
technik mit sparsamem Kraft-
stoffeinsatz in Kombination mit
sehr geringen CO2- und Geräu-
schemissionen.

„Der AWS hat in Stuttgart
dem Feinstaub den Kampf ange-
sagt“, so AWS-Geschäftsführer
Dr. Thomas Heß. „Wir freuen
uns sehr über die hervorragende
Zusammenarbeit mit Mercedes-
Benz Special Trucks im Kampf
gegen die Abgasproblematik
und zugleich die Erhöhung der
Sicherheit in unserer extrem
emissionsbelasteten Innen-
stadt.“

Die neuen vollluftgefederten
Abfallsammelfahrzeuge Econic
NGT des AWS Stuttgart sind mit
einem Radstand von 3900 mm
äußerst wendig. Dies ist ein im-
mens wichtiger Vorteil im dichten
Stadtverkehr der Stuttgarter In-
nenstadt. Sie haben ein zulässiges
Gesamtgewicht von 26 t, das
identisch mit der Dieselvariante
des Econic ist.

Die Econic Fahrzeuge mit Erd-

gasmotor zeichnen sich durch
sehr geringe Stickoxid-, Partikel-
und Geräuschemissionen aus.
Die in Stuttgart gemessenen
Geräuschemissionen des Econic
bei Vorbeifahrt liegen mit 78
dBA hörbar unter denen eines
Euro VI Dieselmotors, bei dem
80 dBA gemessen wurden. Der
Tankinhalt beläuft sich auf 600 l
Erdgas und ermöglicht hohe
Reichweiten im täglichen Ab-
fallsammeleinsatz. 

Heatweed Technologies AB 
und Max Holder GmbH

übernehmen WAVE Weed Control
Heatweed Technologies AB ist der größte Importeur von WAVE-
Produkten in Skandinavien und hat dort in den letzten Jahren
maßgeblich zur Einführung der Heißwasserunkrautbekämpfung
beigetragen. Die Max Holder GmbH – renommierter Hersteller
von multifunktionalen Systemfahrzeugen – und Heatweed haben
gemeinsam die Heatweed Technologies GmbH gegründet. Diese
übernahm zum 1. März 2017 das WAVE-Portfolio und ist somit
größterAnbieter von Unkrautbekämpfungslösungen für den pro-
fessionellen Einsatz in Europa.

Das niederländische Unter-
nehmen WAVE Weed Control
ging 2003 aus Van de Haar
Landscaping hervor. Das an-
fangs nur für die eigenen Inha-
ber sowie die lokalen Stadtver-
waltungen tätige Unternehmen
weitete seinen Einflussbereich
nach und nach in Richtung Bel-
gien und Deutschland aus. 2013
nahm WAVE das Unternehmen
Heatweed Technologies AB als
seinen ersten Importeur an Bord
und verzeichnete seitdem ein
starkes Wachstum. 

Maßstäbe setzen

„Unsere Vision ist es, bei der
chemiefreien Unkrautbekämp-
fung Maßstäbe zu setzen, was
uns eine führende Rolle ver-
schafft. Daraus erwächst unse-
ren Kunden gegenüber die Ver-
pflichtung, Produkte und Ser-
viceleistungen von höchster
Qualität zu bieten und dabei
auch künftig nach fortwähren-
der Innovation zu streben. Mit
Blick auf dieses Ziel war es ei-
ne logische Schlussfolgerung,
uns mit Holder zusammenzu-
schließen und gemeinsam das
WAVE-Geschäft zu überneh-
men“, erläutert Johan Rud,
technischer Direktor und Mitin-
haber von Heatweed Technolo-
gies AB.

„Unsere Kunden werden die
Änderungen vor allem in den
verbesserten Serviceleistungen
spüren. Aber auch als Marktfüh-
rer geben wir uns nicht mit ei-
nem Status Quo zufrieden“, be-
kräftigt Cecilie Ruud, Interims-
Geschäftsführerin der Heat-
weed Technologies GmbH.
„Wir sind ein forschungsorien-
tiertes Unternehmen, das seine
Verpflichtung seinen Kunden
gegenüber ernst nimmt. Wir
werden uns in diesem Sinne
auch weiterhin der Aufgabe
widmen, die Weiterentwicklung
unserer Technologien und Me-

thoden stetig voranzutreiben.
Der operative Hauptsitz von
Heatweed Technologies GmbH
wird am bisherigen WAVE
Standort im niederländischen
Veenendaal sein. Dadurch si-
chern wir einen reibungslosen
Transfer von Wissen und von
allen bestehenden Geschäfts-
prozessen ab“, führt sie weiter
aus.

Das Highlight im Heatweed-
Produktportfolio ist die welt-
weit patentierte Sensorserie.
Dieses System wird auf multi-
funktionale Systemfahrzeuge
aufgebaut und arbeitet lediglich
mit heißem Wasser, das unter
Einsatz einer Sensortechnologie
gezielt auf das Unkraut ge-
sprüht wird. Die Sensorserie ist
derzeit für Kunden und die Um-
welt in über 17 europäischen
Ländern in Einsatz, deren Zahl
stetig anwächst.

Hohe Wirtschaftlichkeit

„Die Nutzung unserer bei-
den Sensorserien ermöglicht der
Stadtverwaltung Kosteneinspa-
rungen - so konnte der Wasser-
verbrauch um 80 % sowie der
Dieselverbrauch um 83 % ge-
senkt werden und wir können
pro Tag eine Fläche von 30.000
m² behandeln. Wir haben unse-
ren Sensor auf ein Systemfahr-
zeug von Holder aufgebaut, so-
dass wir auf Gehwegen fahren
können und der Verkehrsfluss
somit nicht gestört wird. Die
Sensorserie ist sogar kostengün-
stiger als chemische Mittel und
schlägt alle anderen chemie-
freien Verfahren, die wir in Be-
tracht gezogen haben. Am mei-
sten überzeugt die hohe Wirt-
schaftlichkeit bei gleichzeiti-
ger Schonung der Umwelt“,
verdeutlicht Kurt Idland, Ge-
schäftsführer bei NIS in Stavan-
ger (Norwegen), einem für die
Grünpflege zuständigen Be-
reich der Stadtverwaltung. 

Lindner Traktoren:

LDrive im Winter-Härtetest
Aufgrund des strengen Winters und den beachtlichen

Schneemengen konnte der stufenlose Unitrac 112 LDrive be-
reits hunderte Einsatzstunden im Tiroler Unterland absolvieren.
Gemeinsam mit dem wendigen Lintrac 90, der ebenfalls stu-
fenlos fährt, bilden die beiden den perfekten Räum- und 
Streutrupp, wie das brandneue Einsatzvideo https://www.
youtube.com/watch?v=ntJS_CTVaQI&utm_source=Kom-
bi%3A+Lindner+%2B+Kommunalforum&utm_campaign=d
1b5b7753d-LIN_LDrive_im_Haertetest_02_2017&utm_me-
dium=email&utm_term=0_634a7af78d-d1b5b7753d-
209824197 aufzeigt.

Lust bekommen, den Unitrac 112 LDrive testzufahren? Im
Rahmen des Kommunalforums Alpenraum am 16. März in
Kundl ist hierzu Gelegenheit. Um Anmeldung wird gebeten.

Highlight im Heatweed-Produktportfolio ist die weltweit
patentierte Sensorserie. Der Sensor wurde auf ein Systemfahr-
zeug von Holder aufgebaut. 
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1.000 Jahre 
Neunburg vorm Wald

Das Großprojekt „Neunburg 2017“ ist angelaufen: Für die 1.000-
Jahr-Feier der Stadt Neunburg vorm Wald im Oberpfälzer Seen-
land wurde ein umfangreiches Veranstaltungspaket geschnürt. Ei-
ne Festwoche Ende Juli soll den Höhepunkt der Feierlichkeiten
darstellen. Die Organisatoren hoffen, dass sich mit dem Fest ein
neues Neunburg-Gefühl entwickelt. 

Eine Silvesterparty am 31. De-
zember mit Live-Musik, Feuer-
und Lasershow eröffnete das Ju-
biläumsjahr. Mit dem Jahrestag
der ersten urkundlichen Erwäh-
nung Neunburgs fällt das Fest-
wochenende vom 28. bis 30.
April in der Schwarzachtalhalle
zusammen. Die Festrede soll
Ministerpräsident Horst Seeho-
fer halten, dem die Schirmherr-
schaft zum Jubiläum angetragen
wurde. 

Jubiläumsnacht

In betont lockerer Atmosphäre
soll die „Neunburger Jubiläums-
nacht“ über die Bühne gehen, eine
Big Band aus Tschechien soll den
Abend gestalten. Die Stadtge-
schichte steht tags darauf im
Blickpunkt. Gästeführer bieten hi-
storische Exkursionen für alle Ge-
nerationen an, für den Festvortrag
„1.000 Jahre Neunburg“ soll ein
bedeutender Historiker verpflich-
tet werden.

Farbenprächtiges 
Kaleidoskop

Mit einem Stadtfest und einem
großen historischen Jubiläums-
festzug wird im Juli die Festwo-
che eingeläutet. Der Jubiläumfest-
zug soll ein farbenprächtiges Ka-
leidoskop aus Historie und Ent-
wicklung in Marsch setzen. 

Als Vorschläge für Veranstal-
tungen stehen bisher Open-Air-
Kino im Burghof, Italienische
Nacht im Erlebnisbad, Nacht im
Museum, Einkaufsnacht mit Mo-
denschau, Volksmusikabend und
Vorträge auf der Liste. Auch die
Schulen sollen mit eingebunden
werden. Einen „Festtag der klassi-
schen Musik“ möchte der Kunst-
verein mit einem „Jahrtausend-
konzert“ im Oktober bereiten.

Darin eingebunden werden sollen
Musik-Workshops für Schüler
von Gymnasien aus der mittleren
Oberpfalz.

Sonderbriefmarke

Für Begeisterung in der Stadt
sorgt die Tatsache, dass das Bun-
desfinanzministerium zu Ehren
der Stadt eine Sonderbriefmarke
herausgibt: „Ich hätte mir nicht
träumen lassen, dass wir das wirk-
lich schaffen“, freut sich Bürger-
meister Martin Birner. 

Dabei hatte die Stadt im
Schwarzachtal einen postalischen
Trumpf im Ärmel: Schon 1615
errichtete die Kaiserliche Reichs-
post eine Route von Nürnberg
nach Prag, die auch über Neun-
burg vorm Wald führte. Schließ-
lich verbindet die Stadt den
bayerisch-fränkischen Raum mit
Böhmen. Auch heute noch ist die
tschechische Grenze nur 25 Kilo-
meter entfernt. 

Neue Stadtchronik

Ein weiterer Grund zur Freude
für den Luftkurort ist die pünkt-
lich zum Stadtjubiläum entstande-
ne Stadtchronik. Diese bietet ei-
nen bisher noch nicht dagewese-
nen Schatz an Informationen und
Illustrationen. Unter Federfüh-
rung von Theo Männer und Karl-
Heinz Probst haben insgesamt 31
Autoren und Mitarbeiter an die-
sem einmaligen Werk mitgewirkt
und ganz wesentlich zu dessen
Gelingen beigetragen. 

Auf über 460 Innenseiten wird
in 20 Hauptkapiteln mit über 500
zum Teil erstmalig veröffentlich-
ten Abbildungen das Thema
Neunburg vorm Wald von allen
Seiten beleuchtet. Mit dem Stadt-
buch wird eine heimatkundliche
Lücke geschlossen. DK

Bezirk mit Abstand größter
Kulturförderer in Unterfranken 

Würzburg. (mm) Trotz der schwierigen Lage auf den Finanz-
märkten und der anhaltenden Niedrigzinsphase kann die Un-
terfränkische Kulturstiftung auch in diesem Jahr ihre so ge-
nannten Zweckausgaben erneut steigern – nach einem Plus
von 3,1 Prozent im Vorjahr um 1,8 Prozent in 2017. Damit ste-
hen den Kulturschaffenden rund 8,25 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Insgesamt sieht der Haushalt der Unterfränkischen
Kulturstiftung, den der Bezirkstag von Unterfranken einstim-
mig beschlossen hat, ein Volumen von mehr als 9,32 Millionen
Euro vor. Damit ist der Bezirk auch in diesem Jahr der mit Ab-
stand größte Kulturförderer in der Region.

Der Stiftungshaushalt fördere
Bewährtes, reagiere auf Aktuel-
les und sichere die Kulturförde-
rung der Zukunft, erklärte Be-
zirkstagspräsident Erwin Dotzel
zu Beginn der Haushaltsdebatte.
Zu den Schwerpunkten der be-
zirklichen Kulturförderung zähl-
te er den Museumsbereich: rund
884.500 Euro fließen beispiels-
weise in den Zweckverband
Fränkisches Freilandmuseum
Fladungen, 1,73 Millionen Euro
gehen an die Museen Schloss
Aschach. 

Denkmäler, 
Musik und Theater

Zu den größten Posten im
unterfränkischen Kulturhaus-
halt zählt mit 1,12 Millionen
Euro ferner die Denkmalpfle-
ge, bei der es nicht zuletzt dar-
um gehe, jungen Familien zu
helfen, „um dadurch die histo-
rischen Ortskerne zu revitali-
sieren“. Mit rund 769.000 Euro
wird die Musikpflege gefördert
und über knapp 727.000 Euro

können sich die unterfränki-
schen Theater freuen.

Sichtlich zufrieden wies Be-
zirks-Kämmerer Rainer Klingert
auf die Verzinsung der Kapitaler-
träge hin. Spontane Zustimmung
ernteten Klingert und Finanzre-
feratsleiter Andreas Polst für
„den durchschnittlichen Ertrag
von 3,64 Prozent“, der keinen
Vergleich zu scheuen brauche,
wie Klingert feststellte. Die un-
mittelbar nach der Finanzkrise
gewählte Anlagestrategie, näm-
lich auf einlagengesicherten,
festverzinslichen Wertpapieren
mit längeren Laufzeiten zu set-
zen, habe sich als richtig erwie-
sen. Gleichwohl sei die Lage auf
den Finanzmärkten nach wie vor
von großen Unsicherheiten ge-
kennzeichnet. 

Finanzieller Kraftakt:
Graf-Luxburg-Museum

Zu den größten finanziellen
Herausforderungen dieses Jahres
rechnete Klingert die Neukon-
zeption des Graf-Luxburg-Mu-

seums in Schloss Aschach. Die-
ser „finanzielle Kraftakt“ könne
nur bewältigt werden, weil ent-
sprechende Fördermittel zu er-
warten seien, weil nach der Ver-
staatlichung des Mainfränkischen
Museums die Zweckverbands-
umlage wegfalle und weil rück-
läufige Vermögenserträge durch
eine erhöhte Rücklagenentnahme
ausgeglichen werden könnten.

Motsch lobt erfolgreiche
Anlagenstrategie

Für ihr erfolgreiches Finanz-
management ernteten Kämmerer
Klingert und Finanzreferat-Lei-
ter Polst, die beide federführend
die Anlage des Stiftungskapitals
verantworten, Lob von allen Sei-
ten. So betonte Dr. Peter Motsch
im Namen der CSU-Fraktion die
„sehr kluge und erfolgreiche An-
lagestrategie der Kämmerei“. Im
Rückblick auf das vergangene
Jahr wies er auf die Auflösung
des Zweckverbandes für das
Mainfränkische Museum hin,
womit die Verbandsumlage von
657.100 Euro weggefallen sei.
„Die Übernahme des Mainfrän-
kischen Museums in die Träger-
schaft des Freistaats hat viele
Gewinner“, sagte Motsch. Dazu
zählte er unter anderem „unsere
eigene Kulturarbeit“.

Auch SPD-Fraktionsvorsit-
zende Marion Schäfer-Blake
zeigte sich „froh und stolz“ über
die Finanzlage der Kulturstif-
tung. „Eine solche Verzinsung
gibt es sonst gar nicht“, sagte sie.
Darüber sei ihre Fraktion zu
Recht dankbar. Sorge machte ihr
allerdings die Aussicht, dass die
Rücklagen im Haushaltsjahr
2022 eventuell aufgezehrt sein
könnten, falls die Niedrigzins-
phase bis dahin anhalte. Vorläu-
fig ist geplant, die rückläufigen
Vermögenserträge über höhere
Rücklagenentnahmen zu kom-
pensieren.

Die Fraktionsvorsitzende der
Freien Wähler, Tamara Bischof,

beurteilte die Lage deutlich opti-
mistischer. In der aktuellen Ent-
wicklung sah sie „die Behaup-
tung unserer verehrten CSU-
Kollegen, die Kulturstiftungs-
mittel würden für die künftigen
Jahre nicht mehr in dieser Höhe
zur Verfügung stehen, ad absur-
dum geführt“. Man solle den
Bürgern keine Angst machen,
sagte sie. Den Kulturstiftungs-
Haushalt bezeichnete sie als
„solide aufgestellt“. Erstaunli-
cherweise seien sogar höhere
Zweckausgaben möglich als im
Jahr 2016.

In den „Jubelgesang auf die
Stiftung“ wollte Barbara Imhof
(Bündnis 90/Die Grünen) nicht
einstimmen. Ihre Fraktion bli-
cke „mit Sorge auf die Zu-
kunft“. Ein „Weiter so“ werde
nach ihrer Auffassung nicht
mehr lange möglich sein, denn
die Situation der Stiftung ver-
schlechtere sich mit jedem Jahr.
Mit Blick auf weiter zurückge-
hende Ertragslagen forderte sie
„eine Perspektiv-Debatte zur
Zukunft unserer Stiftung“. Die-
se Debatte müsse jetzt begin-
nen, forderte Imhof, „denn wir
stehen möglicherweise vor ein-
schneidenden Veränderungen“.

Angelika Strobel (Die Linke)
fand das derzeitige allgemeine
Zinsniveau bedauerlich, freute
sich aber darüber, dass in der
Kulturstiftung die „Mittel zum
Glück noch ausreichend“ vor-
handen seien. Dadurch seien
„beachtliche Leistungen für die
Menschen in Unterfranken“ fi-
nanzierbar, lobte sie. Mit Blick
auf die Museen Schloss Aschach
forderte sie entschiedenere Wer-
bemaßnahmen.

Für Neuausrichtung
der Kulturpolitik

Für eine Neuausrichtung der
Kulturpolitik plädierte auch
Adelheid Zimmermann (FDP),
auch wenn die finanzielle Lage
„positiv wie immer“ sei. Die
Kultur-Szene in Unterfranken
sei „frisch und lebendig“. Der
Wandel sollte aber noch besser
berücksichtigt werden. Projekte
mit Behinderten, mit Senioren
oder mit Flüchtlingen seien ent-
sprechend zu fördern. 

Herrsching am Ammersee:

münchen.tv präsentiert
Imagefilm 

Die Heimat im Blick: Mit der Kraft bewegter Bilder klei-
det münchen.tv, das Fernsehen für München und Ober-
bayern, die Schönheit der im Fünf-Seen-Land gelegenen
Gemeinde Herrsching am Ammersee in ein gelungenes
filmisches Porträt. Der Imagefilm „Du bist der Hafen
meiner Seele“ vermittelt ein ebenso glaubwürdiges wie
liebevolles und anregendes Bild der Perle am Ammersee.

Zahlreiche Vereine und Unterstützer ließen diesen Image-
film lebendig werden. Ohnehin lebt die Gemeinde im Land-
kreis Starnberg von seiner Vielfalt: Nicht nur Poeten und
Künstler fühlen sich heimisch, auch das Handwerk spielt ei-
ne herausragende Rolle. Nicht zuletzt aus der Verbindung
von Traditionsbewusstsein und Technologieaffinität speist
sich die Attraktivität Herrschings.

Die Gemeinde bietet auch eine Vielzahl von Möglichkei-
ten, freie Zeit angenehm und unvergesslich zu verbringen.
Laut Bürgermeister Christian Schiller verfügt Herrsching
über die längste durchgehend begehbare Uferpromenade an
einem der schönsten Binnengewässer Deutschlands, um-
fangreiche Ausflugsmöglichkeiten und nicht zu vergessen
die Nähe zur Landeshauptstadt München, die mit der S-Bahn
bequem zu erreichen ist.

Vielfalt der Natur, eine bunte Vereinswelt, kreative Men-
schen: All das zeichnet  die oberbayerische Gemeinde aus.
Mit dem Know-how des Broadcasters wurde diese reichlich
vierminütige Produktion von münchen.tv überzeugend in
Szene gesetzt und von der „Seehof Musi“ um Peter Reichert
glänzend musikalisch begleitet. 

„Viele unserer Partner betreiben erstmals TV-Werbung und
sind positiv überrascht: Unser workflow mit vielen Abnah-
mestufen nimmt den Kunden ‚an die Hand‘ und unsere Be-
ratung basiert auf jahrzehntelanger Erfahrung in Produktion
und Konzept von Imagefilmen, Fernsehwerbung und Busin-
ess-TV“, betonen die Verantwortlichen der Abteilung service
& production. Gerne werden Imagefilm-Aufträge von Ge-
meinden und Unternehmen aus dem Sendegebiet entgegen-
genommen. „Die Schönheit unserer Region darf gerne im In-
ternet weite Beachtung finden. Sprechen Sie uns an, wir er-
stellen Ihnen Ihr individuelles Angebot!“ DK

Landkreis Günzburg:

Verleihung des 
ersten Integrationspreises 

Der Integrationsbeauftragte der Bayerischen Staatsregierung,
Martin Neumeyer und Landrat Hubert Hafner haben den ersten
Integrationspreis des Landkreises Günzburg verliehen. Aus den
eingereichten Vorschlägen und Bewerbungen hat eine Jury fünf
Projekte und Personen ausgewählt. Das Preisgeld von insgesamt
1.500 Euro stellt der Landkreis zur Verfügung. Würdigung fand
vor allem das ehrenamtliche Engagement bei der Betreuung von
Asylbewerbern. 

Die Preisträger sind „Meet &
Eat“ von SubKult, Krumbach,
das P-Seminar „Asyl“ des Maria-
Ward-Gymnasiums Günzburg,
Marc Hettich mit der Videorepor-
tage „Differenzieren – von Da-
maskus nach Krumbach“ sowie
Hans Kohler aus Thannhausen
und Rita Jubt aus Günzburg.

Die Preisträger im Porträt

Essen verbindet und bietet eine
gute Möglichkeit der Kontaktauf-
nahme. Die Krumbacher Gruppe
„Subkult“ griff diese Tatsache auf.
Es bestand das Bedürfnis, Asylsu-
chende mehr ins Alltagsleben zu
holen und Begegnungen zu er-
möglichen. So lassen sich am be-
sten Vorurteile und Berührungs-
ängste abbauen. Angedacht war
ein einfacher Kneipenabend oder
eine Art Flüchtlingscafé. Birgit
Fleischmann kam die zündende
Idee, das Ganze mit Kulinarik zu
verbinden. In Krumbach lebende
Flüchtlinge oder Migranten soll-
ten ihre Kultur über Spezialitäten
ihrer Heimat vorstellen. Subkult
setzte den Gedanken im Sommer
2016 in die Tat um und so ent-
stand das Projekt „Meet & Eat“.

Für das Schulprojekt P-Seminar
„Asyl“ des Maria-Ward-Gymna-
siums Günzburg haben sich acht
Schülerinnen mit ihrer Lehrkraft,
Studiendirektorin Karin Mengele,
dem aktuellen Thema „Asyl“ ge-
widmet. Viel hat dieses P-Seminar
kurz vor dem Abitur in einem Jahr
auf die Beine gestellt. Zum Erfolg
beigetragen hat auch die tatkräfti-
ge Unterstützung durch Evi 
Bäuml, stellvertretend für die Ini-
tiative „Günzburg hilft“. 

Die Schülerinnen sind mit
dem Thema gewachsen. Sie ha-
ben sich ein Jahr lang jede Wo-
che, zusammen mit Ehrenamtli-
chen der Initiative die Nachmit-
tagsbetreuung für Asylbewerber-
kinder übernommen. Unter an-
derem haben die Schülerinnen
eine Spendenaktion gestartet
und Kleidung, Spielsachen
und Bücher für die Kinder ge-
sammelt. 

Marc Hettich hat mit seinem
Abschlussprojekt „Differenzieren
– von Damaskus nach Krum-
bach“ im Rahmen einer journali-
stischen Weiterbildung gleich
doppelt „gepunktet“. Zum ei-
nen erhielt er für seine Videore-
portage „Syrische Flüchtlinge in
Krumbach“ die fabelhafte Note
1,6, zum anderen hat ihn die Jury
für den Integrationspreis auser-
wählt. Mit seiner Videoreportage
wollte er eine sachliche Debatte
anstoßen, Menschen aus der di-
rekten Umgebung zeigen und da-
durch mit Vorurteilen aufräumen.
Hans Kohler sieht es nach eigenen
Worten als seine Aufgabe an,
Menschen in Not zu helfen. Er ist
ein Mensch, der sich mit außeror-
dentlichem Einsatz für Asylbe-
werber im Landkreis einsetzt und
zum Ausbau eines landesweiten
Netzwerks beiträgt.

Als die Asylsuchenden das
Thannhauser Flüchtlingsheim be-
zogen haben, habe es ihm weh ge-
tan, zu sehen, wie bedürftig die
Menschen sind. Er bemerkte, dass
alle theoretischen Diskussionen
über die Flüchtlingsproblematik
sinnlos waren. Viel wichtiger war
es ihm, direkt vor Ort anzupacken,
schnelle und unkomplizierte Hilfe
anzubieten: Asylbewerber ins
Krankenhaus oder zu Behörden
fahren, Übersetzer organisieren
und vor allem sich der täglichen

Sorgen und Nöten der Men-
schen anzunehmen.

Bei Rita Jubt handelt es sich
um eine Günzburgerin, die sich
mit viel Herzblut für die Inte-
gration von Menschen mit Mi-
grationshintergrund einsetzt.
Sie ist eine zentrale Projektent-
wicklerin, Ideengeberin, Bera-
terin von Arbeitskreisen und
Flüchtlingsinitiativen und eine
unermüdliche, tatkräftige Helfe-
rin für die Flüchtlingsarbeit.

Sie unterstützt bei der persön-
lichen Begleitung und Unterstüt-
zung von Asylbewerbern bei
Behördengängen. Rita Jubt hilft
beim Ausfüllen von komplizier-
ten Formularen oder Anträ-
gen und weist den Weg durch den
Behördendschungel. Zudem steht
Sie den Asylsuchenden bei vielen
Situationen zur Seite. haj
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„Vom Eise befreit sind Strom
und Bäche, durch des Früh-
lings holden, belebenden Blick.
Im Tale grünet Hoffnungsglück.
Der alte Winter, in seiner
Schwäche, zog sich in rauhe
Berge zurück.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, ist tief in die
Schatzkiste des Bildungsbür-
gertums eingestiegen, um poe-
tisch das Wiederbeleben der
Natur zu besingen.

Konkret geht es eigentlich
darum, für die Einladung zum Frühlingsfest im
Ratskeller ein passendes Intro zu finden. Die
letzten Jahre haben wir es immer mit Eduard
Mörike „Frühling lässt sein blaues Band wie-
der flattern durch die Lüfte“ gehalten, aber die-
ses Jahr will der Chef mit Goethe vorlegen, weil
es ja tatsächlich mal wieder ein richtiger Win-
ter war, der jetzt zu Ende geht.

Es war doch herrlich nach all den halbgaren
Winterchen der vergangenen Jahre, die weder

fürs Auge noch fürs Gemüt etwas anderes als
Grau in Grau zu bieten hatten, mal richtig
Schnee und Kälte satt zu haben. Die Kinder
konnten auf den Rodelbergen ihrem Vergnügen
nachgehen, ohne sofort auf Steine oder Gras zu
stoßen, die Seen waren zugefroren und boten
den Eisstockschützen und Schlittschuhläufern
ein Sportparadies, der Bauhof konnte in den
Flussauen eine schöne Langlaufloipe spuren,
die nicht schon am ersten Tag um elf Uhr vor-
mittags überflutet vom Schmelzwasser war. Ein-
fach perfekt.

Für ein paar erholsame Wochen ohne Wetter-
kapriolen wurden wir auch vor Warnungen vor
dem Klimawandel verschont, bis es die geballten
Experten nicht mehr aushielten, dass wir jahres-
zeitlich normale Wetterverhältnisse haben und
uns die Sache mit den schmelzenden Gletschern
und der Schubumkehr des Golfstroms zu erklären
versuchen – ich selbst habe die Modellannahme
bis heute nicht letztendlich verstanden.

Also bitte nicht falsch verstehen. Ich bin nicht
Donald Trump, der meint, Umwelt- und Klima-
schutz seien nur lästiger Hokuspokus, denn
schließlich sei eh alles nur Wetter. Nein, die Chi-
nesen lernen es ja mit der extremen Luftver-

schmutzung in ihren Städten
auf die harte Tour und auch
bei uns müssen wir in Sachen
Feinstaubbelastung noch man-
che Hausaufgabe machen,
wollen wir in Zukunft gesünder
leben und die natürlichen Le-
bensgrundlagen stärker re-
spektieren. Aber immer die
Leier mit dem Klimawandel –
die nervt.

Ein Blick in die Geschichts-
bücher zeigt, dass das Klima

sich immer wieder mal änderte oder auch ver-
rückt spielte. So verdankt die Menschheit dem
Ausbruch des indonesischen Vulkans Tambora
den Gruselroman Frankenstein. Dessen Autorin
Mary Shelley schrieb ihn aus lauter Langewei-
le, denn die Staubwolke nach dem Ausbruch
hatte rund um den Globus die Sonne ausge-
sperrt und das berüchtigte Jahr ohne Sommer
verursacht, so dass man kaum vors Haus treten
konnte.

Als Grönland um das Jahr 1000 entdeckt
wurde, herrschte die mittelalterliche Warmzeit,
Vegetation gedieh auf der arktischen Insel und
skandinavische Siedler fanden dort ihre Lebens-
grundlage. 400 Jahre später war dieses Klima-
optimum von einer kleinen Eiszeit abgelöst und
die europäischen Grönländer starben aus. In
Zentraleuropa gab es Kälte, die Ernte ver-
schimmelte auf dem Halm vor lauter Regen,
Hunger und Krankheiten bestimmten das Le-
ben. Weil man es nicht besser wusste, machte
man Hexen für die Misere verantwortlich und
verbrannte sie. Aber auch die Wissenschaften
entstanden, die Mittel fanden, das Leben zu 
meistern und sich so prächtig entwickelt haben,
dass sie uns heute erklären, warum es schlecht
ist, wenn es auf Grönland wieder wärmer wird
und die Insel erneut ergrünt.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist auch etwas
ratlos, warum immer und überall die Keule des
Klimawandels hervorgezogen wird, wenn es
doch nur darum geht, sich vernünftig zu verhal-
ten und die Umwelt zu schonen. Halten wir es
heute darum mit dem bayerischen Anarcho-Phi-
losophen Karl Valentin, der schon vor ungefähr
80 Jahren erkannt hat: „Alle reden vom Wetter,
aber keiner tut etwas dagegen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

„Alle reden vom Wetter,
aber keiner 

tut etwas dagegen“

Politischer Meinungsaustausch mit Landrätin Zinnecker:

Zusammenarbeit bei Bildungsthemen
HWK-Präsident Rauch und Hauptgeschäftsführer Wagner in Marktoberdorf

Die Zusammenarbeit bei Bildungsthemen stand im Mittelpunkt
des politischen Meinungsaustausches zwischen den Spitzen der
Handwerkskammer für Schwaben (HWK), Präsident Hans-Peter
Rauch und Hauptgeschäftsführer Ulrich Wagner, mit der Land-
rätin des Landkreises Ostallgäu, Maria Rita Zinnecker. „Wir
möchten uns in Zukunft noch stärker abstimmen, wenn es um
Berufsorientierung an den Schulen geht“, sagte Rauch und be-
tonte, dass die Werbung um Nachwuchskräfte für das Handwerk
ganz oben auf derAgenda stehe und für die Unternehmen von exi-
stentieller Wichtigkeit sei. Zinnecker stellte die Bedeutung des
Handwerks und des Mittelstandes für ihren Landkreis heraus.

„Eine aktuelle Studie zur Zu-
kunft des Wirtschaftsstandortes
zeigt ganz klar, dass Handwerk
und Mittelstand für das Ostallgäu
unverzichtbar sind“, so die Land-
rätin. Neben Experten aus dem
Landratsamt nahmen auch der
Kreishandwerksmeister der KH
Kaufbeuren, Robert Klauer, und
Handwerksunternehmer Richard
Kaufmann teil. Für die Zukunft
sind weitere Treffen dieser Art
vorgesehen. 

Starkes Netzwerk

Der Landkreis Ostallgäu ist seit
2014 eine zertifizierte Bildungs-
region und unterhält ein starkes
Netzwerk. 2016 wurden eigene
Stellen zur Koordination der Be-
rufsorientierung sowie des Bil-

dungsangebots für Neuzugewan-
derte geschaffen. Um die Belange
der Arbeitgeber kümmert sich die
Wirtschaftsförderung des Land-
kreises – etwa durch die Vermitt-
lung von Gewerbeflächen, die
Beratung zu Förderprogrammen
oder die Unterstützung bei Exis-
tenzgründungen. An dieses Ange-
bot sollen nun die Aktivitäten der
HWK Schwaben noch intensiver
angedockt werden. So bot Haupt-
geschäftsführer Ulrich Wagner
der Landrätin an, in allen Schular-
ten eigene Informationsveranstal-
tungen zur Berufsorientierung für
Lehrkräfte durchzuführen. „Leh-
rerinnen und Lehrer sind bei der
Berufsfindung von zentraler Be-
deutung und wichtige Multiplika-
toren. Wir machen immer wieder
die Erfahrung, dass Inhalte und

Karrieremöglichkeiten von Hand-
werksberufen viel zu wenig be-
kannt sind und viele Lehrkräfte
froh sind, wenn sie hier konkrete
Informationen bekommen und
auch Ansprechpartner bei Fragen
haben. Das können wir als Hand-
werkskammer sehr gut leisten„,
versicherte Wagner. Auch bei den
Berufsinformationsveranstaltun-
gen der Kreishandwerkerschaft in
Kaufbeuren, Marktoberdorf und
Füssen soll die Zusammenarbeit
verstärkt werden.

Großer Beratungsbedarf

Bezogen auf die Situation von
Flüchtlingen machte HWK-Prä-
sident Rauch deutlich, dass deren
Integration am besten durch Ar-
beit bzw. Ausbildung gelingen
kann. „Häufig besteht ein großer
Beratungsbedarf bei den Firmen,
die Flüchtlinge beschäftigen. Wir
als Kammer können das mit un-
serem Expertenteam auch leisten.
Daher müssen wir ganz pragma-
tisch zusammenarbeiten.“ Eben-
so könne die HWK Schwaben als
erfahrener Anbieter von Weiter-
bildung passgenaue Qualifizie-
rungskurse anbieten.“ (treu)

Von links: Peter Däubler (Wirtschaftsförderer Lkrs. OAL), HWK-Präsident Hans-Peter Rauch,
Landrätin OALMaria Rita Zinnecker, HWK-Hauptgeschäftsführer Ulrich Wagner, Richard Kauf-
mann und Kreishandwerksmeister Robert Klauer. Foto: Landkreis Ostallgäu

Erwin Dotzel seit
zehn Jahren im Amt
An die Wahl von Erwin Dotzel

zum Bezirkstagspräsidenten vor
genau zehn Jahren hat Bezirks-
tagsvizepräsidentin Eva Maria
Linsenbreder erinnert. Zu Beginn
der jüngsten Bezirkstags-Sitzung
sagte sie, der Präsident habe Wort
gehalten, als er nach seiner Wahl
allen eine gute Zusammenarbeit
versprochen habe. Linsenbreder
dankte ihm für seine Leistungen
und seinen Einsatz im Namen al-
ler Bezirkstags-Mitglieder, aber
auch im Namen der unterfränki-
schen Bürgerinnen und Bürger,
wie sie betonte. Für die Zukunft
wünschte sie ihm weiterhin viel
Freude an der Arbeit.

Sichtlich erfreut bedankte sich
Dotzel. Sein größter Wunsch sei,
„dass wir weiterhin so erfolgreich
zusammenarbeiten“, sagte er. Der
Bezirkstag von Unterfranken hat-
te Dotzel 2007 als Nachfolger des
im Dezember 2006 überraschend
verstorbenen Albrecht Graf von
Ingelheim zum Bezirkstagspräsi-
denten gewählt. Dotzel, der da-
mals zudem Bürgermeister von
Wörth am Main war, gehört dem
Bezirkstag seit 1990 für den
Stimmkreis Miltenberg an. Zu
Beginn seiner Amtszeit beschwor
er die Geschlossenheit: „Gemein-
sam sind wir stark“, sagte er. Sein
Ziel sei es, „gemeinsam viel zu
bewegen“. Foto: Mauritz

Metropolregion Nürnberg:

Bildungsangebote 
für Neuzugewanderte

Kommunale Koordinatoren optimieren ihr vernetztes Angebot 

Rund 40 Bildungskoordinatorinnen und -koordinatoren küm-
mern sich in nordbayerischen Kommunen darum, Transparenz
über Bildungsangebote für Neuzugewanderte herzustellen, betei-
ligte Akteure der Bildungs- und Integrationsarbeit zu vernetzen
und so die Angebotsstruktur vor Ort zu systematisieren. 

Nun trafen sie sich zu einem
gemeinsamen Austausch in Fürth,
wo mit Förderung des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und For-
schung für zwei Jahre ebenfalls
Koordinationsstellen eingerichtet
wurden. „Unser Team arbeitet be-
reits seit Juli letzten Jahres“, be-
richtete Markus Braun, Bürger-
meister der Stadt Fürth und Leiter
des Referats für Schule, Bildung
und Sport. „Uns war sofort klar,
dass wir uns um eine Förderung
bemühen wollen. Die Integration
von Geflüchteten verstehen wir
als eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe, die nur vor Ort gelingen
kann – dort, wo die Menschen le-
ben, arbeiten und lernen“. Orga-
nisiert wurde die Veranstaltung
von der Transferagentur Bayern
für kommunales Bildungsmana-
gement, dessen Regionalbüro
Nord bei der Geschäftsstelle der
Metropolregion Nürnberg ange-
siedelt ist. 

Förderprogramm des 
Bildungsministeriums 

Seit Mitte 2016 unterstützt das
Bundesbildungsministerium
Städte und Landkreise mit dem
Förderprogramm „Kommunale
Koordination der Bildungsange-
bote für Neuzugewanderte“. Ge-
fördert werden pro Kommune bis
zu drei Personalstellen, abhängig
von der Größe der Kommune.

Insgesamt bewarben sich deutsch-
landweit rund 320 Kommunen,
77 davon aus Bayern, um diese
Förderung. 

Die Transferagentur unterstützt
die Koordinatorinnen und Koor-
dinatoren. Die Geschäftsführerin
der Metropolregion Nürnberg,
Dr. Christa Standecker: „Die
Transferagentur unterstützt die
Kommunen beim Auf- und Aus-
bau eines datenbasierten Bil-
dungsmanagements. Von unserer
Erfahrung im Bildungsmanage-
ment sollen auch die kommuna-
len Koordinatorinnen und Koor-
dinatoren profitieren. Weitere
Veranstaltungen werden folgen.“

Es ist die Aufgabe der kommu-
nalen Koordinatorinnen und Ko-
ordinatoren, alle Bildungsakteu-
re in ihren Kommunen miteinan-
der zu vernetzen, alle Bildungs-
angebote transparent zu machen
und auf die Bedürfnisse der Men-
schen vor Ort abzustimmen. Da-
mit Integration durch Bildung ge-
lingen kann, muss ein einfacher
Zugang zu Bildungsangeboten
für alle möglich sein. Die Koordi-
natorinnen und Koordinatoren
überprüfen deshalb, ob die Bil-
dungsangebote in ihren Kommu-
nen von jedem leicht zu finden
sind. Damit leisten sie einen Bei-
trag für mehr Chancengerechtig-
keit im Bildungssystem, von dem
letztendlich nicht nur Geflüchtete
profitieren können. 

Neuer Familienstützpunkt 
in Unterschleißheim 

Alles fing ganz harmlos an. Die als Fledermäuse, Piraten oder
Clowns verkleideten Kinder und Betreuerinnen des Kinderparks
der Unterschleißheimer Nachbarschaftshilfe begrüßten die Fest-
gäste mit fröhlichen Liedern. Doch dann griff eine der Damen un-
ter den leicht perplexen Blicken der Kinder zur Schere und mach-
te die Krawatte von Erstem Bürgermeister Christoph Böck ein
gutes Stück kürzer. Am „unsinnigen Donnerstag“ muss man halt
mit allem rechnen… 

Landrat Christoph Göbel ließ
es sich nicht nehmen, auch den
dritten Familienstützpunkt im
Landkreis München persönlich
zu eröffnen. Sieben sollen es ins-
gesamt werden. Der neue Fami-
lienstützpunkt soll in erster Linie
Kontakt- und Anlaufstelle für Fa-
milien sein und sie dabei unter-
stützen, sich im Dschungel der
Angebote und Möglichkeiten der
Familienbildung zu orientieren
und passgenaue Angebote zu fin-
den. Tipps zur Erleichterung des
Alltags mit Kind, Angebote zur
Stärkung der Familienbindung,

aber auch Beratung in Krisen und
Begleitung sollen Familien aus
Unterschleißheim sowie Ober-
schleißheim, Unterföhring, Isma-
ning und Garching erhalten. „Wir
stellen immer wieder fest, dass
Familien besonderen Gesprächs-,
Kontakt- und Beratungsbedarf
haben“, so der Landrat in seiner
Ansprache. „Wir brauchen Orte,
wo man einfach mal hingehen
kann und ganz unkompliziert,
Unterstützung oder einfach nur
Gesellschaft findet – wie in einer
guten Nachbarschaft.“ Die Nach-
barschaftshilfe als Träger der neu-

en Einrichtung hat sich daher be-
sonders als Kooperationspartner
angeboten. Zudem verfügt das
bestehende Familienzentrum der
Nachbarschaftshilfe Unterschleiß-
heim durch bereits bestehende
Angebote wie Mutter-Kind-Grup-
pen, dem Kinderpark oder auch
der Mittagsbetreuung bereits über
einen guten Zugang zu Familien
sowie zu anderen Einrichtungen. 

Die erste Vorsitzende der Nach-
barschaftshilfe Unterschleißheim,
Barbara Rannabauer, betonte die
Verschiedenartigkeit heutiger Fa-
milien. Ebenso vielfältig wie die
Familien selbst seien auch ihre
Interessen und Problemlagen. Die
Nachbarschaftshilfe Unterschleiß-
heim verfügt mit ihren vielfälti-
gen Angeboten über jahrelange
Erfahrung in der Familienarbeit.
Die neue Leiterin des Stützpunk-
tes, Andrea Kaltenbach will eine
Lotsenfunktion für die Familien
einnehmen und die Kontakte zu
allen Gemeinden im Einzugsbe-
reich des Stützpunktes ausbauen. 

Weitere Stützpunkte folgen 

Nachdem der Landkreis 2014
die Teilnahme am Förderpro-
gramm „Strukturelle Weiterent-
wicklung kommunaler Familien-
bildung“ beschlossen hatte, wur-
de die Koordinierungsstelle „Fa-
milienbildung und Familienstütz-
punkte“ des Landratsamtes ins
Leben gerufen, die sich um den
Aufbau von Arbeits- und Koope-
rationsstrukturen kümmert. Ziel
der Stelle ist die Erarbeitung eines
Familienbildungskonzepts für
den gesamten Landkreis sowie
die Etablierung und Begleitung
der Familienstützpunkte in den
Landkreisstädten und -gemein-
den. Zwei weitere Familienstütz-
punkte folgen demnachst in Tauf-
kirchen und Feldkirchen. 

V.l.: Alexandra Müller aus der Koordinierungsstelle im Landrats-
amt, Bürgermeister Christoph Böck, Andrea Kaltenbach, Leite-
rin des Familienstützpunktes Unterschleißheim, Landrat Chris-
toph Göbel und Barbara Rannabauer, 1. Vorsitzende der Nach-
barschaftshilfe Unterschleißheim e.V. 
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Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge
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Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

CONSTANZE VON HASSEL
Telefon 08171.930713

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.930710

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen Fahnenmaste + FahnenFahnenmaste + Fahnen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Vorschau auf GZ 6
In unserer Ausgabe Nr. 6, die am 23. März 2017
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Kommunalfinanzen
 Kommunale Baupolitik
 Wasser . Abwasser . Gewässerschutz
 Kommunal-Marketing
 Arbeitsschutzmaßnahmen . Unfallverhütung
 Sicherheitstechnik . Kontroll- und Überwachungsanlagen
 Brand- und Katastrophenschutz

Im Vordergrund rechts Bad Kissingens Landrat Thomas Bold
und Florian Neumann, Leiter des Regionalbüros Nord der
Transferagentur Bayern sowie dahinter das Team des Bil-
dungsbüros Martina Greubel, Andrea Herzer, Stefan Seufert
und Anke Barthel (von links). 

Bildungsregion Bad Kissingen
baut auf Unterstützung

Landrat Thomas Bold unterzeichnet 
Kooperationsvereinbarung mit Transferagentur Bayern

Der Landkreis Bad Kissingen engagiert sich in Sachen Bildung.
Der einst erste Bildungsregions-Landkreis im Bezirk Unterfran-
ken knüpft an die Vorarbeit von über 140 Akteuren aus allen Bil-
dungsbereichen an und macht sich zurAufgabe, die kommunalen
Bildungsstrukturen weiterzuentwickeln. Dabei wird Bad Kissin-
gen von der Transferagentur Bayern unterstützt. 

Wer sorgt sich darum, dass ein
neu zugewanderter Bürger nach
dem Abschluss eines Integra-
tionskurses nahtlos ein stimmi-
ges Bildungsangebot findet? Im
Landkreis Bad Kissingen wer-
den derzeit eine Vielzahl an Lö-
sungen etabliert: Das Bildungs-
portal liefert Informationen im
Internet. Eine neu geschaffene
Stelle erfasst vorhandene Bil-
dungsangebote, erkennt Ange-
botslücken und erarbeitet ge-
meinsam mit den Bildungsver-
antwortlichen Lösungen für indi-
viduelle Herausforderungen.

Regelmäßiger Austausch

„Wir wollen die Bildungschan-
cen aller Bürgerinnen und Bür-
ger im Landkreis Bad Kissingen
verbessern“, erklärt Landrat Tho-
mas Bold. „Aus diesem Grund
haben wir ein Bildungsbüro ein-
gerichtet, das dieses zentrale Ziel
stets im Blick behält.“ An der

Umsetzung erster Ideen wird im
Landratsamt schon gearbeitet:
„Bald treten alle relevanten Bil-
dungsakteure in einen regel-
mäßigen Austausch über die
wichtigen Themen bei uns im
Landkreis“, so Bold.

BMBF-Förderung

Möglich wird die Organisation
solcher Treffen und Bildungs-
konferenzen durch die Förde-
rung des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung
(BMBF). Bad Kissingen nimmt
an den beiden Förderprogram-
men „Bildung integriert“ und
„Kommunale Koordinierung der
Bildungsangebote für Neuzuge-
wanderte“ teil. Insgesamt zwei
Personalstellen im Sachgebiet
Bildung, Schulen, Kultur, Lie-
genschaften werden zunächst
über zwei bzw. drei Jahren vom
Bund und vom Europäischen
Sozialfond gefördert. 

Zusätzliche Hilfe bietet die
Metropolregion Nürnberg durch
das Team der Transferagentur
Bayern, Regionalbüro Nord,
ebenfalls BMBF-gefördert. Sie
unterstützt den Landkreis dabei,
Bildung möglichst schnell und
effizient zu steuern. 

Aus Daten folgen Taten

„Wir vermitteln Wissen von
erfahrenen Kommunen und
achten dabei stets auf die beson-
dere Situation im Landkreis Bad
Kissingen“, verspricht Florian
Neumann, der das Regionalbüro
Nord der Transferagentur leitet.
Bei Veranstaltungen und Termi-
nen in den Räumen der Metro-
polregion in Nürnberg haben
sich die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Transferagentur
und der Kommune schon gut
kennengelernt. „Hier bewegt
sich etwas“, lobte Neumann.

In den kommenden Wochen
wird das Landratsamt von Bad
Kissingen das Team des Bil-
dungsbüros vorstellen. Weitere
Projekte stehen an: die Organisa-
tion von Bildungskonferenzen
und die Einrichtung einer Bil-
dungsberichterstattung. Denn aus
Daten sollen Taten folgen. 

Metropolregion Nürnberg
ist Fairtrade-Region

Die Europäische Metropolregion Nürnberg wurde in der Nürn-
bergMesse im Umfeld der BioFach als „Fairtrade-Region“ ausge-
zeichnet. Den Titelhat TransFair e.V. in Anwesenheit von rund 80
Landrätinnen und Landräten, Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern, Repräsentanten von Schulen, Weltladen-Mitarbeitende
sowie Engagierten aus der Wirtschaft verliehen. 

Transfair e.V.,eine unabhängi-
ge Organisation aus kirchlichen
und zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren, zeichnet seit 2009 Kom-
munen für ihr Engagement zum
fairen Handel aus, Grundlage bil-
den fünf Kriterien. Diese beinhal-
ten u.a. das Angebot von Fair-
Trade-Produkten und Aktionen
rund um den fairen Handel in
Einzelhandel und Gastronomie
sowie in öffentlichen Einrichtun-
gen wie Schulen, Vereinen und
Kirchen. Mit 524 Einzelhandel-
betrieben, 221 gastronomischen
Betrieben und 166 öffentlichen
Einrichtungen ist dies in der Me-
tropolregion Nürnberg mehr als
erfüllt. 

In der Metropolregion sind ins-
gesamt 32 Städte, Landkreise 
und Gemeinden bereits mit dem
Titel Fairtrade-Town ausgezeich-
net bzw. aktuell in der Bewer-
bungsphase. Dabei sind Groß-
städte wie Nürnberg, Erlangen,
Fürth aber auch Mittel-Städte wie
Amberg, Ansbach und Neumarkt
bis zu Gemeinden wie Herrieden,
Veitsbronn und Ebermannstadt.
Hinzu kommen 27 „Fairtrade
Schools“ und zwei „Fairtrade
Universities“.

Dieses breite Engagement be-
legt, dass es sich um ein starkes
und wachsendes Bündnis aus Po-
litik, Bevölkerung, Wirtschaft so-
wie Bildung und Wissenschaft
handelt. 

Nachgewiesen werden muss
auch, dass das Engagement der
Region nachhaltig ist und keine
Eintagsfliege. 2016 hat der Rat

der Metropolregion mit 57 Ober-
bürgermeistern, Bürgermeistern
und Landräten die Bewerbung
befürwortet. Außerdem wurde
ein Initiativkreis gegründet unter
Leitung von Frank Braun, Eine
Welt Netzwerk Bayern und Ruth
Dorner, Stadträtin in Neumarkt. 

So stellt die Verleihung des Ti-
tels Fairtrade-Metropolregion für
den Ratsvorsitzenden Landrat Ar-
min Kroder nur einen Meilen-
stein dar. „Die Auszeichnung ist
für uns vor allem Ansporn, den
Gedanken des Fairen Handels
weiter auszubauen, um so die
Metropolregion Nürnberg zum
Vorreiter und Impulsgeber auf
diesem Gebiet zu machen“, so
der Landrat. 

Vorbildfunktion

Dies erkennt Dieter Overath,
Vorstandsvorsitzender des Trans-
Fair e.V. lobend an: „Die Faire
Metropolregion übernimmt hier
eine Vorbildfunktion, für mehr
globale Gerechtigkeit sind star-
ke Partnerschaften wichtig.“

Die Verleihung ist für die 1.
Sprecherin des Initiativkreises
Faire Metropolregion, Ruth Dor-
ner, auch ein politisches Signal
„Der Fairtrade-Gedanke hat so-
ziale, ökologische und wirt-
schaftliche Aspekte. Neue Ab-
satzmärkte für fair gehandelte
Produkte bei uns zu schaffen, be-
deutet für die Menschen in den
Regionen des Südens vor allem
eine Verbesserung ihrer Lebens-
und Arbeitsbedingungen.“ 

Deutscher Engagementpreis
für Münchner Schule

Die SchlaU-Schule aus München ist in Berlin neben weiteren
Preisträgern aus Hamburg, Berlin und Bremen mit dem Deut-
schen Engagementpreis 2016 ausgezeichnet worden. Gewür-
digt wurde in der mit 5.000 Euro dotierten Kategorie „Chan-
cen schaffen“ das vorbildliche Engagement der SchlaU-Schu-
le, die junge Geflüchtete in München analog zum Kernfächer-
kanon der bayerischen Mittelschule unterrichtet und zum
Schulabschluss führt.

Viele junge Flüchtlinge se-
hen sich nach der Ankunft in
Deutschland mit Zukunftsängs-
ten und Perspektivlosigkeit kon-
frontiert. Der Trägerkreis Junge
Flüchtlinge e.V. aus München gibt
Orientierung und setzt sich dafür
ein, sie in vorhandene öffentliche
Bildungsangebote zu vermitteln.

Nachhaltiger Unterricht

Zu den Projekten des Vereins
gehört die SchlaU-(Schulanalo-
ger Unterricht)-Schule, die den
Jugendlichen einen nachhalti-
gen schulanalogen Unterricht
bietet, um ihnen ihr Menschen-
recht auf Bildung und dadurch

die aktive Teilhabe an der Ge-
sellschaft zu ermöglichen. 

In der SchlaU-Schule werden
320 junge Flüchtlinge in Anleh-
nung an den Fächerkanon der
bayerischen Mittelschulen in
bis zu 20 Klassen unterrichtet.
Die Lehrpläne und Schulfächer
orientieren sich an Regelschu-
len, jedoch wird vieles flexibler
gestaltet. Neben dem Schulun-
terricht werden die Jugendli-
chen sozialpädagogisch beglei-
tet und individuell gefördert, so
dass der Übergang in das deut-
sche Regelschul- und Ausbil-
dungssystem schnell gelingt.

Der Erfolg kann sich sehen las-
sen: Fast 100 Prozent bestehen die
Abschlussprüfung, rund 90 Pro-
zent werden danach erfolgreich in
Ausbildung oder weiterführende
Schulen vermittelt. DK

Bürgermeister-
Wahlen in 

Küps und Roth 
In Küps (Landkreis Kro-

nach) ist der bisherige zwei
te Bürgermeister Bernd
Rebhan von der CSU zum
neuen Rathauschef gewählt
worden. Auf ihn entfielen
62,3 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen. Sein Gegen-
kandidat Thomas Friedlein
von der SPD kam auf 37,7
Prozent. Die Wahlbeteili-
gung lag bei 60,9 Prozent. 

Im mittelfränkischen Roth
wurde Rathauschef Ralph
Edelhäußer (CSU) für eine
weitere Amtszeit bestätigt.
Mit 56 Prozent der Stim-
men behielt er gegenüber
seinem SPD-Herausforderer
Andreas Buckreus, der 44
Prozent erreichte, die Ober-
hand. Die Wahlbeteiligung
lag bei 51,3 Prozent. DK


